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Vorwort

Die Liberalisierung des europäischen Strommarktes im allgemeinen und die überaus schnelle
Öffnung des Marktes für Elektrizität in Deutschland im speziellen haben die stromwirtschaftli-
che Situation grundlegend umgestaltet. Das Interessenkalkül der stromwirtschaftlichen Akteure,
aber auch deren Zahl und Ausrichtung haben sich teilweise grundlegend geändert. Die Wettbe-
werbsfähigkeit des bestehenden Kapitalstocks, aber auch die Schwerpunkte von Neuinvestitio-
nen und deren Fristigkeit werden grundlegend neu bewertet. Neue Stromanbieter, auch aus dem
europäischen Ausland werden in Deutschland tätig und versuchen - wie auch einige der etab-
lierten Energieversorgungsunternehmen - um nahezu jeden Preis Marktanteile zu erringen.
Gleichzeitig verstärkt sich der Trend in der Wirtschaft, nicht unmittelbar zu den industriellen
Kernprozessen gehörige Teile der Betriebsanlagen über Outsourcing in neue Träger- oder Ei-
gentümerstrukturen zu überführen.

Für die Kraft-Wärme-Kopplung ergeben sich aus diesen Trends sehr unterschiedliche Konse-
quenzen. Einerseits verschlechtern sich die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, vor allem in
der Übergangsphase des Verdrängungswettbewerbs und insbesondere für Neuinvestitionen er-
heblich, gleichzeitig ergeben sich jedoch auch neue Möglichkeiten, auch für neue Akteurs- bzw.
Investorengruppen.

An umweltpolitischer Relevanz gewinnen diese Prozesse vor allem durch die Tatsache, daß der
Kraft-Wärme-Kopplung in ihren unterschiedlichen Anwendungsformen auch in einer Klima-
schutzstrategie ihren Platz hat, haben wird und haben muß. Aufgrund der bis heute absehbaren
Entwicklungen und der bisher ergriffenen Maßnahmen und Instrumente wird in den nächsten
fünf bis zehn Jahren noch eine erhebliche Lücke zu den nationalen und internationalen Ver-
pflichtungen zur Treibhausgasminderung zu schließen sein. Ein nicht unmaßgeblicher Teil die-
ser Lücke kann durch die Anwendung der Kraft-Wärme-Kopplung geschlossen werden.

An beiden Punkten setzt die Arbeit von Lambert Schneider an. Er untersucht konsequent aus der
Perspektive eines Investors, in welcher Weise sich sowohl die energiewirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen, aber auch die verschiedenen Varianten der (umwelt-) politischen Intervention auf
die generelle ökologische und ökonomische Attraktivität der Kraft-Wärme-Kopplung, aber auch
auf konkrete Auslegungsfragen und Betriebsregime auswirken. Bemerkenswert ist dabei nicht
nur der durchaus innovative methodische Ansatz im engeren Sinne, sondern auch und besonders
die Tatsache, daß er sich konsequent der Problematik der Unsicherheiten widmet. Vor allem,
aber nicht nur durch die Einführung von Wettbewerb auf dem Energiemarkt sind Zukunftsaus-
sagen zu wichtigen Rahmenparametern von Investitionen heute durch ein weitaus höheres
Ausmaß an Unsicherheiten gekennzeichnet als in der Vergangenheit. Lambert Schneider ver-
folgt hier konsequent den Sensitivitätsansatz, mit dem nicht vorgebliche Sicherheiten vorge-
täuscht, sondern über eine Vielzahl von Variantenbetrachtungen Trends identifiziert werden
können, die Investitionsentscheidungen auf eine bessere Grundlage stellen. Besonders innovativ
wird dieser Ansatzes auch dadurch, daß er auch die Möglichkeiten umweltpolitischer Interven-
tionen (Ökosteuern, Quoten- oder Zertifikatsmodelle) gleichberechtigt in die Untersuchungen
einbezieht und damit das Spektrum möglicher Entscheidungen erweitert.

Aus diesem Grunde hat sich das Öko-Institut entschlossen, die im Rahmen einer Diplomarbeit
an der Technischen Universität Berlin und in Zusammenarbeit mit dem Öko-Institut entstandene
Studie einem breiteren Leserkreis zugänglich zu machen.

Dipl.-Volkswirt Martin Cames
Dr. Felix Christian Matthes
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Zusammenfassung

In den letzten achtzehn Monaten haben sich die energiepolitischen Rahmenbedin-

gungen grundlegend ge�andert: Mit dem Energiewirtschaftsgesetz vom 29. April

1999 ist in Deutschland die Liberalisierung der Elektrizit�atswirtschaft eingeleitet

worden, die zu einem Preisverfall auf den Stromm�arkten gef�uhrt hat. Ein knap-

pes Jahr sp�ater wurde mit der ersten Stufe der �okologischen Steuerreform eine

neue Stromsteuer eingef�uhrt und die bestehende Mineral�olsteuer erh�oht. Und:

Die Bundesregierung verhandelt mit der Elektrizit�atswirtschaft �uber den Aus-

stieg aus der Atomkraft.

Vor diesem Hintergrund werden in der vorliegenden Arbeit die Konsequenzen

f�ur die Kraft{W�arme{Kopplung (KWK) in einem ver�anderten energiepolitischen

Umfeld untersucht. In einem ersten allgemeinen Teil wird zun�achst der Stand der

KWK vor der Liberalsierung analysiert. Dar�uberhinaus werden die Auswirkungen

der Liberalisierung f�ur die KWK beschrieben und Ma�nahmen zur F�orderung der

KWK hinsichtlich ihrer Wirkung untersucht.

In einem zweiten Teil wird die Wirtschaftlichkeit neuer KWK{Anlagen an-

hand vier typischer Anwendungen empirisch untersucht. Ziel ist dabei, den Ein-


u� unterschiedlicher Rahmenbedingungen auf die Rentabilit�at von neuen KWK-

Anlagen herauszuarbeiten. In insgesamt 12 Szenarios werden unterschiedliche

Annahmen �uber die Entwicklung des Strompreisniveaus, die Weiterf�uhrung der

�okologischen Steuerreform, die H�ohe zuk�unftiger Brennsto�preise, die zugrunde

gelegten Zinss�atze und Abschreibungszeiten, die Preise f�ur �Uberschu�strom und

die Einf�uhrung eines Quotenmodells getro�en. Die Wirkung dieser Szenarios wird

in Sensitivit�asanalysen analysiert und bewertet.

F�ur die Berechnung der Wirtschaftlichkeit wird in Anlehnung an die VDI{

Richtlinie 2067 eine eigene Methode entwickelt. Unter Zuhilfenahme von Vier-

telstundenwerten eines Jahres f�ur den Strom{ und W�armebedarf wird mit ei-

nem Algorithmus in einer Simulation die wirtschaftlich optimale Betriebsweise

der Anlage f�ur ein Betriebsjahr bestimmt. Die Ergebnisse der Jahressimulation

werden auf die Betriebszeit extrapoliert, wobei der Dynamik von Strompreisen,

Brennsto�preisen, Instandhaltungs- und Wartungskosten sowie �Okosteuern Rech-

nung getragen wird. Die Kosten und Erl�ose aus den verschiedenen Betriebsjahren

werden zu einem �nanzmathematischen Durchschnittswert �uber die Betriebszeit

nivelliert. Die so ermittelten Gesamtkosten mit einer KWK-Anlage werden den

Kosten bei Vollstrombezug und konventioneller W�armeerzeugung in einem Heiz-

kessel gegen�ubergestellt.

Bei der Ermittlung der Anscha�ungs{ und Betriebskosten der KWK{Anlagen

werden Literaturangaben hinzugezogen und eigene Recherchen bei Herstellern,

Planungsb�uros und Energieversorgungsunternehmen angestellt. Mit den Ergeb-

nissen der empirischen Untersuchung im zweiten Teil und den grunds�atzlichen
�Uberlegungen im ersten Teil k�onnen verschiedene qualitative und quantitative

Aussagen �uber die zuk�unftige Entwicklung der KWK und den Ein
u� der Rah-
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menbedingungen getro�en werden:

� Durch den Verfall der Strompreise infolge der Liberalisierung der Elektri-

zit�atswirtschaft verringert sich das wirtschaftliche Potential der KWK be-

deutend. Ein wirtschaftlicher Einsatz wird erschwert. W�ahrend sich mit

dem heutigen Strompreisniveau bei allen untersuchten Referenzobjekten

ein wirtschaftlicher Betrieb gestalten l�a�t, so ist dies bei einem starken

Verfall der Preise nur noch in wenigen Objekten, insbesondere gro�en Indu-

striebetrieben, m�oglich. Doch auch bei den untersuchten Industriebetrieben

bel�auft sich der Kostenvorteil der KWK{Anlagen gegen�uber dem Vollstrom-

bezug nur noch auf wenige Prozentpunkte.

� Durch die Ausnahmeregelungen der �okologischen Steuerreform f�ur KWK{

Anlagen wird insbesondere die Wettbewerbsf�ahigkeit von kleinen, nicht{

gewerblichen KWK{Anlagen gest�arkt. Sie erhalten mit den n�achsten Stu-

fen der Steuerreform hohe Gutschriften f�ur den eigenerzeugten Strom, wo-

durch sich die Wirtschaftlichkeit gegen�uber dem Stand vor Einf�uhrung der

�okologischen Steuerreform sp�urbar verbessert. Industriebetriebe mit KWK{

Anlagen pro�tieren hiervon in geringerem Ma�e, da f�ur sie ohnehin nur die

erm�a�igten Steuers�atze gelten.

� Die Liberalisierung der Elektrizit�atswirtschaft er�o�net f�ur die Betreiber von

KWK{Anlagen die Chance, �ubersch�ussigen Strom zu vermarkten und Re-

servestrom, f�ur den bisher stark �uberh�ohte Preise verlangt werden, g�unsti-

ger einzukaufen. Im Vergleich zu der Liberalisierung und der �okologischen

Steuerreform zeigt sich jedoch, da� diese M�oglichkeiten nur einen m�a�i-

gen �okonomischen Nutzen bringen, der kaum den Verfall der Strompreise

kompensieren kann.

� Mit einer Nutzung der KWK k�onnen vor allem in gro�en Industriebetrie-

ben erhebliche Mengen an CO2-Emissionen sehr kosteng�unstig vermieden

werden. Der KWK sollte daher bei dem Ziel der Bundesregierung, die CO2-

Emissionen bis zum Jahr 2010 gegen�uber 1990 um 25% zu reduzieren eine

zentrale Rolle zukommen.

� Sehr deutlich kann die Wirtschaftlichkeit von neuen KWK{Anlagen verbes-

sert werden, wenn ein Quotenmodell eingef�uhrt wird. In allen untersuchten

F�allen wird hiermit ein wirtschaftlicher Betrieb m�oglich. Im Vergleich zu

anderen F�orderinstrumenten f�ur die KWK stellt das Quotenmodell zudem

eine eÆziente L�osung dar, die nicht zu einer einseitigen Belastung bestimm-

ter Unternehmen f�uhrt.
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Kapitel 1

Einleitung

Am 29. April 1998 hat der Deutsche Bundestag ein neues Energiewirtschafts-

gesetz verabschiedet, in dem die Elektrizit�atswirtschaft weitgehend liberalisiert

wird. Die alten Versorgungsmonopole mit gesicherten Demarkationsgebieten wer-

den aufgehoben, der Zugang zu den elektrischen Netzen wird ge�o�net und die

Energieverorgungsunternehmen (EVU) m�ussen die Erzeugung, Durchleitung und

Verteilung kaufm�annisch trennen.

Seitdem ist in Deutschland eine Diskussion �uber die Zukunftschancen der

Kraft{W�arme{Kopplung (KWK) in einem liberalisierten Strommarkt entfacht.

Vertreter unterschiedlicher Interessensverb�ande prophezeien den Untergang der

KWK oder stellen einen weiteren Ausbau in Aussicht. Tats�achlich haben sich die

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen f�ur die KWK in den letzten achtzehn Mo-

naten grundlegend ge�andert: Die Strompreise fallen, der Wettbewerb um Strom-

kunden ist in vollem Gang und die Einf�uhrung einer �okologischen Steuerreform

wurde beschlossen.

Vor diesem Hintergrund stellen sich eine Reihe von Fragen:

� Kann der Strom aus KWK{Anlagen in Zukunft gegen die sinkenden Strom-

preise auf dem Markt konkurrieren?

� Welche Wirkung hat die �okologische Steuerreform auf die Wirtschaftlichkeit

von KWK{Anlagen?

� Welche Hemmnisse f�ur einen wirtschaftlichen Einsatz von KWK{Anlagen

werden bestehen bleiben, welche werden hinzukommen und welche werden

wegfallen?

� Wie k�onnen Betreiber von KWK{Anlagen ihren �ubersch�ussigen Strom ver-

kaufen? Wird die diesbez�ugliche Verb�andevereinbarung bestand haben?

� Welche Wirkung wird die Einrichtung eines Spotmarkts f�ur Strom haben?

1
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� Kann die KWK in einer liberalisierten Elektrizit�atswirtschaft einen Beitrag

zum Klimaschutz leisten oder m�ussen Ma�nahmen zum Schutz und zur

F�orderung der KWK ergri�en werden? Wenn ja, welche Instrumente sind

hierf�ur am besten geeignet?

Diese ungekl�arten Fragen er�o�nen ein breites Feld f�ur wissenschaftliche Un-

tersuchungen. Ziel dieser Arbeit ist es, in einem ersten Teil die Ver�anderung der

energiepolitischen und energiewirtschaftlichen Rahmenbedingungen f�ur die KWK

zu beschreiben und zu bewerten, um in einem zweiten Teil die Wirtschaftlichkeit

typischer KWK{Anlagen vor diesem Hintergrund empirisch zu untersuchen.

In dem ersten Teil wird zun�achst die bisherige Entwicklung der KWK in

Deutschland umrissen. Dabei wird insbesondere auf die Hemmnisse eingegangen,

die bisher einem weiteren Ausbau im Wege standen. Das dritte Kapitel wid-

met sich der Frage, welche Chancen und Risiken sich aus der Liberalisierung der

Elektrizit�atswirtschaft ergeben und ob die beschriebenen Hemmnisse abgebaut

werden k�onnen oder neue hinzukommen.

Im Rahmen des Ziels der Bundesregierung, die CO2{Emissionen bis zum Jahr

2010 um 25% zu reduzieren, werden verschiedene Instrumente zur F�orderung

der KWK diskutiert. In Kapitel 5 werden zwei dieser Instrumente aufgegri�en

und analysiert: Die Konsequenzen aus der 1. Stufe der �okologischen Steuerre-

form werden detailliert beschrieben und das von Traube (1999) vorgeschlagene

Quotenmodell wird aus umwelt�okonomischer Sicht untersucht.

�Uber die Wirtscha
ichkeit von KWK{Anlagen lassen sich kaum allgemeine

Aussagen tre�en, denn sie h�angt { anders als bei konventionellen Kondensations-

kraftwerken { von jedem Einzelfall ab. Entscheidend ist unter anderem die Cha-

rakteristik des Strom{ und W�armebedarfs. Aus diesem Grund wird in dem zwei-

ten Teil der Arbeit die Wirtschaftlichkeit an vier ausgew�ahlten Referenzobjekten

untersucht, von denen genaue Daten �uber den Verlauf des Strom{ und W�arme-

bedarfs bekannt sind. Vorrangiges Ziel ist dabei nicht die exakte Absch�atzung

der Kosten f�ur jeden Einzelfall, vielmehr soll herausgearbeitet werden, welchen

Ein
u� die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen auf das betriebswirtschaftliche

Ergebnis haben.

Die Anscha�ungs{ und Betriebskosten der KWK{Anlagen werden aus einer

umfangreichen Literaturrecherche und Anfragen bei Herstellern, Ingenieurb�uros

und EVU gewonnen. Unsicherheiten �uber zuk�unftige Preisentwicklungen und

wirtschaftliche Rahmenbedingungen werden durch die Festlegung verschiedener

Szenarios ber�ucksichtigt.

Zur Berechnung der Wirtschaftlichkeit von KWK{Anlagen wird in Anlehnung

an herk�ommliche Methoden ein eigener Algorithmus entwickelt, mit dessen Hil-

fe es m�oglich ist, die optimale Betriebsweise eines typischen Betriebsjahres zu

simulieren. Aus den Ergebnissen der Simulation k�onnen die Kosten und Erl�ose

�uber die gesamte Betriebszeit abgesch�atzt werden. Diese werden dann den Kosten
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bei Vollstrombezug und konventioneller W�armeerzeugung in einem Heizkessel ge-

gen�ubergestellt.

Abschlie�end werden die Ergebnisse dargestellt und bewertet. Mit Hilfe von

mehreren Sensitivit�atsanalysen wird gezeigt, welche Parameter die Wirtschaft-

lichkeit von KWK{Anlagen signi�kant beein
ussen. Hierbei werden die Konse-

quenzen aus der Liberalisierung, die Einf�uhrung der �okologischen Steuerreform,

die Rolle der von Abschreibungszeiten, Zinss�atzen und Brennsto�preisen, die Wir-

kung hoher Preise f�ur �Uberschu�strom und der Ein
u� des Quotenmodells ana-

lysiert.

In einem Fazit wird versucht, eine Antwort darauf zu �nden, welche Zukunft

die KWK unter den derzeitigen Rahmenbedingungen hat und welche Instrumente

geeignet erscheinen, um ihren Beitrag zum Klimaschutz zu verbessern.
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Teil I

Chancen und Hemmnisse

f�ur die KWK
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Kapitel 2

Stand und Entwicklung der

KWK

Im ersten Kapiel dieser Arbeit wird der Stand und die Entwicklung der Kraft{

W�arme{Kopplung (KWK) in Deutschland vor der Liberalisierung der Energie-

wirtschaft kurz zusammengefa�t. Dabei wird auf den Anteil an der Stromerzeu-

gung im europ�aischen Vergleich, auf die technischen und wirtschaftlichen Poten-

tiale sowie auf die Emissionsminderung im Vergleich zur konventionellen W�arme{

und Stromerzeugung eingegangen. Dar�uberhinaus wird ein Schwerpunkt auf die

Schilderung bestehender institutioneller und politischer Hemmnisse gesetzt.

2.1 Entwicklung der Stromerzeugung in KWK{

Anlagen

Nach einer Studie des statistischen Amtes der Europ�aischen Kommission betrug

im Jahr 1994 der Anteil der Kraft{W�arme{Kopplung (KWK) an der gesamten

Stromerzeugung im EU{Durchschnitt 9%. Allerdings ist dieser Anteil in den ein-

zelnen L�andern recht unterschiedlich: D�anemark und die Niederlande konnten

Anteile um 40% verzeichnen, in Frankreich werden nur 2% ausgewiesen, in Gro�-

britannien betr�agt der Anteil 4% (EU{Kommission 1997). In Tabelle 2.1 auf Seite

8 ist der KWK{Anteil der 15 EU{Staaten an der Stromerzeugung vergleichend

dargestellt.

Diese sehr unterschiedlichen Anteile sind im wesentlichen auf die jeweiligen po-

litischen Rahmenbedingungen zur�uckzuf�uhren. W�ahrend in einigen L�andern der

Ausbau der KWK gef�ordert wurde und g�unstige Rahmenbedingungen gescha�en

wurden, gibt es in anderen L�andern erhebliche Hemmnisse. O�ensichtlich beein-


ussen die politischen Rahmenbedingungen den Ausbau der KWK ma�geblich.

So stellt die EU{Kommission (1997) fest:
"
Der dominierende Faktor ist in al-

len F�allen die nationale KWK{Politik. Am Beispiel D�anemarks, Finnlands und

der Niederlande zeigt sich, da� es mit Hilfe nachhaltiger, koordinierter politischer

7
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                        KWK-Anteil an der Stromerzeugung
Land Installierte Leistung Produzierte Strommenge
Belgien 12% 11%
Dänemark 71% 39%
Deutschland 23% 9%
Finnland 29% 31%
Frankreich 3% 2%
Griechenland 2% 2%
Großbrittanien 4% 4%
Irland 1% 1%
Italien 10% 11%
Niederlande 34% 40%
Österreich 20% 21%
Portugal 10% 10%
Schweden 8% 6%
Spanien 3% 5%
EU-15 13% 9%

Tabelle 2.1: KWK{Anteil an der Stromerzeugung in der EU im Jahr 1994 (EU{

Kommission 1997)

Initiativen gelingen kann, Hindernisse, die der Verbreitung der KWK im Wege

stehen, zu �uberwinden.\

In West{Deutschland ist der KWK{Anteil an der Stromerzeugung in den letz-

ten 30 Jahren deutlich gesunken. Zwischen 1970 und 1990 sank der Anteil an der

installierten Kraftwerksleistung von 25 auf 16%, der Anteil an der Stromerzeu-

gung ging im gleichen Zeitraum von 18 auf 10% zur�uck (Enquete{Kommission

1994).

2.2 Potentiale

Obwohl der Anteil der KWK an der Stromerzeugung in der BRD gesunken ist,

bestehen erhebliche technische und wirtschaftliche Potentiale f�ur einen weiteren

Ausbau. Das technische und wirtschaftliche Potential der KWK wurde in einer

Reihe von Studien abgesch�atzt (Damberger u.a. 1994; Traube, Schulz und Salmen

1995; Nitsch 1994; Matthes, Roos und Witt 1994). Diese Studien unterscheiden

sich allerdings in der Methodik und den angesetzten wirtschaftlichen Rahmenbe-

dingungen wie kalkulatorischen Zinss�atzen oder Brennsto�preisen. Ein direkter

Vergleich der Ergebnisse ist daher kaum m�oglich.

Lux und Th�one (1996) haben einige Studien unter Annahme gleicher Rah-

menbedingungen miteinander verglichen. Danach liegt das technisch{strukturelle

Potential im Haushalts{ und Kleinverbrauchssektor bei 29{51%. Als kostenneu-

tral erschlie�bar gelten in den alten Bundesl�andern 17{51%, in den neuen Bun-
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desl�andern 32{44%. F�ur die industrielle KWK wird bezogen auf den industriellen

Nutzw�armebedarf ein technisch{strukturelles Potential von 19{53% f�ur Gesamt-

deutschland genannt. Hiervon sind 10{38% wirtschaftlich erschlie�bar.

Diese Spannbreite der Zahlen verdeutlicht, da� die Potentiale aufgrund unter-

schiedlicher Pr�amissen sehr unterschiedlich eingesch�atzt werden. Es bleibt aller-

dings festzuhalten, da� das wirtschaftliche Potential in allen Studien weit gr�o�er

als der derzeitige Anlagenbestand ist. F�ur die geringe Nutzung der KWK in der

BRD sind vor allem die in Kapitel 2.4 geschilderten Hemmnisse verantwortlich.

Auch die nieders�achsische Energieagentur hat die Ergebnisse einiger Studien

miteinander verglichen und Unterschiede und Gemeinsamkeiten herausgearbei-

tet (Kralemann, Kersten und Verweyen 1996). Gemeinsamkeiten liegen darin,

da� in allen Studien kleine BHKW f�ur ein Wohnhaus volkswirtschaftlich teurer

sind als die getrennte Erzeugung von Strom und W�arme. Auch die vollst�andige

Einspeisung des erzeugten Stroms ist mit den bestehenden Einspeiseverg�utun-

gen nicht wirtschaftlich. Der Einsatz von BHKW in Krankenh�ausern und der

Fernw�armeausbau mit gro�en Heizkraftwerken gelten hingegen in allen Studien

als wirtschaftlich.

2.3 Emissionsminderung

In Kraft{W�arme{Kopplungsanlagen wird der Brennsto� besser ausgenutzt als bei

der getrennten Erzeugung von Strom und W�arme. Dadurch wird Prim�arenergie

einspart und werden CO2{Emissionen vermieden. �Uber die H�ohe der Emissions-

minderung und der Einsparung an Prim�arenergie besteht allerdings Uneinigkeit

(vgl. Kralemann, Kersten, Verweyen (1996) und Lux, Th�one (1996)).

Bei der Bestimmung dieser Gr�o�en kommt es auf die Annahmen an, welche

Typen von KWK{Anlagen zugebaut werden und welche Art von Stromerzeu-

gung dadurch an anderer Stelle vermieden wird. Dies soll an zwei Beispielen

verdeutlicht werden, in denen f�ur die Emissionsvermeidung durch KWK einmal

ung�unstige und einmal g�unstige Rahmenbedingungen angenommen werden:

1. Bei einem Ausbau der KWK werden vorwiegend gro�e Heizkraftwerke auf

Steinkohlebasis errichtet. Anstelle der KWK w�urde die alternative Stromer-

zeugung in modernen GuD{Kraftwerken und die alternative W�armebereit-

stellung mit Brennwertkesseln auf Erdgasbasis erfolgen. Bei diesem Szenario

werden durch die KWK praktisch keine CO2{Emissionen mehr vermieden,

da zwar die Brennsto�ausnutzung mit der KWK etwas h�oher ist, aber die

spezi�schen CO2{Emissionen der Steinkohle (ca. 93 kg/GJ) weit gr�o�er als

die von Erdgas (ca. 55 kg/GJ) sind.

2. Der Ausbau der KWK erfolgt in dezentralen, eÆzienten motorbetriebenen

BHKW und Gasturbinenanlagen auf Erdgasbasis unter Verwendung von
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Brennwert{Technologie. Durch den Einsatz dieser Anlagen wird die W�arme-

bereitstellung in Nachtspeicher�ofen und Durchlauferhitzern verdr�angt bzw.

vermieden. Durch die alternative Stromerzeugung in Kraft{W�arme-Kopp-

lung, den Verzicht auf Strom zur W�armebereitstellung und die Vermeidung

von �Ubertragungsverlusten durch den Einsatz dezentraler Einheiten k�onnen

alte ineÆziente Kraftwerke auf Braun{ oder Steinkohlebasis abgeschaltet

werden. Bei diesem Szenario k�onnten durch den Einsatz von KWK die

CO2{Emissionen und der Prim�arenergieverbrauch erheblich gesenkt wer-

den.

Die beiden Beispiele veranschaulichen, da� bei der Bewertung der KWK hin-

sichtlich einer Emissionsminderung den politischen Akteuren viel Raum f�ur eine

individuelle Bestimmung des Nutzens aus der KWK gegeben wird.

2.4 Hemmnisse f�ur die Nutzung der KWK in

Deutschland

Es gibt eine Reihe von institutionellen Hemmnissen, die dazu f�uhren, da� der

Anteil der KWK an der Stromerzeugung im Vergleich zu einigen anderen eu-

rop�aischen L�andern vergleichsweise niedrig ist und viele wirtschaftliche Potentia-

le bisher nicht ausgesch�opft werden. Im folgenden werden diese Hemmnisse n�aher

beschrieben. Eine detaillierte Darstellung der Behinderung von Eigenerzeugung

in KWK{Anlagen �ndet sich bei Traube (1999).

Kraft{W�arme{Kopplungsanlagen werden �uberwiegend von unabh�angigen Be-

treibern oder kommunalen Energieversorgungsunternehmen (EVU) betrieben.

Typische Beispiele sind Stadtwerke, die Fernw�armenetze betreiben oder �o�entli-

che Geb�aude versorgen, oder Industrieunternehmen, die sowohl Strom als auch

Proze�w�arme ben�otigen.

Das Hauptproblem besteht in der Abh�angigkeit der Betreiber von den vor-

gelagerten EVU. Die Betreiber sind f�ur einen sicheren und zuverl�assigen Betrieb

der Anlagen auf bestimmte zus�atzliche Leistungen angewiesen, die bisher immer

das vorgelagerte EVU erbracht hat:

1. Die Versorgungssicherheit mu� auch bei Ausfall der Anlage gew�ahrleistet

bleiben. Die Betreiber m�ussen bei Ausfall ihrer eigenen Anlage Reserve-

strom beziehen.

2. Eine KWK{Anlage kann alleine nur in Ausnahmef�allen wirtschaftlich den

gesamten Strombedarf decken. Die Betreiber m�ussen zur Deckung des eige-

nen Strombedarfs Zusatzstrom beziehen.

3. Ist der eigene Strombedarf gering, aber ein ausreichender W�armebedarf

vorhanden, mu� �Uberschu�strom an Dritte verkauft werden, um die KWK{

Anlage weiterbetreiben zu k�onnen.
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Bei allen drei Punkten wird in jedem Fall das Netz des vorgelagerten EVU

beansprucht. Bisher war das vorgelagerte EVU auch automatisch f�ur die Vorhal-

tung und Inanspruchnahme von Reserveleistung, den Zusatzstrombezug und die

Einspeisung von �Uberschu�strom zust�andig.

Das vorgelagerte EVU steht jedoch wirtschaftlich in Konkurrenz zu den un-

abh�angigen Betreibern, die mit ihrer eigenen Stromproduktion den Absatz des

vorgelagerten Unternehmens senken. Das Interesse des EVU besteht daher darin,

die unabh�angige Stromproduktion zu verhindern oder { falls dies nicht m�oglich

ist { zu erschweren. So stellt die EU{Kommission (1997) in einer Mitteilung fest,

da�
"
viele der ma�geblichen Hindernisse ... auf das Verh�altnis zwischen Eigener-

zeugern und Elektrizit�atsversorgungsunternehmen zur�uckzuf�uhren sind.\ Vorge-

lagerte EVU k�onnen die Eigenerzeugung von KWK{Strom auf verschiedene Art

und Weise behindern, insbesondere durch ihre Preispolitik und die Gestaltung

der Vertr�age f�ur den Bezug von Zusatz{ und Reservestrom und die Abnahme

von �Uberschu�strom.

Ein weiteres Problem stellt die duale Finanzierung bei vielen Objekten der

�o�entlichen Hand und in der Wohnungswirtschaft dar.

2.4.1 Preispolitische Diskriminierung

Das vorgelagerte EVU kann durch seine Preisgestaltung die Wirtschaftlichkeit

von KWK{Anlagen unabh�angiger Betreiber beein
u�en. Wenn es sich bei den

potentiellen Betreibern von KWK{Anlagen nicht um Tarifkunden, sondern um

Sonderkunden handelt { wie es �uberwiegend der Fall ist {, so kann das vorgela-

gerte EVU die Elektrizit�atspreise individuell anpassen.

Dies kann zu einer preispolitischen Behinderung von KWK{Anlagen f�uhren:

Plant ein potentieller Eigenerzeuger eine KWK{Anlage, so macht das vorgela-

gerte EVU unter Beachtung der Rahmenbedingungen und der Kalkulation des

potentiellen Eigenerzeugers ein individuelles
"
Sonderangebot\. Die Strombezugs-

kosten dieses Angebots liegen dabei gerade unter den kalkulierten Kosten der

KWK{Anlage bei einer Anlegung an die W�armekosten. Der Bezug von dem vor-

gelagerten EVU wird durch das
"
Sonderangebot\ g�unstiger als die Errichtung ei-

ner eigenen KWK{Anlage. Der potentielle Eigenerzeuger wird auf den Bau einer

eigenen KWK{Anlage verzichten und das g�unstigere Angebot des vorgelagerten

EVU nutzen.

Diese
"

exible\ Preisgestaltung seitens der EVU f�uhrt zu erstaunlichen Er-

gebnissen: Ein Gesch�aftsf�uhrer eines Beratungsunternehmens berichtet, da� eine

�ubliche Vorgehensweise bei der Beratung von Industriekunden darin besteht, dem

vorgelagerten EVU eine g�unstige { jedoch noch glaubw�urdige { Kalkulation f�ur

eine KWK{Anlage vorzulegen und dar�uber verg�unstigte Strombezugskondition

auszuhandeln. Das Beratungsunternehmen konnte so die Stromrechnung seines

Kunden erheblich senken, ohne in Anlagentechnik zu investieren.
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Die VDEW (1996, S. 10) hat diese Strategie der EVU in einem Jahresbericht

mit den folgenden Worten ausgedr�uckt:

"
F�ur die deutschen Elektrizit�atsversorgungsunternehmen ist Wettbe-

werb nichts Neues. Sie mu�ten sich schon bisher ... gegen die Ei-

generzeugung behaupten. Letztere hat Auftrieb bekommen, da die ge-

koppelte Erzeugung von Strom und W�arme heute bei kleinen Anlagen

auf der Basis von Erdgas wirtschaftlich sein kann ... Zwischen 1994

und 1996 mu�ten nach einer VDEW{Umfrage die 50 gr�o�ten Strom-

versorger sich in fast 2000 F�allen der Herausforderung durch Pl�ane

zur Eigenerzeugung stellen. Durch 
exibles Preisgebaren ... konnten

sie sich vielfach behaupten ... Jedenfalls wurden die �Uberlegungen zur

Eigenerzeugung in den meisten F�allen letztlich fallengelassen.\

An sich wirtschaftliche Anlagen werden o�ensichtlich durch 
exibles Preisge-

baren betriebswirtschaftlich unrentabel gemacht.

F�ur das vorgelagerte EVU rechnen sich aus betriebswirtschaftlicher Perspekti-

ve solche
"
Sonderangebote\ durchaus. Erstens werden so durch langfristige Ver-

tr�age Kunden gebunden. Zweitens verf�ugen gerade die gro�en Versorgungsun-

ternehmen �uber erhebliche �Uberkapazit�aten. Der Verkauf von Strom zu Preisen

oberhalb der eigenen Grenzkosten f�uhrt in diesem Fall zu einer Erh�ohung ihrer

Deckungsbeitr�age. Allerdings gilt dieses Kalk�ul nur kurzfristig und bei vorhande-

nen �Uberkapazit�aten: Langfristig mu� sich das EVU bei der Preisbildung an den

Grenzkosten neu zu errichtender Kapazit�aten orientieren.

M�uller{Achterwinter (1997) u.a. haben empirisch die H�ohe der vermiedenen

Kosten durch Stromerzeugung in KWK{Anlagen unter ostdeutschen Rahmen-

bedingungen untersucht. Dabei wurde sowohl die Vermeidung von �xen und va-

riablen Erzeugungskosten, als auch die Vermeidung von Netzkosten und Verwal-

tungskosten ber�ucksichtigt. Die Autoren nehmen in ihrer Berechnung an, da� die

Kapazit�at eines neu zu bauenden Kondensationskraftwerks auf Braunkohlebasis

bei einer Leistung von 3300 MW und 7200 Jahresvollaststunden zu 79,5% durch

KWK{Anlagen ersetzt werden k�onnte. Unter diesen Rahmenbedingungen kom-

men sie auf durch KWK{Anlagen vermeidbare Systemkosten von 9,88 Pf/kWh.

Die Autoren f�uhren jedoch an, da� unter Ber�ucksichtigung weiterer Faktoren, ins-

besondere einer geringeren Benutzungsdauer und den Kosten f�ur die Reservevor-

haltung, die vermiedenen Kosten durch die KWK dem Niveau der durchschnitt-

lichen Vollbezugskosten der Stadtwerke von den vorgelagerten EVU entsprechen.

Diese berechnen M�uller{Achterwinter u.a. (1997, S. 251) f�ur verschiedene Refe-

renzf�alle in Ostdeutschland zu 12,14 bis 15,06 Pf/kWh.

Sollten die vermiedenen Kosten durch KWK{Anlagen bei den EVU tats�achlich

ca. 12{15 Pf/kWh betragen, so kann in vielen F�allen sicherlich von Dumpingange-

boten und damit einhergehend von einer Quersubventionierung gesprochen wer-

den, da die
"
Sonderangebote\ f�ur potentielle Eigenerzeuger zum Teil unterhalb
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dieser Betr�age liegen. Die EVU diskriminieren in diesem Fall zwischen potenti-

ellen Betreibern von KWK{Anlagen und �ubrigen Kunden, denn letztere k�onnen

nicht mit der Errichtung einer KWK{Anlage drohen.

Der praktische Nachweis einer solchen Preisdiskriminierung ist sicherlich schwer

zu erbringen, es gibt allerdings deutliche Hinweise: Die
"
Stromkonsensrunde Ost

\ beschlo� z.B. am 31. Januar 1996 in Erfurt, da� die VEAG ihren Regionalver-

sorgern j�ahrlich 150 Millionen DM zur Verf�ugung stellt f�ur die
"
Markterhaltung

der Braunkohle\ (zitiert nach Traube 1999). Dahinter d�urften sich u.a. Dumping{

Angebote zur Verhinderung von KWK{Anlagen verbergen.

2.4.2 Gestaltung der Vertr�age f�ur Zusatz{, Reserve{ und
�Uberschu�strom

Vertr�age f�ur die Lieferung von Zusatz{ und Reservestrom werden vertraulich

behandelt. Es sind zwar einige Norm{Sondervertr�age erh�altlich, doch gerade bei

dem Verkauf an gro�e Kunden, wie Stadtwerken oder regionale EVU, weichen die

Konditionen zum Teil erheblich von denen der Normvertr�age ab.

Grundlage f�ur die Gestaltung der Vertr�age f�ur den Bezug von Zusatz{ und

Reservestrom sowie die Einspeisung von �Uberschu�strom bildet die Verb�ande-

vereinbarung mit dem Titel
"
Grunds�atze �uber die Intensivierung der stromwirt-

schaftlichen Zusammenarbeit zwischen �o�entlicher Elektrizit�atsversorgung und

industrieller Kraftwirtschaft\ vom 27. September 1994 zwischen VDEW, BDI

und VIK (1994), die ausf�uhrlich in Kapitel 7.6.1 auf Seite 87� dargestellt wird.

Trotz einiger Verbesserungen in der Fassung von 1994 werden die getro�enen

Vereinbarungen zum Teil so ausgelegt, da� die Behinderung von KWK{Anlagen

durch eine entsprechende Vertragsgestaltung weiterhin m�oglich ist. Traube (1999)

stellt diese Situation ausf�uhrlich dar und nennt u.a. folgende gebr�auliche Elemen-

te vertraglicher Behinderung der Eigenerzeugung in KWK{Anlagen:

� Degressive Preissysteme. Die Vertr�age f�ur den Strombezug werden so ge-

staltet, da� die Preise f�ur Leistung und Arbeit mit der Bezugsmenge sin-

ken. Werden Teile des Strombedarfs durch KWK{Anlagen bereitgestellt, so

sind f�ur die Betreiber die vermiedenen Strombezugskosten geringer als ihre

durchschnittlichen Strombezugskosten.

� Preise f�ur Reservestrom. F�ur die Bereitstellung und Inanspruchnahme von

Reserveleistung werden hohe Preise verlangt. Es ist fraglich, ob diese Prei-

se den tats�achlichen Kosten f�ur die Vorhaltung und Inanspruchnahme von

Reservestrom entsprechen, da der Ausfall mehrerer Anlagen zum gleichen

Zeitpunkt unwahrscheinlich ist und sich nur in sehr geringem Ma�e auf die

Engpa�leistung �o�entlicher Kraftwerke auswirken w�urde. Traube (1999, S.

19) kommt in Hinblick auf die in Kapitel 7.5 geschilderten Konditionen der

RWE Energie AG zum Beispiel zu dem Schlu�, da�
"
die Reservestrompreise
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erheblich h�oher sein d�urften als die dem Reservegeber f�ur die Vorhaltung der

Reserve entstehenden Kosten.\ Zu dem gleichen Schlu� kommt Handrock

(1995):
"
Die Vielzahl der errichteten BHKW{Anlagen und die inzwischen

erreichte technische Zuverl�assigkeit machen diese Technik zu einer stabilen

Gr�o�e im Stromerzeugungsmix. Deshalb sind die heute von der Mehrzahl

der EVU angebotenen Reserveleistungspreise, die im Mittel 30% des nor-

malen Stromleistungspreises ausmachen, zu hoch. Ein Vergleich mit den

europ�aischen Nachbarl�andern best�atigt diese Einsch�atzung.\ Das Ergebnis

ist, da� sich KWK{Anlagen wegen der hohen Kosten f�ur die Vorhaltung

und Inanspruchnahme betriebswirtschaftlich nicht mehr rechnen. Die EU{

Kommission (1997, S. 9) stellt fest:
"
Die f�ur die Versorgung von Reserve-

strom geltenden hohen Tarife halten vor allem industrielle und kommerzielle

Investoren davon ab, in die KWK zu investieren.\

� Vertragsgestaltung f�ur Zusatzstrom. Die Bedingungen f�ur den Zusatzstrom-

bezug sind h�au�g ung�unstiger als f�ur den Vollstrombezug, da z.B. die Wahl-

m�oglichkeit zwischen Vertragstypen eingeschr�ankt wird oder Rabatte f�ur

den Vollstrombezug gew�ahrt werden.1

� Zwang zu w�armegef�uhrtem Betrieb. In einigen Vertr�agen wird eine W�arme-

f�uhrung der KWK{Anlagen festgeschrieben. Dies schr�ankt die Wirtschaft-

lichkeit erheblich ein, da erstens unter bestimmten Rahmenbedingungen die

Stromf�uhrung g�unstiger ist (vgl. Kapitel 8.2) und zweitens das Abfahren

von Lastspitzen zur Vermeidung von Leistungskosten so verhindert wird.

� Take{or{pay{Klauseln. In Take{or{pay{Klauseln wird festgelegt, da� ein

bestimmter Anteil der bestellten Leistung in jedem Fall bezahlt werden

mu�, auch wenn nur eine geringere Leistung ben�otigt wurde. In diesem Fall

kann eine eigene KWK{Anlage nur begrenzt zur Verringerung der Kosten

f�ur die bezogene Leistung beitragen.

� Verg�utung f�ur �Uberschu�strom. Nach der oben genannten Verb�anderverein-

barung
"
orientiert sich die Verg�utung f�ur die Einspeisung an den vermiede-

nen Kosten der Stromerzeugung in der �o�entlichen Versorgung und ber�uck-

sichtigt etwaige Einsparungen von Verlusten bei Transport und Verteilung.

(...) Die Verg�utungen des jeweiligen Versorgungsunternehmens werden ab-

geleitet aus der steilsten Musterpreisregelung des jeweiligen Versorgungsun-

ternehmens f�ur verbrauchende Sondervertragskunden, und zwar vom Durch-

schnittspreis f�ur 5 MW Leistungsbedarf und 8760 Jahresbenutzungsstun-

den.\

1Die oben zitierte Verb�andevereinbarung sichert zwar die Gleichstellung von Zusatzstrom-

bezug und Vollstrombezug, wenn Zusatzstrombezieher
"
in konjunkturellen Abl�aufen ein syn-

chrones Verhalten in der Eigenstromerzeugung und im Fremdstrombezug nachweisen\, doch

nach Traube (1999) wird dieser Satz in der Praxis eigenwillig ausgelegt.
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Die
"
vermiedenen Kosten der Stromerzeugung\ werden nicht n�aher spezi-

�ziert. In der Praxis liegen die Verg�utungss�atze allerdings unter den lang-

fristig vermiedenen Grenzkosten. Der �Uberschu�sstrom wird somit nicht

volkswirtschaftlich sinnvoll bewertet. Bei einer volkswirtschaftlichen Bewer-

tung w�urden viele Versorgungsf�alle wirtschaftlich werden, die einen hohen

W�armebedarf, aber einen geringeren Strombedarf haben. Das wirtschaftli-

che Potential von KWK{Anlagen w�urde sich dadurch bedeutend erweitern

(vgl. Meixner 1995).

2.4.3 Duale Finanzierung

Bei einer dualen Finanzierung liegt die Zust�andigkeit f�ur Investitionen in anderen

H�anden als die f�ur die Betriebskosten. Das klassische Beispiel hierf�ur ist die Woh-

nungswirtschaft: In Mehrfamilienh�ausern m�ussen die Mieter die Betriebskosten

tragen, w�ahrend der Vermieter die Investitionskosten f�ur die W�armebereitstellung

zu �ubernehmen hat. Der Vermieter hat von sich aus daher nur ein geringes Inter-

esse an Investitionen in Energieeinsparma�nahmen, da er nicht von der Senkung

der Betriebkosten pro�tiert.

Das gleiche Problem ist bei der W�arme{ und Stromversorgung von Geb�auden

der �o�entlichen Hand oder bei Krankenh�ausern anzutre�en. Eine L�osung liegt

hier in der Beauftragung eines Contracting{Unternehmens mit der Energiever-

sorgung. Das Contracting{Unternehmen kann ggf. die Investitionskosten f�ur eine

KWK{Anlage bereitstellen und sich aus dem Verkauf der erzeugten Energie an

den Kunden re�nanzieren.
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Kapitel 3

Auswirkungen der

Liberalisierung

Aus der Liberalisierung der Energiewirtschaft ergeben sich f�ur die Kraft{W�arme{

Kopplung (KWK) sowohl Chancen als auch Risiken, die im folgenden aufgezeigt

werden sollen. Dabei wird zun�achst auf den Stand der KWK im neuen Ener-

giewirtschaftsgesetz eingegangen. Daraufhin werden die Konsequenzen sinkender

Strompreise dargelegt und die M�oglichkeiten f�ur den Bezug von Zusatz{ und Re-

servestrom sowie f�ur den Verkauf von �Uberschu�strom geschildert. Zum Abschlu�

wird kurz auf die Wirkung von zuk�unftigen Spotm�arkten eingegangen.

3.1 Stand der KWK im neuen EnWG

Mit dem neuen Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) vom 29. April 1998 ist die EU{

Richtlinie 96/92/EG umgesetzt worden, die eine Liberalisierung der Energiewirt-

schaft in der Europ�aischen Union vorsieht. Zentrale Elemente der Reform sind

die Aufhebung der Versorgungsmonopole in den alten Demarkationsgebieten, der

diskriminierungsfreie Zugang zu den elektrischen Netzen sowie die Trennung der

Gesch�aftsbereiche Erzeugung, Durchleitung und Verteilung.

Grunds�atzlich wird der KWK in dem neuen Energiewirtschaftsgesetz (EnWG)

vom 29. April 1998 kein besonderer Schutz einger�aumt. In x 2 Absatz 4 des

Gesetzes hei�t es zur De�nition von Umweltvertr�aglichkeit:

"
Umweltvertr�aglichkeit bedeutet, da� die Energieversorgung den Er-

fordernissen eines rationellen und sparsamen Umgangs mit Energie

gen�ugt, eine schonende und dauerhafte Nutzung von Ressourcen gew�ahr-

leistet ist und die Umwelt m�oglichst wenig belastet wird. Der Nutzung

von Kraft{W�arme{Kopplung und erneuerbaren Energien kommt dabei

besondere Bedeutung zu.\

Aus dieser allgemeinen Begri�sbestimmung lassen sich jedoch keine konkreten

Vorgaben oder Schutzmechanismen f�ur die KWK ableiten.

17
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In den xx 5, 6, 7 und 8 des EnWG sind die Modalit�aten des Netzzugangs

geregelt. Grunds�atzlich gilt der Zugang zum Elektrizit�atsversorgungsnetz nach

dem System des verhandelten Netzzugangs (xx 5 und 6). Danach haben die Be-

treiber von Netzen anderen einen diskriminierungsfreien Zugang zu gew�ahren.

Grunds�atze �uber die Stromdurchleitung wurden in der
"
Verb�andevereinbarung

�uber Kriterien zur Bestimmung von Durchleitungsentgelten\ vom 22. Mai 1998

zwischen der VDEW, dem BDI und der VIK (1998) ausgehandelt. Die Verb�ande-

vereinbarung gilt zun�achst bis zum 30. September 1999, danach soll sie durch

eine neue Vereinbarung abgel�ost werden.

In x 6 Absatz 1 Satz 2 wird zudem festgelegt, da� die Durchleitung unter

bestimmten Umst�anden verweigert werden kann, wenn sie nicht zumutbar ist. In

x 6 Absatz 3 wird spezi�ert, da�
"
bei der Beurteilung der Zumutbarkeit beson-

ders zu ber�ucksichtigen ist, inwieweit dadurch Elektrizit�at aus fernw�armeorien-

tierten, umwelt{ und ressourcenschonenden sowie technisch{wirtschaftlich sinn-

vollen Kraft{W�arme{Kopplungsanlagen (...) verdr�angt und ein wirtschaftlicher

Betrieb dieser Anlagen verhindert w�urde, wobei M�oglichkeiten zum Verkauf die-

ser Elektrizit�at an Dritte zu nutzen sind.\

Bei der Interpretation dieser Erg�anzung sind die Einschr�ankung auf fernw�arme-

orientierte Anlagen und der Begri�
"
technisch{wirtschaftlich sinnvolle\ KWK{

Anlagen wichtig. In dem Gesetz wird nicht n�aher spezi�ziert, was unter technisch{

wirtschaftlich sinnvollen KWK{Anlagen zu verstehen ist. Hier ist ein weiter Inter-

pretationsspielraum gegeben. Wird wirtschaftlich als betriebswirtschaftlich ver-

standen, so er�ubrigt sich diese
"
Schutzklausel\ von selbst. Denn wenn solche

fernw�armeorientierten Anlagen in einem harten Wettbewerb, wo bei �Uberkapa-

zit�aten Strompreise zu kurzfristigen Grenzkosten angeboten werden, konkurrieren

k�onnen und somit betriebswirtschaftlich rentabel sind, haben sie auch keine Pro-

bleme, den Strom aus KWK{Anlagen zu verkaufen. Wird wirtschaftlich hingegen

als volkswirtschaftlich interpretiert, so wird hiermit die Diskussion um die volks-

wirtschaftlichen Kosten verschiedener Elektrizit�atserzeugungssysteme unter Ein-

beziehung externer Kosten mit den bekannten Quanti�zierungsproblemen er�o�-

net.

Ein weiteres Problem dieser Regelung besteht darin, da� der Nachweis ei-

ner solchen Unzumutbarkeit im Einzelfall erbracht und die Auseinandersetzung

dar�uber ggf. gerichtlich ausgetragen werden mu�. Insofern ist die Wirkung dieser

Klausel nach x 6 Absatz 1 und 3 eher als gering einzusch�atzen. Dem Autor ist

bisher kein Fall bekannt geworden, in dem die Durchleitung mit Verweis auf diese

Klausel verweigert werden konnte.

Eine Erleichterung f�ur Betreiber von KWK{Anlagen besteht in dem Ent-

fall der Genehmigungsp
icht bei Eigenerzeugung. Grunds�atzlich bedarf nach x 3

Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) die Aufnahme der Energiever-

sorgung anderer n�amlich der Genehmigung. Hiervon werden in x 3 Absatz 1 Nr.

2 Betreiber von Kraft{W�arme{Kopplungsanlagen ausgenommen, die au�erhalb

des �o�entlichen Netzes Endverbraucher versorgen. Hierdurch erleichtert sich die
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Errichtung von Blockheizkraftwerken (BHKW) erheblich, insbesondere im Fall

von Mehrfamilienh�ausern und neuen Wohnsiedlungen (vgl. Brosziewski 1999).

3.2 Sinkende Strompreise

Die Einf�uhrung des Wettbewerbs in der Elektrizit�atswirtschaft hat zur Folge, da�

die Strompreise erheblich sinken werden. Hiervon ist dieWettbewerbsf�ahigkeit der

KWK betro�en, da die Stromerzeugung in KWK{Anlagen in direkter Konkurrenz

zu der Alternative des Strombezugs steht.

Das Absinken des Strompreisniveaus resultiert zum einen aus Rationalisie-

rungsma�nahmen in den EVU, zum zweiten aus g�unstigeren Strombezugsbedin-

gungen durch einen intensivierten Handel und zum dritten aus einem starken

Konkurrenzdruck angesichts einer bestehenden �Uberkapazit�at in Deutschland.

Die �Uberkapazit�at f�uhrt dazu, da� Strom zum Teil zu Preisen angeboten wird,

die kaum �uber den kurzfristigen Grenzkosten der Erzeugung liegen. Die Kassen

der alten EVU sind gef�ullt und es geht vor allem darum, Marktanteile zu gewin-

nen bzw. nicht zu verlieren.

Die Einsch�atzungen �uber den Umfang des Strompreisverfalls gehen ausein-

ander. Es d�urfte allerdings erwartet werden, da� die Strompreise zumindestens

mittelfristig, wenn um 2005 viele Kapazit�aten ersetzt werden m�ussen, wieder an-

steigen. In dem zweiten Teil der Arbeit wird die Wirkung sinkender Strompreise

auf die Wirtschaftlichkeit von einzelnen Referenzanlagen detailliert in verschie-

denen Sensitivit�atsanalysen untersucht.

In den Industriebetrieben und bei den kommunalen Energieversorgern, die den

gr�o�ten Anteil der bestehenden KWK{Anlagen betreiben, gibt es wegen der Libe-

ralisierung eine starke Zur�uckhaltung, was Investitionen in neue KWK{Anlagen

angeht. Im Gegenteil: Viele Unternehmen erw�agen das Abschalten bestehender

Anlagen und den Ersatz durch konventionelle Heizwerke, da dann andere Kraft-

werke besser ausgelastet werden k�onnen oder zus�atzlicher Strom zu sehr g�unstigen

Konditionen bezogen werden kann.

3.3 Bezug von Zusatz{ und Reservestrom

Die Konditionen f�ur den Bezug von Zusatz{ und Reservestrom werden sich in-

folge der Liberalisierung verbessern. Es kann erwartet werden, da� bei einem

funktionierendem Wettbewerb ein Teil der in Kapitel 2.4 beschriebenen Hemm-

nisse entfallen, da die Betreiber konkurrierenden Anbietern von Zusatz{ und Re-

servestrom gegen�uberstehen. Hierzu z�ahlen Klauseln und Vorschriften, wie die

Vorschreibung einer w�armegef�uhrten Betriebsweise oder die Festlegung von ho-

hen Mindestverrechnungspreisen, die sich im Wettbewerb nicht mehr aufrecht

erhalten lassen.
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Auch die �uberh�ohten Preise f�ur die Vorhaltung und Inanspruchnahme von Re-

serveleistung werden auf Dauer mit Sicherheit erheblich sinken. Denn Preise von

bis zu 30% des normalen Leistungspreises (Musterpreisrelegung L200 der RWE

Energie AG) spiegeln mit Sicherheit nicht die tats�achlichen Kosten des Unter-

nehmens wieder. Da in dem Einzugsgebiet eines EVU viele KWK{Anlagen mit

zum Teil mehreren Modulen betrieben werden, erh�oht sich die Leistungsnach-

frage selbst bei einem zuf�alligen, gleichzeitigen Ausfall mehrerer Anlagen nur

geringf�ugig.

Bei dem Zusatzstrombezug ist die B�undelung mehrerer Betreiber von KWK{

Anlagen eine interessante Option, insbesondere wenn sich die Strompro�le des

Zusatzstrombedarfs jeweils voneinander unterscheiden. Durch die Zusammenfas-

sung in Strompools kann der Leistungsanteil an den Strombezugskosten gesenkt

werden.

Grunds�atzlich wird der Zusatzstrombezug im Durchschnittspreis ung�unstiger

als der Vollstrombezug bleiben, da das Verh�altnis von beanspruchter Leistung zu

bezogener Strommenge beim Zusatzstrombezug ung�unstiger ist.

F�ur die Betreiber von sehr kleinen Anlagen haben sich mit dem neuen Energie-

wirtschaftsgesetz die Bedingungen f�ur den Bezug von Zusatz{ und Reservestrom

verbessert: Anlagen mit einer elektrischen Leistung bis zu 30 Kilowatt k�onnen

nach x 10 Absatz 2 Satz 1 und Satz 3 des Energiewirtschaftsgesetztes (EnWG)

die Versorgung mit Zusatz{ und Reservestrom zu allgemeinen Tarifbedingungen

verlangen. Betreiber von solchen KWK{Anlagen m�ussen demnach wie Tarifkun-

den behandelt werden. Der Bund{L�ander{Ausschu� hat hierzu festgestellt, da�

diese Verbraucher
"
unzweideutig so in das Tarifgef�uge einzugruppieren sind, wie

es in den F�allen ohne Eigenerzeugung geschehen m�u�te\ (zititert nach VIK 1999).

F�ur kleine BHKW kommen danach auch Tarife f�ur Haushaltskunden ohne Lei-

stungsmessung in Frage. Es enstehen keine zus�atzlichen Kosten f�ur die Bestellung

von Reserveleistung.

3.4 Verkauf von �Uberschu�strom

Auch die Bedingungen f�ur den Absatz von �Uberschu�strom werden sich f�ur die

Betreiber von KWK{Anlagen mit der Liberalisierung der Energiewirtschaft fun-

damental �andern. Zun�achst er�o�net die Liberalisierung die Chance, �ubersch�ussi-

gen Strom durchzuleiten und an Dritte zu verkaufen. Allerdings ist es vor die-

sem Hintergrund auch fragw�urdig, ob die bestehende Verb�andevereinbarung zur

"
stromwirtschaftliche Zusammenarbeit\ zwischen VDEW, VIK und BDI, in der

die Verg�utung f�ur die Einspeisung von �Uberschu�strom in das Netz geregelt ist,

noch angewendet werden wird. Unter Druck geraten durch die Liberalisierung

auch weitergehende Einspeiseverg�utungen auf kommunaler Ebene, die zur F�orde-

rung der Kraft{W�arme{Kopplung etabliert wurden. Auf diese Punkte wird im

folgenden n�aher eingegangen



3.4. VERKAUF VON �UBERSCHUSSSTROM 21

3.4.1 Verkauf von �Uberschu�strom an Dritte

Nach der Liberalisierung der Energiewirtschaft ergeben sich f�ur die Betreiber von

KWK{Anlagen eine Reihe neuer M�oglichkeiten, �ubersch�ussigen Strom abzuset-

zen. Sie sind nicht mehr auf das vorgelagerte EVU angewiesen und k�onnen unter

Umst�anden h�ohere Preise erzielen. Voraussetzung hierf�ur ist jedoch ein funktio-

nierender Wettbewerb mit geringen Transaktionskosten und fairen Netzzugangs-

bedingungen.

Der Vorteil eines direkten Verkaufs von �Uberschu�strom an Dritte liegt dar-

in, da� hierf�ur dann nicht nur die vermiedenen Kosten des vorgelagerten EVU

verg�utet werden1, sondern die vermiedenen Strombezugskosten des Letztverbrau-

chers abz�uglich der Durchleitungsentgelte. Ein grunds�atzliches Problem besteht

in der Charakteristik des �Uberschu�stromangebots. Diese ist von Einzelfall zu

Einzelfall v�ollig unterschiedlich, es gibt aber immer Schwankungen, die auf das

"
zuf�allige\ Verhalten der Stromverbraucher zur�uckzuf�uhren sind und die kaum

prognostizierbar sind. Eine L�osung bietet die B�undelung mehrerer Stromerzeu-

ger. Hierbei k�onnen Stromh�andler eine zentrale Rolle einnehmen.

F�ur die Betreiber von KWK{Anlagen ist der Verkauf an Anbieter oder H�and-

ler von
"
�Okostrom\ besonders interessant, da hierf�ur etwas h�ohere Entgelte ge-

zahlt werden. Bei den meisten Anbietern von �Okostrom wurde die KWK in

Erg�anzung zu Strom aus regenerativen Energiequellen in das Strom{Portfolio

aufgenommen. Dies macht sowohl �okologisch als auch �okonomisch Sinn: Erstens

stellen KWK{Anlagen imVergleich zur konventionellen Stromerzeugung eine �oko-

logisch sinnvolle Alternative dar. Zweitens passen die Jahresg�ange der Stromer-

zeugung aus regenerativen Energiequellen und KWK{Anlagen sehr gut zusam-

men. Werden KWK{Anlagen zum Heizen und zur Brauchwassererzeugung ein-

gesetzt, so gibt es ein Angebot an �Uberschu�strom vor allem im Winter und in

den Nachtstunden. Im Sommer tritt hingegen ein Mangel auf, da der W�arme-

bedarf gering ist. Bei der Stromerzeugung mit Photovoltaik gibt es im Sommer

tags�uber ein gro�es Angebot, in den Nachtstunden und imWinter praktisch keine

Erzeugungsleistung.

Werden die KWK{Anlagen zudem mit einem Pu�erspeicher und/oder einer

Notk�uhlvorrichtung betrieben, so gibt es eine gewissen Flexibilit�at in der Erzeu-

gung, wodurch Lastspitzen abgefahren werden k�onnen und zuf�allige oder wit-

terungsbedingte Schwankungen ausgeglichen werden k�onnen, die gerade bei dem

Einsatz von regenerativen Energiequellen h�au�g auftreten. Sie spielen daher auch

bei der Integration von Windkraftanlagen eine wichtige Rolle.

Der Strom aus KWK{Anlagen, Windkraftanlagen und Photovoltaik hat je-

weils einzeln betrachtet wegen dem ung�unstigen oder schwer pronostizierbaren

Verlauf der Erzeugungsleistung einen geringen �okonomischen Wert. Durch ein

geschicktes Energiemanagement bei dem Stromeinkauf und dem Betrieb der An-

1In der Realit�at d�urften die Verg�utungss�atze unterhalb der tats�achlich vermiedenen Kosten

liegen, vgl. Kapitel 2.4.1
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lagen kann aber ein Portfolio gescha�en werden, das in der Erzeugungsstruktur

der typischen Verbrauchscharakteristik nahe kommt und sich somit gut verkaufen

l�a�t.

3.4.2 Fortbestand der Verb�andevereinbarung zur strom-

wirtschaftlichen Zusammenarbeit

Die Verg�utung von �Uberschu�strom, der in das Netz des vorgelagerten EVU ein-

gespeist wird, ist bisher nicht gesetzlich, sondern in Form einer Verb�andeverein-

barung geregelt, die 1979 beschlossen und zuletzt 1994 novelliert wurde (VDEW,

BDI, VIK 1994). Die Verg�utungsmodelle dieser Vereinbarung sind in Kapitel 7.6.1

auf Seite 87 beschrieben.

Nach der �Anderung des Energiewirtschaftsgesetzes vom April 1998 halten

einige Vertreter aus der Stromwirtschaft den Fortbestand der Verb�andeverein-

barung f�ur fragw�urdig. Es wird argumentiert, da� nach der Liberalisierung den

Betreibern von KWK{Anlagen alle M�oglichkeiten o�enstehen, im Wettbewerb

mit anderen EVU ihren �Uberschu�strom zu verkaufen und daher eine Verg�utung

zu konkret vermiedenen Kosten durch das vorgelagerte EVU nicht mehr gerecht-

fertigt ist. Pohlmann (1999) von der VDEW f�uhrt in den Energiewirtschaftlichen

Tagesfragen aus, da� sich weder aus dem neuen Energiewirtschaftsgesetz noch

aus kartellrechtlichen Vorschriften im GWB ein Verg�utungsanspruch f�ur KWK{

Strom ableiten l�a�t:

"
Im Ergebnis besteht daher jedenfalls f�ur den Regelfall keine kartell-

rechtliche Aufnahmep
icht f�ur Strom aus KWK{Anlagen. Falls diese

Aufnahmep
icht im Einzelfall dennoch bejaht w�urde, ist das aufneh-

mende Unternehmen nicht mehr verplichtet, eine Verg�utung in H�ohe

der konkret vermiedenen Kosten zu zahlen. Nach st�andiger Rechtspre-

chung besteht auch f�ur marktbeherrschende Nachfrager keine P
icht,

bezogene Waren in H�ohe der vermiedenen Kosten zu verg�uten.\

Dieser Standpunkt ist gerechtfertigt, wenn tats�achlich ein transparenter Wett-

bewerb mit geringen Transaktionskosten f�ur alle Teilnehmer gescha�en ist. Denn

dann w�urde die garantierte Abnahme von �Uberschu�strom zu festgelegten Kon-

ditionen und ohne Lieferverplichtung eine �Uberw�alzung des Absatzrisikos auf das

vorgelagerte EVU bedeuten. Kreuzberg (1998,1) hat diesen Sachverhalt wie folgt

dargestellt: Die Betreiber von BHKW werden bei Fortbestand der Verb�andever-

einbarung und einem funktionierenden Wettbewerb zu Inhabern von Putoptio-

nen, da sie das Recht, aber nicht die Verp
ichtung haben, bestimmte Strom-

mengen in der Zukunft zu festgelegten Verg�utungss�atzen verkaufen zu k�onnen.2

2Der Inhaber einer Putoption erwirbt das Recht, aber nicht die Verp
ichtung, zu einem

vorher festgelegten, zuk�unftigen Zeitpunkt eine bestimmte Ware zu einem festgelegten Preis zu

verkaufen.
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Diese Putoptionen stellen insofern einen �okonomischen Versicherungswert dar, da

zum Beispiel bei steigenden Gaspreisen auf die eigene Stromerzeugung verzich-

tet werden kann, wenn die Alternative Strombezug und Betrieb des Zusatzkessel

g�unstiger ist.

Zur Zeit sind die wettbewerblichen Rahmenbedingungen, die einen einfachen

Stromabsatz mit geringen Transaktionskosten erm�oglichen, allerdings noch nicht

gegeben. Erstens haben die ehemaligen Monopolunternehmen nach wie vor ei-

ne marktbeherrschende Stellung. Sie verf�ugen �uber einen festen Kundenstamm

mit einem gro�en Marktanteil. Zweitens ist die Stromdurchleitung �uber bilaterale

Vertr�age mit hohen Transaktionskosten verbunden, insbesondere Betreiber von

kleinen BHKW haben wegen der geringen Strommengen kaum eine Chance, ihren

Strom an Dritte zu verkaufen. Insofern w�urde die Aufhebung der Verb�andever-

einbarung oder eine einseitige �Anderung der Verg�utungss�atze durch die vorgela-

gerten EVU die Betreiber von KWK{Anlagen vor erhebliche Probleme stellen.

F�ur die Beibehaltung einer Regelung im Sinne der Verb�andevereinbarung

spricht neben der Einfachheit und den geringen Transaktionskosten auch noch

ein weiterer Grund: M�ochte ein Betreiber eines BHKW seinen �Uberschu�strom

an Dritte verkaufen, steht er vor dem Problem, da� er eine konkrete Lieferverp-

lichtung nur schwierig eingehen kann, da die �ubersch�ussigen Strommengen vom

eigenen Strom{ und W�armebedarf abh�angen, dessen Verlauf wiederum nur be-

dingt prognostizierbar ist. Bezieht ein vorgelagertes EVU den �Uberschu�strom

von mehreren Einspeisern, so gibt es einen gewissen Ausgleich zwischen zuf�alligen

Schwankungen durch Last�anderungen oder Anlagenausf�alle. Durch die B�unde-

lung mehrerer Einspeiser entstehen somit auch Kostenreduktionen, die das netz-

betreibende Unternehmen am einfachsten nutzen kann.

3.4.3 Fortbestand kommunaler Sonderregelungen zur Ein-

speiseverg�utung

Einige St�adte und Gemeinden haben Verg�utungss�atze f�ur �Uberschu�strom aus

KWK{Anlagen eingef�uhrt, die �uber die Regelungen in der Verb�andevereinba-

rung zur stromwirtschaftlichen Zusammenarbeit hinausgehen. Die Modelle der

St�adte N�urnberg und Frankfurt am Main werden in Kapitel 7.6.2 auf Seite 89

beschrieben.

Die erh�ohten Einspeiseverg�utungss�atze werden zum Teil aus Mitteln �nan-

ziert, die die Gemeinden oder L�ander im Rahmen von Energiespar{ oder CO2{

Vermeidungsprogrammen bereitgestellt haben. Die �o�entliche Hand �ubernimmt

dabei den Anteil, der sich aus der Di�erenz zwischen den erh�ohten S�atzen und der

Einspeiseverg�utung aus der Verb�andevereinbarung ergibt. Sinken nun das Strom-

preisniveau und damit auch die Verg�utungssatze nach der Verb�andevereinbarung,

so erh�ohen sich die Kosten f�ur die F�orderprogramme. Es ist daher m�oglich, da�

auch die erh�ohten Einspeiseverg�utungss�atze mit dem Strompreisniveau nach un-



24 KAPITEL 3. AUSWIRKUNGEN DER LIBERALISIERUNG

ten korrigiert werden.

3.5 Spotm�arkte

Nach der Liberalisierung der Energiewirtschaft werden Spotm�arkte f�ur Strom in

der Zukunft eine bedeutende Rolle spielen. In Skandinavien ist ein solcher Markt

bereits eingerichtet, in Amsterdam wird die Er�o�nung in K�urze erwartet. In der

BRD wird es aller Voraussicht nach Stromm�arkte in Frankfurt/Main und Leipzig

geben.
�Ahnlich wie an B�orsen wird auf einem Spotmarkt Strom kurzfristig anonym

gehandelt. Anbieter und Bezieher von Strom k�onnen mit relativ geringen Trans-

aktionskosten Strom ver{ und einkaufen. Dabei wird jeder Tag in diskrete Zeitab-

schnitte aufgeteilt, in denen jeweils eine bestimmte Strommenge gehandelt wird.

Typisch sind st�undliche oder halbst�undliche Intervalle. Die Angebote f�ur Bezug

und Verkauf m�ussen jeweils einige Stunden vorher eingehen. Mit Angebot und

Nachfrage wird dann ein marktr�aumender Preis f�ur das jeweilige Zeitintervall

bestimmt.

Der Preis auf dem Spotmarkt spiegelt die Knappheit des Stroms wieder. Der

Spotpreis richtet sich bei vollst�andiger Konkurrenz nach den kurzfristigen Grenz-

kosten der Stromerzeugung im System. Der optimale Einsatz des Kraftwerksparks

wird �uber den Markt vermittelt, denn sowohl Anbieter als auch Nachfrage ori-

entieren sich bei ihren Angeboten an ihren eigenen kurzfristigen Grenzkosten.

Liegt der Spotpreis �uber den eigenen kurzfristigen Grenzkosten, so kann aus dem

Verkauf zus�atzlichen Stroms ein Gewinn erzielt werden. Liegt der Spotpreis unter

den eigenen kurzfristigen Grenzkosten, ist es g�unstiger, auf die eigene Produktion

zu verzichten und den ben�otigten Strom vom Spotmarkt zu beziehen.

Im Tagesverlauf wird der Preis auf einem Spotmarkt erheblich schwanken.

Kreuzberg (1998,2) hat die Grenzkosten in den europ�aischen Elektrizit�atssyste-

men f�ur verschiedene Lastf�alle abgesch�atzt und kommt f�ur die BRD im Jahr 1998

auf Spotpreise zwischen 2,81 und 7,12 Pf/kWh (s. Tabelle 3.1).

Mit der Einrichtung von Spotm�arkten �andert sich die Situation f�ur alle Be-

teiligten grunds�atzlich. Denn die Spotmarktpreise werden die Strombezugspreise

bestimmen, auch wenn langfristige Liefervertr�age bestehen. Bei einem langfristi-

gen Liefervertrag steht der Verbraucher vor der Wahl, den Strom von dem EVU

zu den vereinbarten Konditionen oder auf dem Spotmarkt zu beziehen. Ist der

Arbeitspreis in dem Liefervertrag h�oher als der Spotmarktpreis, ist ein alternati-

ver Bezug auf dem Spotmarkt wirtschaftlich. Steigt der Preis auf dem Spotmarkt

�uber den Arbeitspreis im Liefervertrag, k�onnte der Kunde zus�atzlichen Strom von

dem EVU beziehen und diesen gewinnbringend auf dem Spotmarkt weiterverkau-

fen. Insofern werden sich die Verbraucher auch bei bestehenden Liefervertr�agen

an den Spotmarktpreisen orientieren.

In den meisten Vertr�agen f�ur Sondervertragskunden �nden sich bisher Take{
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Jahreszeit Last Kurzfristige Grenzkosten [Pf/kWh]
Frühjahr/Herbst Last 1 (Grundlast) 2,81
Frühjahr/Herbst Last 2 3,89
Frühjahr/Herbst Last 3 5,02
Frühjahr/Herbst Last 4 (Spitzenlast) 6,66

Sommer Last 1 (Grundlast) 2,75
Sommer Last 2 3,86
Sommer Last 3 4,84
Sommer Last 4 (Spitzenlast) 7,12

Winter Last 1 (Grundlast) 3,05
Winter Last 2 3,86
Winter Last 3 4,87
Winter Last 4 (Spitzenlast) 7,09

Tabelle 3.1: Absch�atzung der kurzfristigen Grenzkosten f�ur das Jahr 1998 in der

BRD nach Kreuzberg (1998,2)

or{Pay{Klauseln, nach denen eine Mindestmenge der bestellten Leistung in jedem

Fall bezahlt werden mu�. Hierdurch wird die Wirkung eines Spotmarkts etwas

eingeschr�ankt. In jedem Fall werden die Arbeitspreise an den Spotmarktpreisen

gemessen werden.

Angesichts der von Kreuzberg (1998,2) prognostizierten H�ohe der Spotmarkt-

preise in Tabelle 3.1 wird die Situation f�ur KWK{Anlagen schwierig. Werden

die vermiedenen W�armeerzeugungskosten den Stromerzeugungskosten in KWK{

Anlagen angerechnet, so liegen die variablen Stromerzeugungskosten nur bei

gr�o�eren Anlagen mit einer hohen Auslastung unter 6 { 8 Pf/kWh. Bei kleineren

Anlagen mit h�oheren Wartungskosten und ung�unstigeren Bedingungen f�ur den

Brennsto�bezug k�onnen die variablen Stromerzeugungskosten durchaus �uber 8

{ 10 Pf/kWh betragen. Unter Ber�ucksichtigung der Durchleitungsgeb�uhren und

der Margen von Zwischenh�andlern d�urften die durchschnittlichen kurzfristigen

Bezugskosten nur wenig �uber den eigenen variablen Erzeugungskosten liegen.

Damit k�onnen dann nur geringe Deckungsbeitr�age erwirtschaftet werden.

Auch der Verkauf von �Uberschu�strom auf Spotm�arkten stellt keine bedeuten-

de Perspektive dar, da sich f�ur die KWK eher andere, g�unstigere M�oglichkeiten

anbieten. Allenfalls w�are es denkbar, bei einer hohen Knappheit und folglich kurz-

fristig hohen Spotmarktpreisen zus�atzlichen Strom zu erzeugen und somit einen

erh�ohten Beitrag zur Deckung der Engpa�leistung zu leisten.

Ein weiteres Problem besteht vor allem f�ur gro�e Stadtwerke, die �uber gro�e

Fernw�armenetze verf�ugen und bei denen ein hoher Stromanteil in KWK{Anlagen

erzeugt wird (Hartung 1997): Verlieren die Stadtwerke einen Teil ihrer Kunden an
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andere EVU oder sinkt der Strombedarf aus anderen Gr�unden, so ist es durchaus

denkbar, da� im Winter die Stromerzeugung in KWK{Anlagen den Strombedarf

�ubersteigt. Liegt der Spotmarktpreis zu diesem Zeitpunkt unter den eigenen va-

riablen Stromerzeugungskosten, so w�urden Marktteilnehmer ohne KWK{Anlagen

ihre eigene Erzeugung einschr�anken und Strom auf dem Markt beziehen. Die

Betreiber von Fernw�armenetzen haben diese M�oglichkeit nicht immer, da der

W�armebedarf in den Netzen durch die Heizkraftwerke gedeckt werden mu� und

hiermit zwangsl�au�g die Erzeugung des Kuppelprodukts Strom verbunden ist.

Der so erzeugte Strom kann dann unter Umst�anden nur unter den eigenen varia-

blen Erzeugungskosten verkauft werden.



Kapitel 4

F�orderma�nahmen

Die EU-Richtilinie zum Elektrizit�atsbinnenmarkt 96/92/EG r�aumt den Mitglieds-

staaten die M�oglichkeit ein, Strom aus Kraft-W�arme-Kopplung (KWK) zu f�ordern.

Im folgenden werden einige Instrumente zur F�orderung der KWK kurz vorgestellt

und aus energiewirtschaftlicher und umweltpolitischer Sicht bewertet. Als Bewer-

tungskriterien werden EÆzienz, dynamische Anreizwirkung, Transaktionskosten

und Zielorientiertheit der Instrumente untersucht.

Eine Reihe von Instrumenten kommen prinzipiell zur F�orderung der KWK

bzw. zum Abbau der Hemmnisse, die einer weiteren Nutzung entgegenstehen

(vgl. Kapitel 2.4), in Frage:

� Investitionszusch�usse

� Einf�uhrung eines Quotenmodells

� Einspeiseregelung f�ur �Uberschu�strom

� Stuerliche Vorteile im Rahmen einer �okologische Steuerreform

� Abgaben

� Kostenlose Durchleitung

An dieser Stelle werden das Quotenmodell und die erste Stufe der �okologischen

Steuerreform untersucht.

4.1 Quotenmodell

Das Quotenmodell wurde von Traube u.a. (1998) in Zusammenarbeit mit der

Anwaltskanzlei Becker, B�uttner, Held entwickelt und geht auf einen Vorschlag

der Stadtwerke M�unchen zur�uck. Der Wortlaut des Gesetzesvorschlags mit einer

entsprechenden Rechtsverordnung be�ndet sich im Anhang A auf Seite 157. In

27



28 KAPITEL 4. F �ORDERMASSNAHMEN

den Niederlanden gibt es seit Anfang 1998 neben anderen F�orderma�nahmen ein

�ahnliches Quotenmodell mit handelbaren Zerti�katen f�ur Strom aus regenerativen

Energiequellen (Drillisch 1998).

Nach dem Vorschlag von Traube u.a. (1998) gibt der Gesetzgeber den An-

teil des Stroms aus KWK-Anlagen an der gesamten Stromerzeugung durch eine

Quote vor, die in regelm�a�igen Abst�anden erh�oht werden kann, bis ein Zielwert

erreicht wird. Wer Strom an einen Endverbraucher verkauft oder f�ur den eigenen

Bedarf erzeugt, mu� nachweisen, da� davon mindestens der Anteil in H�ohe der

festgelegten Quote in KWK-Anlagen erzeugt wurde. Der Nachweis erfolgt �uber

Zerti�kate, die f�ur Strom aus KWK-Anlagen ausgegeben werden.

Die Zerti�kate sind handelbar: Der Stromverk�aufer kann den KWK-Strom al-

so selbst erzeugen und/oder die Quote durch den Kauf von Zerti�katen erf�ullen.

Die Zerti�kate erhalten dadurch - je nach Knappheit - einen Marktwert: Der Zer-

ti�katspreis wird sich am Markt aus der H�ohe der Quote und der Menge an ko-

steng�unstigen KWK-Potentialen ergeben. Betreiber von KWK-Anlagen k�onnen

dann Zerti�kate an EVU verkaufen. Der Erl�os aus dem Verkauf von Zerti�katen

erh�oht die Wirtschaftlichkeit der KWK-Anlagen, bisher unwirtschaftliche Poten-

tiale k�onnen erschlossen werden.

Den EVU enstehen zus�atzliche Kosten, da sie entweder neue KWK-Anlagen

errichten oder KWK-Zerti�kate von Dritten erwerben m�ussen, um die gesetz-

lich festgelegte Quote zu erf�ullen. Diese Kosten werden auf die Stromkunden

�uberw�alzt. In der Folge mu� mit einem etwas h�oheren Strompreis gerechnet wer-

den.

Besonderheiten

Der Vorschlag sieht einige Besonderheiten vor:

� Regenerative Stromerzeugung. Die Quote bezieht sich auf die gesamte er-

zeugte Strommenge, abz�uglich der aus regenerativen Energiequellen erzeug-

ten Menge. Durch diese Regelung werden Verk�aufer oder Eigenerzeuger, die

regenerative Energiequellen nutzen, nicht zus�atzlich benachteiligt.

� Zerti�katsb�orse. Erg�anzend zu dem bilateralen Handel von Zerti�katen soll

eine Zerti�katsb�orse eingerichtet werden, um Transaktionskosten zu senken

und Betreibern von kleinen Anlagen den Handel zu erleichtern.

� Flexibilit�at von Angebot und Nachfrage. Eine staatlich festgelegte Quote -

also eine starre Nachfrage nach Zerti�katen - w�are in der Praxis nur schwie-

rig zu erf�ullen und ist auch aus umweltpolitischer Sicht nicht notwendig.

Bei einem Mangel an KWK-Strom am Ende eines Jahres w�urde der Zerti�-

katspreis in die H�ohe schnellen, bei einem �Uberschu� w�aren die Zerti�kate

wertlos. Die Menge an Zerti�katen wird aber in jedem Jahr durch konjunk-

turelle oder klimatische Ein
�usse schwanken.
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kW elektrischer Leistung Zusätzliche Zertifikate in
Bezug auf die Strommenge

< 50 100%

50-199 60%

200-499 40%

500-1000 20%

Tabelle 4.1: Ausgabe zus�atzlicher Zerti�kate f�ur kleine Anlagen (Traube 1998)

Nach dem Vorschlag der Autoren k�onnen deshalb �uberz�ahlige Zerti�kate

�ubertragen oder von den Erzeugern zur�uckgehalten werden und mangelnde

Zerti�kate mit einer P�onale von 10% im n�achsten Jahr nachgewiesen wer-

den. Au�erdem soll das zust�andige Amt durch den Kauf oder die Ausgabe

von ungedeckten Zerti�katen intervenieren, wenn der Zerti�katspreis sich

au�erhalb eine Schwankungsbreite von 2-5 Pf/kWh bewegt.

� F�orderung kleiner Anlagen. Kleine Anlagen mit einer installierten elektri-

schen Leistung unter 1 MW sollen durch die Ausgabe zus�atzlicher (un-

gedeckter) Zerti�kate besonders gef�ordert werden, da bef�urchtet wird, da�

sonst das Potential vieler kleiner Anlagen unerschlossen bleibt. F�ur Anlagen

mit einer installierten elektrischen Leistung unter 50 kW sollen 100% der

erzeugten Strommenge zus�atzlich zerti�ziert werden. F�ur gr�o�ere Anlagen

ist die Menge der zus�atlich ausgestellten Zerti�kate entsprechend geringer

(s. Tabelle 4.1 auf Seite 29).

Bewertung

Prinzipiell ist das Quotenmodell eine eÆziente Ma�nahme zur F�orderung der

KWK. Durch den Handel mit Zerti�katen �ndet ein Wettbewerb zwischen ver-

schiedenen Ausbau-Alternativen statt, der dazu f�uhrt, da� die kosteng�unstigeren

Potentiale zuerst erschlossen werden. Das staatlich vorgegebene Ziel wird mit

geringen Kosten erreicht. Auch gegen�uber der konventionellen Stromerzeugung

wird kein wettbewerbsfreier Raum gescha�en, denn die Betreiber m�ussen - unter

Ber�ucksichtigung der Erl�ose aus dem Zerti�katshandel - mit den Strompreisen aus

konventionellen Kraftwerken konkurrieren. Hierdurch bleibt ein Anreiz bestehen,

die Technologie zu verbessern und Kosten zu senken.

Der Verwaltungsaufwand f�ur die Zerti�zierung und den Handel von Zerti�-

katen ist �uberschaubar, da eine Messung der erzeugten Strommengen ohnehin

statt�ndet. Durch die Einrichtung einer Zerti�katsb�orse werden die Transakti-
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onskosten gering gehalten. Die Zulassung von M�arkten f�ur Derivate k�onnen den

Betreibern von Anlagen und Verk�aufern von Strom zudem Sicherheit vor Kurs-

schwankungen geben.

Aus umwelt�okonomischer Sicht ist auch die Finanzierung des Ausbaus der

KWK �uber einen etwas h�oheren Strompreis sinnvoll: W�urde die Finanzierung

aus �o�entlichen Mitteln erfolgen, so m�u�ten hierf�ur Steuern erhoben werden, die

zu einer Zusatzbelastung (excess burden) f�uhren und die Wohlfahrt mindern. Ein

h�oherer Strompreis gibt hingegen Anreize, Energie zu sparen und weniger Elek-

trizit�at zu verbrauchen, wodurch die externen Kosten der Elektrizit�atserzeugung

gesenkt werden.

Ein weiterer Vorteil liegt darin, da� die F�orderung direkt den Betreibern zu-

gute kommt, unabh�angig davon, ob sie den Strom selbst nutzen, in das Netz

einspeisen oder an Dritte verkaufen. Denn h�au�g behindert gerade die Struktur

der Elektrizit�atswirtschaft die Nutzung von KWK (vgl. Kapitel 2.4). Die vorgela-

gerten EVU haben bisher die Wirtschaftlichkeit von KWK-Anlagen zum Beispiel

durch ung�unstige Konditionen f�ur Reservestrom oder Dumping-Angebote verhin-

dert. Diese Praxis kann kaum durch eine Quotenregelung unterbunden werden,

allerdings m�u�ten die EVU dann ggf. Zerti�kate von unabh�angigen Betreibern

erwerben.

Die Zielvorgabe des Staates wird mittelfristig erreicht. Durch die Vorgabe

einer Quote kann die Nachweisp
icht der EVU von Jahr zu Jahr mit dem Strom-

verbrauch schwanken. Das hier vorgestellte Modell erlaubt allerdings einen Aus-

gleich dieser Schwankungen, indem �ubersch�ussige Zerti�kate im n�achsten Jahr

angerechnet werden k�onnen und fehlende Zerti�kate mit einer P�onale auch im

folgenden Jahr nachgewiesen werden k�onnen.

Bei einer n�aheren Betrachtung der konkreten Implementierung des Modells

zeigt sich allerdings, da� einige Regelungen nicht unproblematisch sind:

1. Ober- und Untergrenzen f�ur den Zerti�katspreis. Wie oben dargestellt ha-

ben die Autoren vorgeschlagen, zur Vermeidung von starken Kursschwan-

kungen Ober- und Untergrenzen f�ur den Zerti�katspreis festzulegen, die

durch staatliche Interventionen eingehalten werden sollen. Stellt sich nun

nach der Festlegung der Quote heraus, da� zus�atzliche Potentiale sehr ko-

steng�unstig erschlossen werden k�onnen, so wird der Zerti�katspreis niedrig

sein. Unterschreitet der Preis die Untergrenze, st�utzt der Staat durch Auf-

kauf von Zerti�katen den Kurs. Solche St�utzk�aufe bringen einige Probleme

mit sich:

(a) Der Staat mu� m�oglicherweise erhebliche Summen aufbringen, die

kaum vorher abgesch�atzt und im Haushalt veranschlagt werden k�onnen.

Hierdurch k�onnen unerwartete Haushaltsl�ocher entstehen.

(b) Anstelle der Elektrizit�atskonsumenten tr�agt der Staat nun die Kosten
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der F�orderung. Dies k�onnte langfristig zu einer staatlichen Subventio-

nierung der KWK f�uhren.

(c) Die Energieversorgungsunternehmen m�ussen nach wie vor die gesetz-

lich vorgegebene Quote an Zerti�katen nachweisen. Tritt au�erdem

noch der Staat als K�aufer von Zerti�katen auf, so wird der Anteil

an KWK-Strom an der gesamten Stromerzeugung �uber der gesetzlich

festgelegten Quote liegen. Denn jede zus�atzliche kWh KWK-Strom,

die der Staat vom Markt nimmt, wird zus�atzlich �uber die Quote hin-

aus produziert.

Eine geringf�ugige �ubererf�ullung der Quote ist allerdings aus umwelt-

politischer Sicht kein gravierendes Problem. Der Staat k�onnte zudem

die gehorteten Zerti�kate nach einer Erh�ohung der Quote wieder ver-

kaufen. Dieses Vorgehen w�are allerdings aus wettbewerbsrechtlichen

Gr�unden sehr fragw�urdig: Denn der Staat tritt dann als H�andler von

Zerti�katen auf und kann gleichzeitig durch die Festlegung der Quote

die Knappheit und damit den Preis der Zerti�kate bestimmen.

�Ahnliche Probleme entstehen, wenn die Quote auf einem sehr hohen Niveau

festgelegt wurde, die Erschlie�ung neuer KWK-Potentiale kostenintensiv ist

und in der Folge der Zerti�katspreis die Obergrenze erreicht. In diesem Fall

interveniert der Staat durch Verkauf ungedeckter Zerti�kate. Dies verscha�t

ihm zwar zus�atzliche Einnahmen, das Ziel des Instruments wird jedoch nicht

erreicht, da die Energieversorungsunternehmen die Quote dann auch durch

die ungedeckten staatlichen Zerti�kate nachweisen.

Aus umwelt�okonomischer Sicht widerspricht sich die gleichzeitige Festle-

gung einer Quote und einer Schwankungsbreite f�ur den Zerti�katspreis.

Denn durch die Festlegung der Quote ergibt sich auf dem Markt ein be-

stimmter Zerti�katspreis. Aus der indirekten Festlegung des Zerti�katsprei-

ses folgert ein bestimmmtes wirtschaftliches KWK-Potential und daraus bei

der Erschlie�ung dieses Potentials ein bestimmter Stromanteil aus KWK-

Anlagen.

Ein weiteres Problem liegt darin, da� die Ober- und Untergrenzen langfri-

stig angepa�t werden m�u�ten: Nach der erstmaligen Festlegung der Quote

werden zun�achst die kosteng�unstigsten KWK-Potentiale erschlossen. Wird

die Quote mit der Zeit erh�oht, so wird auch der Zerti�katspreis mit der

Zeit steigen. Soll die Quote tats�achlich erreicht und nicht durch die Ausga-

be ungedeckter Zerti�kate verw�assert werden, so mu� auch die Obergrenze

f�ur den Zerti�katspreis erh�oht werden.

2. Ausgabe zus�atzlicher Zerti�kate. Die Einf�uhrung eines Quotensystems ohne

Di�erenzierung zwischen gro�en und kleinen Anlagen hat zur Folge, da� es



32 KAPITEL 4. F �ORDERMASSNAHMEN

zu
"
Mitnahmee�ekten\ bei den Betreibern von gro�en, ohnehin wirtschaft-

lichen Anlagen kommen kann. Denn in diesem Fall tr�agt der Erl�os aus

dem Verkauf der Zerti�kate nicht zur Finanzierung der Anlage bei, sondern

erh�oht lediglich den Gewinn der Betreiber. Dies kann insbesondere dann

sehr relevant werden, wenn langfristig wesentlich h�ohere Quoten angestrebt

werden und der Zerti�katspreis deutlich steigt. Wie oben erl�autert wird in

diesem Fall eine Erh�ohung der Obergrenze notwendig.

Das Problem der Mitnahmee�ekte versuchen die Autoren durch die Aus-

gabe zus�atzlicher ungedeckter Zerti�kate f�ur kleinere Anlagen zu reduzie-

ren. Denn prinzipiell sind kleine KWK-Anlagen hinsichtlich der spezi�schen

Investitions- und Wartungskosten teurer als gr�o�ere Anlagen (vgl. Kapitel

7.1 und 7.3). Mitnahmee�ekte k�onnen daher insbesondere bei gro�en - oh-

nehin wirtschaftlichen - Kraftwerken auftreten. Die Wirtschaftlichkeit klei-

nerer Blockheizkraftwerke (BHKW) h�angt jedoch h�au�g von den Erl�osen

aus dem Zerti�katshandel ab. Diesem Aspekt soll dadurch Rechnung getra-

gen werden, da� die teureren kleinen Anlagen �uber ihre Stromproduktion

hinaus zus�atzliche Zerti�kate erhalten. Die Menge der zugewiesenen Zerti�-

kate richtet sich also nicht nur nach der Strommenge, sondern orientiert sich

auch an den Kosten, die durch den Betrieb eines bestimmten Anlagentyps

entstehen.

Diese Regelung geht allerdings zu Lasten der EÆzienz des Quotenmodells.

Denn der Erl�os aus dem Zerti�katshandel f�ur eine kWh ist bei kleineren

Anlagen h�oher als bei gr�o�eren Anlagen. Hierdurch k�onnten etwas gr�o�ere

BHKW (z.B. im Bereich von 2 MW) gegen�uber kleineren Anlagen unwirt-

schaftlich werden, obwohl die Gesamtkosten zur Strom- und W�armeerzeu-

gung in den gr�o�eren Anlagen geringer sind. Es ist somit nicht gew�ahr-

leistet, da� bei dem Ausbau der KWK tats�achlich die kosteng�unstigsten

Anlagentypen realisiert werden.

Auch die Zielorientiertheit des Instruments wird eingeschr�ankt: Werden vie-

le ungedeckte Zerti�kate f�ur kleine Anlagen ausgestellt, wird die staatlich

festgelegte Quote nicht erreicht. Bisher ist die Stromerzeugung aus kleinen

BHKW in der BRD noch nicht sehr bedeutend. Die hier vorgeschlagene

Quotenregelung w�urde allerdings zu einem verst�arkten Einsatz gerade klei-

ner Anlagen f�uhren. Hierdurch w�urde der tats�achliche Anteil der Stromer-

zeugung in KWK-Anlagen deutlich unter der festgelegten Quote liegen.

Dieser E�ekt m�u�te bei der Wahl der Quotenh�ohe ber�ucksichtigt werden.

4.2 �Okologische Steuerreform

Bei allen Vorschl�agen zu einer �okologischen Steuerreform werden zwei Ziele ver-

folgt: Die Erhebung von �Okosteuern soll einerseits eine �okologische Lenkungswir-
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kung haben. Umweltsch�adigendes Verhalten soll bestraft und durch die steuerli-

che Belastung vermieden werden. Andererseits k�onenn mit den Einnahmen aus

den �Okosteuern anderer Steuern gesenkt werden, die die Volkswirtschaft negativ

belasten. Die �Okosteuer erf�ullt somit auch eine Finanzierungsfunktion.

Es gibt zahlreiche Vorschl�age zur Implementierung von �Okosteuern. In der EU

wurde beispielsweise ein Mix aus Energie- und CO2-Besteuerung angestrebt. Die

Wirkung einer solchen Steuer auf die Stromgestehungskosten gro�er Kondensati-

onskraftwerke wurde bereits untersucht (Schneider 1998). Durch die Besteuerung

von Prim�arenergietr�agern oder CO2 erlangt die KWK gegen�uber Kondensati-

onskraftwerken einen Wettbewerbsvorteil, da in KWK-Anlagen deutlich h�ohere

Nutzungsgrade erreicht werden k�onnen und der Brennsto� so besser ausgenutzt

wird. Um einen Ausbau der KWK durch diesen Wettbewerbsvorteil zu erreichen,

m�u�ten allerdings deutlich h�ohere Steuern erhoben werden.

Von einer weiteren M�oglichkeit, mit einer �okologischen Steuerreform die KWK

zu f�ordern, hat der Gesetzgeber mit dem
"
Gesetz zum Einstieg in die �okologische

Steuerreform\ Gebrauch gemacht: In dem Gesetz, das der Deutsche Bundestag

am 3. M�arz 1999 verabschiedet hat, wurden Steuererl�asse f�ur bestimmte KWK-

Anlagen vorgesehen.

Im folgenden wird die Wirkung dieses Gesetzes untersucht. In dem Artikel-

gesetz wird ein neues Stromsteuergesetz eingef�uhrt und das bestehende Mine-

ral�olsteuergesetz ge�andert. Mit Wirkung zum 1. April 1999 erh�ohen sich damit

die Steuers�atze auf die Prim�arenergietr�ager �Ol und Erdgas und das Produkt

Strom wird mit einer Steuer belastet.

4.2.1 Stromsteuergesetz

Das Stromsteuergesetz erhebt im Regelfall eine Steuer von 2 Pf/kWh Strom auf

die Versorgung von Letztverbrauchern und die Eigenerzeugung. Das Gesetz sieht

allerdings einige Ausnahmeregelungen vor. So erm�a�igt sich zum Beispiel der

Steuersatz f�ur das produzierende Gewerbe um 80% auf 0,4 Pf/kWh.

F�ur die Betreiber von kleinen KWK-Anlagen ist eine Sonderregelung wichtig,

die sich aus der De�nition der Eigenerzeugung in x 2 Nr. 2 ergibt: Danach entf�allt

die Stromsteuer im Fall der Eigenerzeugung in Anlagen mit einer elektrischen Lei-

stung unter 700 kW. Hierdurch ensteht f�ur kleine BHKW ein Wettbewerbsvorteil

gegen�uber der konventionellen Stromerzeugung:

� Im Fall einer nicht-gewerblichen Stromversorgung durch das eigene BHKW

entf�allt gegen�uber der Alternative Strombezug die volle H�ohe des Steuersat-

zes von 2 Pf/kWh. Dies tri�t zum Beispiel auf die Versorgung von kleinen

Siedlungen oder einzelnen Wohnh�ausern zu.

� Im Fall einer gewerblichen Stromversorgung durch ein BHKW entf�allt der

erm�a�igte Steuersatz von 0,4 Pf/kWh.
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Steuersatz Steuersatz
Brennstoff Verbrauchscharakteristik bis 31.03.99 ab 01.04.99 Einheit

Erdgas Haushalte (Heizen) 0,36 0,68 Pf/kWh

Produzierendes Gewerbe 0,36 0,424 Pf/kWh

Stromerzeugung 0,36 0,36 Pf/kWh

KWK (Jahresnutzungsgrad > 70%) 0,36 0 Pf/kWh

Mineralöl Haushalte (Heizen) 8 12 Pf/l

Produzierendes Gewerbe 8 8,8 Pf/l

Stromerzeugung 8 8 Pf/l

KWK (Jahresnutzungsgrad > 70%) 8 0 Pf/l

Tabelle 4.2: �Anderungen des Miner�olsteuergesetzes in der ersten Stufe der �okolo-

gischen Steuerreform zum 1. April 1999

Eine weitere wichtige Erleichterung ist die geplante Gleichstellung von Con-

tractoren mit Eigenerzeugern. Nach x 11 Nr. 4 wird
"
das Bundesministerium der

Finanzen erm�achtigt, zur Durchf�uhrung des Gesetzes durch Rechtsverordnung zur

Steuervereinfachung vorzusehen, da� Unternehmen, Betriebe und Personen, die

Strom an ihre Mieter, P�achter oder vergleichbare Vertragspartner leisten, sowie

derjenige, der im Rahmen eines Vertragsverh�altnisses f�ur einen anderen eine An-

lage zur Stromerzeugung betreibt, nicht als Versorger gelten.\ Daher k�onnen auch

Contracting-Unternehmen von demWegfall der Stromsteuer bei BHKWmit einer

elektrischen Leistung unter 700 kW pro�tieren.

4.2.2 Mineral�olsteuergesetz

Auch durch die �Anderung des Mineral�olsteuergeseztes verbessern sich die wirt-

schaftlichen Rahmenbedingungen f�ur die KWK. In der ersten Stufe der �okologi-

schen Steuerreform wird die Steuer auf Erdgas, das nach x 3 Abs. 2 zum Heizen

verwendet wird, von bisher 0,36 um 0,32 auf 0,68 Pf/kWh erh�oht. Die Steuer auf

Mineral�ol zum Heizen wird von bisher 8 um 4 auf 12 Pf/l angehoben. Der Ge-

setzgeber sieht �ahnlich wie beim Stromsteuergesetz Erm�a�igungen (bzw. Erstat-

tungen) f�ur einige Abnehmergruppen vor. Eine �Ubersicht �uber die �Anderungen

gibt Tabelle 4.2.

Von den Erm�a�igungen sind die Stromerzeugung, das produzierende Gewerbe

und Anlagen der KWK mit einem Jahresnutzungsgrad �uber 70% betro�en:

� Produzierendes Gewerbe. Dem produzierende Gewerbe wird 80% der neu

hinzukommenden Steuer erlassen. Hierdurch erh�ohen sich die Steuers�atze

auf Erdgas und Mineral�ol nur geringf�ugig: Im Fall von Erdgas erh�oht sich

der Steuersatz f�ur das produzierende Gewerbe um 0,064 Pf/kWh anstelle
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von 0,32 Pf/kWh f�ur Haushalte. Ein Erla� der Steuer erfolgt allerdings nur

f�ur den Betrag, der DM 1000,- im Jahr �uberschreitet.

� Anlagen zur Stromerzeugung. F�ur Erdgas oder Mineral�ol, das zur Stromer-

zeugung verwendet wird, bleiben die alten Steuers�atze bestehen. Damit

�andert sich nichts hinsichtlich der Wettbewerbsbedingungen zwischen den

Energietr�agern Kohle, Gas und �Ol.

Diese Regelung �ndet sich in den xx 3, 25 und 32. In x 3 Abs. 3 des Mineral�olsteuerge-

setzes werden die F�alle de�niert, die den (gegen�uber dem Regelsteuersatz) erm�a�igten

Steuersatz nach x 3 Abs. 2 in Anspruch nehmen k�onnen. Hierzu z�ahlen Gasturbinen,

die in der Spitzenlast eingesetzt werden und Anlagen der KWK, die einen Nutzungsgrad

�uber 60% erreichen. Nach Auskunft des Bundes�nanzministeriums fallen steuerlich unter

die
"
gekoppelte Erzeugung von W�arme und Kraft\ auch GuD-Kondensationskraftwerke,

die nur Strom erzeugen. In solchen Kraftwerken wird die Abw�arme aus einem Gasturbi-

nenproze� zur Dampferzeugung genutzt. Der Dampf wird in einem Dampfturbinenproze�

dann zur Stromerzeugung verwendet. Was mit dem aus der Abw�arme erzeugten Dampf

passiert, spielt nach der allgemeinen steuerrechtlichen Auslegung keine Rolle. Der Dampf

kann als W�armequelle oder zur Stromerzeugung genutzt werden. Daher gelten im Sinne

des Mineral�olsteuergesetzes auch GuD-Kondensationskraftwerke als KWK-Anlagen. Un-

terschreitet eine solche Anlage allerdings einen Nutzungsgrad von 60% (bezogen auf die

Stromerzeugung im Gasturbinenproze� und Dampferzeugung im Abhitzekessel), kommt

die �Ubergangsregelung nach x 32 Abs. 1 zum tragen. Danach m�ussen solche Kraftwerke

in den ersten zwei bis drei Jahren den Regelsteuersatz von bisher 4,76 Pf/kWh tragen,

danach gilt der erm�a�igte Heizsteuersatz nach x 3 Abs. 2. Diese Steuer ist so hoch, da�

solche Kraftwerke in der Praxis nicht realisiert werden. F�ur Gaskraftwerke gilt also be-

reits der erm�a�igte Heizsteuersatz nach x 3 Abs. 2 von nunmehr 0,68 Pf/kWh. Hinzu

kommt noch die Verg�utung nach x 25 Abs. 3. Hierin wird den Betreibern von Anla-

gen nach x 3 Abs. 3, also praktisch fast allen Gaskraftwerken, eine weitere Erm�a�igung

um 0,32 Pf/kWh einger�aumt, soda� sich letztendlich der bisherige Steuersatz von 0,36

Pf/kWh ergibt.

� Anlagen der Kraft-W�arme-Kopplung. F�ur KWK-Anlagen mit einem Jah-

resnutzungsgrad �uber 70% entf�allt die gesamte (die alte und die neu hin-

zukommende) Mineral�olsteuer.

Durch den Wegfall der Mineral�olsteuer verbessert sich die Wirtschaftlichkeit

von KWK-Anlagen in zweifacher Weise: Zum einen entfallen die Steuerzahlun-

gen f�ur den Brennsto�bezug, w�ahrend bei der konventionellen Stromerzeugung

die alten Steuers�atze bestehen bleiben. Zum anderen kann ein h�oherer W�arme-

preis f�ur eine alternative Bereitstellung der W�arme angelegt werden, da bei der

W�armebereitstellung ohne gekoppelte Stromerzeugung die volle Heizsteuer von

0,68 Pf/kWh f�ur Erdgas und 12 Pf/l f�ur Heiz�ol erhoben wird.

4.2.3 Auswirkungen f�ur die KWK

Im folgenden sollen die Vorteile f�ur die KWK aus dem Gesetz zum Einstieg in die

�okologische Steuerreform dargestellt werden. Je nach Anlagenkon�guration und



36 KAPITEL 4. F �ORDERMASSNAHMEN

Vergleichsbasis f�ur die konventionelle W�armeerzeugung (Erdgas oder Heizl�ol) f�allt

der Vorteil unterschiedlich gro� aus.

F�ur die folgende Beispielrechnung werden folgende Annahmen getro�en:

� KWK-Anlagen. Die KWK-Anlagen geh�oren zur mittleren Leistungsklasse um 200-300

kW elektrischer Leistung. ErdgasbetriebeneMotoren kommen bei Anlagen dieser Gr�o�en-

ordnung auf Gesamtnutzungsgrade von 75% bezogen auf den Brennwert. Der elektrische

Nutzungsgrad wird mit 32% veranschlagt. F�ur die Variante eines Heiz�olmotors wurde

ein elektrischer Nutzungsgrad von 37% und ein Gesamtnutzungsgrad von 80% bezogen

auf den Heizwert angenommen. Der Heizwert des Heiz�ols betr�agt hier 42,6 MJ/kg und

die Dichte 0,83 kg/l.

� Konventionelle W�armebereitstellung. F�ur die alternativeW�armebereitstellung ohne Kraft-

W�arme-Kopplung wird bei Verwendung von Erdgas Brennwert-Technologie eingesetzt.

Damit sind Nutzungsgrade von 85% bezogen auf den Brennwert erreichbar. Im Fall von

Heiz�ol wird ein Nutzungsgrad von 85% bezogen auf den Heizwert angesetzt.

Wegfall der Mineral�olsteuer in der Stromerzeugung

F�ur konventionelle Stromerzeugungsanlagen ohne W�armeauskopplung bleibt der

alte Steuersatz auf Erdgas von 0,36 Pf/kWh bestehen. Im Vergleich zu GuD-

Kondensationsanlagen sind Anlagen der KWK mit einem Jahresnutzungsgrad

�uber 70% damit auch hinsichtlich der Stromerzeugung bessergestellt, da die Erd-

gassteuer vollst�andig entf�allt. Dieser Wettbewerbsvorteil gilt allerdings nur bei

einem Vergleich mit der Stromerzeugung in GuD-Kondensationsanlagen oder Ga-

sturbinen. Der �uberwiegende Teil der Stromerzeugung wird jedoch auch in den

n�achsten Jahren noch durch Kohle- und Atomkraftwerke erfolgen. Die Erdgas-

steuer f�ur Kondensationskraftwerke hat somit nur sehr geringe Auswirkungen auf

den Strompreis.

Die Betreiber von KWK-Anlagen werden gegen�uber der bisherigen Regelung

dadurch besser gestellt, da� die Mineral�olsteuer auf Erdgas und Diesel bei einem

Jahresnutzungsgrad �uber 70% komplett entf�allt. Hierdurch verringern sich die

Erzeugungkosten in der Anlage. Mit dem elektrischen Nutzungsgrad der KWK-

Anlage �N;el und der weggefallenen Mineral�olsteuer �tKWK berechnet sich der

Kostenvorteil pro erzeugter Kilowattstunde Strom �cel zu

�cel =
�tKWK

�N;el
(4.1)

.

Erh�ohung des anlegbaren W�armepreises

F�ur Mineral�ole, die zur konventionellen Bereitstellung von W�arme eingesetzt

werden, m�ussen die Steuers�atze zum Heizen nach x 3 Abs. 2 aufgebracht wer-

den. Diese Steuers�atze wurden erh�oht. Daher kann auch ein h�oherer anlegbarer

W�armepreis bei KWK-Anlagen zugrunde gelegt werden. Um wieviel sich der an-

legbare W�armepreis durch die �okologische Steuerreform erh�oht, h�angt von dem
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verwendeten Brennsto� (Erdgas oder Heiz�ol), der Nutzergruppe (produzierendes

Gewerbe oder Haushalt) und der EÆzienz der konventionellen Technologie ab,

die anstelle der KWK zum Einsatz k�ame.

Die Erh�ohung des anlegbaren W�armepreises �pQ ergibt sich aus der Erh�ohung

des Steuersatzes zum Heizen �tHeizen und dem Nutzungsgrad der konventionellen

W�armeerzeugung �N;k zu

�pQ =
�tHeizen

�N;k
: (4.2)

Gesamte�ekt

Die gesamte Kostenentlastung aus der �Anderung des Mineral�olsteuergesetzes �N

ergibt sich aus der Erh�ohung des anlegbaren W�armepreises �pQ, der erzeugten

W�armemenge Q, den g�unstigeren spezi�schen Stromerzeugungskosten �cel und

der erzeugten Strommenge W :

�N = �pQ �Q +�pel �W (4.3)

Bezogen auf die erzeugte elektrische Energie erh�alt man mit dem elektrischen

Nutzungsgrad �N;el und dem Gesamtnutzungsgrad der KWK-Anlage �N;Ges die

Beziehung

�n =
�K

W

= �pQ �
Q

W
+�cel

= �pQ �
�N;Ges � �N;el

�N;el
+�cel: (4.4)

Die Ergebnisse der Berechnungen mit den oben getro�enen Annahmen sind

in Tabelle 4.3 auf Seite 38 zusammengefa�t.

Bewertung

Das Gesetz zum Einstieg in die �okologische Steuerreform scha�t eine deutli-

che Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen f�ur die Betreiber von

KWK-Anlagen. Je nach Gr�o�e und Brennsto� der Anlage und dem alternativen

W�armeerzeugungssystem ergeben sich Vorteile gegen�uber der bisherigen Situati-

on von 1,23 bis 4,76 Pf/kWhel. Hieraus wird deutlich, da� nicht nur der Wegfall

der Stromsteuer bei kleinen Anlagen, sondern auch die �Anderungen des Mine-

ral�olsteuergesetzes die Wirtschaftlichkeit erheblich verbessert hat.
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< 700 kWel > 700 kWel 

Nichtgewerbliche  Stromsteuer Pf/kWhel 2 -
Erzeugung Stromerzeugung Erdgas Pf/kWhel 1,13 1,13

Heizöl Pf/kWhel 2,20 2,20
 Anlegbarer Wärmepreis Erdgas Pf/kWh 0,38 0,38

Heizöl Pf/kWh 0,48 0,48
Gesamteffekt BHKW Alt. Wärmeerz.

Erdgas Erdgas Pf/kWhel 3,63 1,63
Erdgas Heizöl Pf/kWhel 3,77 1,77
Heizöl Erdgas Pf/kWhel 4,64 2,64
Heizöl Heizöl Pf/kWhel 4,76 2,76

Produzierendes  Stromsteuer Pf/kWhel 0,4 -
Gewerbe Stromerzeugung Erdgas Pf/kWhel 1,13 1,13

Heizöl Pf/kWhel 2,20 2,20
 Anlegbarer Wärmepreis Erdgas Pf/kWh 0,08 0,08

Heizöl Pf/kWh 0,10 0,10
Gesamteffekt BHKW Alt. Wärmeerz.

Erdgas Erdgas Pf/kWhel 1,63 1,23
Erdgas Heizöl Pf/kWhel 1,65 1,25
Heizöl Erdgas Pf/kWhel 2,69 2,29
Heizöl Heizöl Pf/kWhel 2,71 2,31

Tabelle 4.3: Absch�atzung der Vorteile f�ur KWK-Anlagen mit einem Jahrensnut-

zungsgrad �uber 70% aus der 1. Stufe der �okologische Steuerreform

Am meisten pro�tieren von dem Gesetz die Betreiber von nicht-gewerblichen

Anlagen mit einer installierten Leistung unter 700 kWel: Sie sparen pro erzeug-

ter Kilowattstunde Strom 3,63 bis 4,76 Pfennige. Eine Besserstellung in dieser

Gr�o�enordnung tr�agt sicherlich zu der Erschlie�ung weiterer KWK-Potentiale in

diesem Bereich bei. Aufgrund der Erm�a�igungen f�ur das produzierende Gewer-

be ist der zus�atzliche Anreiz zum Einsatz von KWK deutlich geringer. Dies ist

bedauernswert, da es gerade in der Industrie ein hohes wirtschaftliches KWK-

Potential gibt.

Die steuerliche Entlastung von KWK-Anlagen ist bei Heiz�ol-Motoren insge-

samt gr�o�er als bei Erdgasmotoren. Hierdurch werden meines Erachtens um-

weltpolitisch falsche Anreizwirkungen gesetzt. Denn bei der Verwendung von

Heiz�ol treten Ru�- und Schwefelemissionen auf, die zu einer st�arkeren Beein-

tr�achtigung von Umwelt und Gesundheit f�uhren als die vergleichsweise niedrigen

NOx-Emssionen aus Gasmotoren. Zudem sind die spezi�schen CO2-Emissionen

von Heiz�ol h�oher als von Erdgas.
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Kapitel 5

Grundlagen der empirischen

Analyse

In dem zweiten Abschnitt der Arbeit wird die Wirtschaftlichkeit von KWK{

Anlagen unter Ber�ucksichtigung der ver�anderten Rahmenbedingungen an vier

typischen Anwendungsf�allen empirisch untersucht. In diesem Kapitel wird zu-

n�achst die Vorgehensweise dargelegt, technische Begri�e und Kennzahlen werden

erl�autert, der Untersuchungsgegenstand wird abgegrenzt und die Referenzf�alle

werden beschrieben. Im folgenden Kapitel werden die wirtschaftlichen Rahmen-

bedingungen der Analyse festgelegt. In Kapitel 7 werden die Investitions{ und Be-

triebskosten mit Hilfe von eigenen Recherchen und Literaturangaben abgesch�atzt.

In Kapitel 8 wird die Berechnungsmethode erl�autert und in Kapitel 9 werden

schlie�lich die Ergebnisse mit Hilfe von Sensitivit�atsanalysen dargestellt und be-

wertet.

5.1 Vorgehensweise

Die Untersuchung der Wirtschaftlichkeit von Anlagen der Kraft{W�arme{Kopp-

lung gestaltet sich wesentlich schwieriger als bei konventionellen Kondensations-

kraftwerken. Die Ursache hierf�ur liegt in der Kuppelproduktion von Strom und

W�arme: Strom und W�arme werden in KWK{Anlagen in einem festen (oder nur

bedingt variablen) Verh�altnis zueinander erzeugt, Strom{ und W�armebedarf sind

jedoch unabh�angig voneinander und schwanken tages{ und jahreszeitlich erheb-

lich. Im Fall eines Nah{ oder Fernw�armenetzes f�ur Haushalte werden zum Beispiel

im Sommer nur sehr geringe W�armemengen abgenommen, im Winter steigt der

W�armebedarf weit mehr als der Strombedarf an. Eine KWK{Anlage kann daher

nicht alleine den Strom{ und W�armebedarf typischer Anforderungspro�le decken.

Die Di�erenz zwischen Strombedarf und Stromerzeugung in der KWK{Anlage

kann durch Lieferung aus dem bzw. an das Stromnetz ausgeglichen werden. Pro-

duziert die KWK{Anlage mehr Strom, als verbraucht wird, wird �Uberschu�strom

41
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Kessel

Wärmebedarf

BHKW

Zusatzkessel

Strombedarf

Wärmebedarf Strombedarf

Strom

Wärme

Wärme

Überschuß-

Reservestrom

Zusatzstrom

strom

Brennstoff

Deckung des Wärme- und Strombedarfs mit BHKW

Brennstoff

                              Vergleichssystem:

Deckung des Wärme- und Strombedarfs ohne BHKW

Strombezug

WärmeBrennstoff

Abbildung 5.1: System der KWK-Anlage und Vergleichssystem

in das Netz eingespeist. Ist der Strombedarf gr�o�er als die Leistung der KWK{

Anlage, wird Zusatzstrom bezogen. Bei Ausfall der KWK{Anlage wird Reser-

vestrom bezogen. Fehlende W�armeleistung wird bei Anlagen, die nicht an ein

Fernw�armenetz gekoppelt sind, durch einen Zusatzkessel bereitgestellt. In gro�en

Fernw�armenetzen mit mehreren KWK{Anlagen kann die fehlende W�arme bei

Ausfall einer Anlage unter Umst�anden durch andere Heizkraftwerke bereitgestellt

werden.

F�ur einen wirtschaftlichen Betrieb von KWK{Anlagen sind neben den Erzeu-

gungskosten insbesondere die Konditionen f�ur Strombezug und Stromeinspeisung

und die Charakteristik des W�arme{ und Strombedarfs entscheidend. Bei einer Un-

tersuchung der Wirtschaftlichkeit ist daher die Betrachtung des Gesamtsystems

mit allen Parametern und die Ber�ucksichtigung der Gleichzeitigkeit von Strom{

und W�armebedarf sinnvoll. Die Kosten dieses Gesamtsystems m�ussen dann mit

den Kosten der getrennten Bereitstellung von Strom und W�arme verglichen wer-

den (Vergleichssystem).

In Abbildung 5.1 auf Seite 42 ist das hier betrachtete System einer KWK{

Anlage dem Vergleichssystem gegen�ubergestellt. In der KWK{Anlage produziert
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das BHKW in einem festen Verh�altnis Strom und W�arme. Der Strombedarf wird

durch die Stromerzeugung in dem BHKW und durch den Bezug von Zusatz{

und Reservestrom gedeckt, wobei �ubersch�ussiger Strom verkauft bzw. in das Netz

eingespeist wird. Der W�armebedarf wird durch die Erzeugung in dem BHWK und

in dem Zusatzkessel gedeckt. Im Vergleichssystem wird der gesamte Strombedarf

bezogen und der W�armebedarf komplett durch einen Kessel bereitgestellt.

Die Bestimmung der Kosten f�ur Strom und W�arme ist f�ur das Vergleichssy-

stem einfach, da W�armeerzeugung und Strombezug getrennt erfolgen. Die Kosten

des BHKW m�ussen hingegen beiden Produkten { Strom und W�arme { zugerech-

net werden. H�au�g wird dieses Problem gel�ost, indem die vermiedenen Strom-

bezugskosten den W�armeerzeugungskosten gutgeschrieben werden. Umgekehrt

k�onnen auch die vermiedenen W�armeerzeugungskosten den Stromgestehungsko-

sten des BHKW gutgeschrieben werden. Letztere Variante wird in dieser Arbeit

verwendet, um die Kosten zur Deckung des Strombedarfs mit einem BHKW unter

Ber�ucksichtigung der vermiedenen W�armeerzeugung zu berechnen. F�ur den hier

gew�ahlten Untersuchungsgegenstand hat diese Vorgehensweise folgenden Vorteil:

Die Erdgas{ und W�armepreise werden sich infolge der Liberalisierung der Gas-

wirtschaft kaum ver�andern, w�ahrend die Strompreise mit der Liberalisierung der

Elektrizit�atswirtschaft deutlich sinken werden. Bei relativ konstanten anlegbaren

W�armepreisen k�onnen die Auswirkungen der Liberalisierung des Strommarktes

herausgearbeitet werden, indem den sinkenden Strombezugskosten im Vergleichs-

system die Kosten zur Deckung des Strombedarfs mit einem BHKW gegen�uber-

gestellt werden.

Neben den vermiedenen W�armeerzeugungskosten m�ussen die Investitionsko-

sten, die Brennsto�kosten und die Betriebskosten f�ur das BHKW sowie die Ko-

sten f�ur den Bezug von Zusatz{ und Reservestrom und die Verg�utung f�ur �Uber-

schu�strom abgesch�atzt werden. Um die Kosten und Erl�ose f�ur den Bezug von

Zusatzstrom und den Verkauf von �Uberschu�strom zu bestimmen, m�ussen nicht

nur die Strommengen, sondern auch der zeitliche Verlauf ermittelt werden, da

hierf�ur zum Teil sowohl tageszeitlich als auch jahreszeitlich schwankende Preise

gelten. Eine Absch�atzung der Kosten f�ur Strombezug und {verkauf w�are ohne

Kenntnis des Verlaufs von Strom{ und W�armebedarf sehr schwierig.

Aus diesem Grund wird die Wirtschaftlichkeit neuer KWK{Anlagen in die-

ser Arbeit nicht allgemein, sondern am Beispiel von typischen Einsatzgebieten

untersucht, bei denen der Verlauf des Strom{ und W�armebedarfs hinreichend

genau ermittelbar ist und die potentiell interessante und repr�asentative Nut-

zungsk�oglichkeiten f�ur die KWK bieten. Hierzu z�ahlen zwei Industriebetriebe,

eine Niedrigenergiesiedlung und ein Mehrfamilienhaus. Ausgehend von den Jah-

resganglinien des Strom{ und W�armebedarfs dieser Referenzf�alle wird der Be-

trieb in einem Basisjahr simuliert. Dabei wird in jeder Viertelstunde die optimale

Betriebsweise ermittelt, die u.a. von den Preisen f�ur Strombezug und Stromver-

kauf zu der jeweiligen Tages{ und Jahreszeit abh�angt. Mit der Simulation des

Basisjahres werden alle kostenrelevanten Daten { wie Auslastung der Anlage,
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Strombezugskosten, etc { ermittelt. Die Ergebnisse aus der Simulation des Basis-

jahres werden dann auf die wirtschaftliche Nutzungsdauer extrapoliert, wobei der

Ver�anderung wirtschaftlicher Rahmenbedingungen { wie Strom{ und Brennsto�-

preisen { Rechnung getragen wird. Die Kosten zur Deckung des Strombedarfs

mit einem BHKW werden als �nanzmathematische Durchschnittskosten gebil-

det und den durchschnittlichen Bezugskosten ohne BHKW gegen�ubergestellt. In

Sensitivit�atsanalysen wird abschlie�end dargelegt, welchen Ein
u� wichtige Rah-

menbedingungen wie Brennsto�preise, Zinss�atze oder die Strompreisentwicklung

auf die H�ohe der Stromkosten haben.

Es sei darauf hingewiesen, da� eine �Ubertragbarkeit der Ergebnisse dieser

ausgew�ahlten Fallbeispiele auf andere Anlagen nur begrenzt m�oglich ist. Das

Hinzuziehen der W�arme{ und Stromcharakteristik erm�oglicht zwar eine genaue-

re Absch�atzung der Kosten, allerdings k�onnen die Ergebnisse schlechter verall-

gemeinert werden. Denn gerade bei Anlagen der Kraft{W�arme{Kopplung kann

eine Aussage �uber die Wirtschaftlichkeit nur f�ur jeden Einzelfall getro�en wer-

den. Die Betrachtung verschiedener, typsischer Anwendungsbeispiele ist daher

sinnvoll, um eine Aussage dar�uber zu tre�en, welche Auswirkungen die neuen

Rahmenbedingungen auf die Wirtschaftlichkeit dieser Anlagen haben.

5.2 Technische Begri�e und Kennzahlen

Bei der Berechnung der Wirtschaftlichkeit werden eine Reihe von technischen

Begri�en und Kennzahlen verwendet. Die wichtigsten werden hier kurz de�niert

und erl�autert, da sie zum Teil auch in der Literatur unterschiedlich gebraucht

werden.

Zun�achst zu den Begri�en KWK{Anlage und BHKW: In der Literatur gibt

es zwischen diesen W�ortern keine klare Abgrenzung. H�au�g werden mit BHKW

kleine Kraft{W�arme{Kopplungsanlagen bezeichnet, wobei zum Teil damit mo-

torbetriebene Anlagen (anstelle der Verwendung einer Gasturbine) gemeint sind.

Hier wird mit dem Begri� KWK{Anlage die gesamte Anlage bezeichnet, die

den Zusatzkessel miteinschlie�t. Die Gr�o�e spielt dabei keine Rolle. Mit BHKW

wird die Kraft{W�arme{Kopplungs{Einheit bezeichnet, in der Strom und W�arme

erzeugt werden. Ein BHKW kann wiederum mehrere Module umfassen, die un-

abh�angig voneinander betrieben werden k�onnen.

Zu den technischen Begri�en:

� Die elektrische Nennleistung ~Pel und die W�armenennleistung ~PW
bezeichnen die Leistung, die das BHKW bei voller Auslastung der Anlage

jeweils produziert.

� Heizwert und Brennwert. Der Heizwert (auch: untere Heizwert) bezeich-

net die Energie eines Brennsto�s, die bei seiner Verbrennung freigesetzt
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wird, wenn das im Verbrennungsgas enthaltene Wasser als Dampf vorliegt

und nicht auskondensiert wird. Der Brennwert (auch: oberer Heizwert)

ber�ucksichtigt zus�atzlich die Kondensationsw�arme des Wassers im Abgas

und ist daher h�oher. Von Brennwert{Technik oder Brennwert{Nutzung wird

gesprochen, wenn Anlagen zur W�armeerzeugung �uber einen W�armetauscher

verf�ugen, der den Wasserdampf im Abgas kondensiert und daher auch diese

Energie noch nutzt.

� Wirkungsgrade. Der elektrische Wirkungsgrad �el einer Anlage ist das

Verh�altnis der erzeugten Elektrizit�at zur eingesetzten Brennsto�energie ~PBr
bei Nennlast: �el = ~Pel= ~PBr. Der thermische Wirkungsgrad �th stellt das

Verh�altnis der erzeugten W�armeleistung ~PW zur eingesetzten Brennsto�-

energie bei Nennlast dar: �th = ~PW= ~PBr. Der Gesamtwirkgungsgrad �Ges
ist schlie�lich das Verh�altnis der elektrisch und thermisch erzeugten Energie

zur eingesetzten Brennsto�energie: �Ges = ( ~Pel + ~PW )= ~PBr.

� Nutzungsgrade sind �ahnlich wie Wirkungsgrade de�niert, jedoch bezie-

hen sie sich nicht auf die Leistungen bei Nennlast, sondern auf die erzeugten

Mengen �uber einen bestimmten Zeitraum. Der Gesamtnutzungsgrad eines

BHKW ist dann de�niert als �N;Ges = (Q +W )=B, wobei W die erzeugte

Strommenge, Q die erzeugte W�armemenge und B die eingesetzte Brenn-

sto�energie bezeichnet.

Bei Teillastbetrieb oder durch das An{ und Abfahren von Anlagen entste-

hen Verluste. Die Nutzungsgrade sind daher etwas kleiner als die Wirkungs-

grade. Die H�ohe des Nutzungsgrads h�angt von der Fahrweise ab: Wird die

Anlage in der Grundlast ohne h�au�ges An{ und Abfahren eingesetzt, liegt

der Nutzungsgrad nahe beimWirkungsgrad. Die Hauptverluste liegen dabei

auf der W�armeseite. Der elektrische Nutzungsgrad kommt in der Regel sehr

nahe an den thermischen Nutzungsgrad heran. In dieser Arbeit wird f�ur alle

Anlagen gesch�atzt, da� der thermische Nutzungsgrad �N;th 8% kleiner als

der thermische Wirkungsgrad �th ist und der elektrische Nutzungsgrad �N;el
um 3% kleiner als der elektrische Wirkungsgrad �el ist.

Bei der Verwendung von Wirkungsgraden und Nutzungsgraden ist zu be-

achten, ob f�ur die eingesetzte Brennsto�energie der Heizwert oder Brenn-

wert des Brennsto� verwendet wird. In dieser Arbeit wird bei allen Gr�o�en

grunds�atzlich der Brennwert verwendet.

� Die Stromkennzahl s stellt das Verh�altnis der Stromproduktion W zur

W�armeproduktionQ in einem bestimmten Zeitintervall dar. Da die Verluste

auf der W�armeseite gr�o�er sind als auf der Stromseite, ist die Stromkenn-

zahl etwas gr�o�er als das Verh�altnis der elektrischen Nennleistung ~Pel zur

W�armenennleistung ~PW .
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5.3 Abgrenzung des Untersuchungsgegenstands

Bei der Berechnung der Wirtschaftlichkeit von KWK{Anlagen werden eine Reihe

von Annahmen getro�en, die zur Vereinfachung der Berechnung beitragen und

durch die der Untersuchungsgegenstand eingeschr�ankt wird:

� Bei allen Referenzobjekten wird angenommen, da� die W�armeversorgung

komplett erneuert wird, d.h. die KWK{Anlage ist Bestandteil eines neuen

W�armeversorgungskonzepts und wird nicht zu einer bestehenden W�armeer-

zeugungsanlage nachger�ustet.

� In dem Leistungsbereich von 1{5 MWel kommen sowohl Gasturbinen mit

Abhitzekessel als auch motorbetriene Blockheizkraftwerke (BHKW) in Fra-

ge. Gasturbinen eignen sich insbesondere zur Dampferzeugung, haben aber

in dieser Gr�o�enordnung niedrigere Wirkungsgrade als BHKW. Mit BHKW

ist bei Verwendung mehrerer Module ein besserer Teillastbetrieb m�oglich,

allerdings mu� ein ausreichender Niedertemperaturbedarf vorhanden sein.

Bei allen hier betrachteten Referenzobjekten sind motorbetriebene BHKW

die g�unstigere Variante.

� In den letzten Jahren wurden in der Mehrzahl erdgasbetriebene Motoren

anstelle von Heiz�ol{Motoren eingesetzt. Dies liegt zum einen an den g�unsti-

gen Erdgaspreisen, zum anderen sind die Stickoxid{ und Kohlenmonoxid{

Emmissionen bei Verwendung von Erdgas viel niedriger. Bei Heiz�olmotoren

m�ussen au�erdem z.T. Ru��lter eingesetzt werden, deren Austausch kon-

stenintensiv ist. Daher wird der Untersuchungsgegenstand hier auf ergdas-

betriebene Anlagen beschr�ankt.

� Bei motorbetriebenen BHKW kann durch einen zus�atzlichen W�armetau-

scher die Motorabluft so weit gek�uhlt werden, da� der darin be�ndliche

Wasserdampf auskondensiert und dabei zus�atzliche W�arme freisetzt. Durch

diese Brennwert{Nutzung kann ein h�oherer Wirkungsgrad erzielt werden.

Ob sich die n�otige Mehrinvestition mit den eingesparten Brennsto�kosten

amortisiert, h�angt von Fall zu Fall von den jeweiligen Rahmenbedingun-

gen ab. Bei dieser Wirtschaftlichkeitsanalyse wird eine Brennwert{Nutzung

nicht ber�ucksichtigt.

� Die Verwendung von Pu�erspeichern erm�oglicht eine bessere Anpassung

von W�arme{ und Strombedarf und kann deshalb die Wirtschaftlichkeit

von KWK{Anlagen { insbesondere bei kurzfristig schwankenden W�arme-

bedarf { verbessern. Die Simulation von Pu�erspeichern ist wegen der hin-

zukommenden Speicherglieder aufwendig und wird in diesem Rahmen nicht

ber�ucksichtigt. Bei der Bewertung der Ergebnisse ist daher zu beachten, da�
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bei Verwendung eines Pu�erspeichers insbesondere bei dem Mehrfamilien-

haus und der Niedrigenergiesiedlung die Wirtschaftlichkeit gegen�uber dem

berechneten Ergebnis noch verbessert werden kann.

� Eine weitere M�oglichkeit zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit KWK{

Anlagen, die hier nicht ber�ucksichtigt wird, ist das gezielte Abfahren von

Leistungsspitzen, um den Leistungsanteil der Strombezugskosten zu sen-

ken. Dabei wird eine Grenzleistung de�niert, die sich aus der Di�erenz

zwischen der erwarteten Jahresh�ochstleistung und der Nennleistung der

BHKW{Module ergibt. �Uberschreitet der Strombedarf diese Grenzleistung,

werden die BHKW{Module auch dann eingesetzt, wenn kein ausreichen-

der W�armebedarf vorhanden ist. Die �ubersch�ussige W�arme wird �uber ei-

ne Notk�uhleinrichtung abgef�uhrt. Hierdurch kann die Jahresh�ochstleistung

auf die Grenzleistung beschr�ankt werden. Der KWK{Anlage kommt so eine

zweite Funktion zu.

Problematisch ist bei dieser Fahrweise, da� der Jahresnutzungsgrad hier-

durch sinkt und unter Umst�anden die Grenze von 70% unterschreitet, un-

terhalb derer die Mineral�olsteuerbefreiung f�ur KWK{Anlagen nicht mehr

greift.

� F�ur alle BHKW{Module wird angenommen, da� ein Teillastbetrieb bis zu

50% Nennleistung m�oglich ist.1

5.4 Beschreibung der Referenzobjekte

Als typische Anwendungsf�alle f�ur die Kraft{W�arme{Kopplung werden zwei Indu-

striebetriebe (A und B), eine Niedrigenergiesiedlung und ein Mehrfamilienhaus

betrachtet. In allen Referenzobjekten ist aufgrund der Gr�o�e der Objekte und der

Charakteristik des Strom{ und W�armebedarfs der Einsatz von motorbetriebenen

BHKW sinnvoll.2

Wie oben beschrieben, wird die Strom{ und W�armeproduktion mit einer

KWK{Anlage einem Vergleichssystem gegen�ubergestellt, bei dem die W�arme in

einem konventionellen Heizkessel erzeugt wird und der Strom von einem EVU

bezogen wird.

Bei dem Mehrfamilienhaus und der Niedrigenergiesiedlung wird davon aus-

gegangen, da� die W�arme in dem Vergleichsystem in einem erdgasgefeuerten

Brennwertkessel mit einem Wirkungsgrad von 90% bezogen auf den Brennwert

bereitgestellt wird. Der durchschnittliche Nutzungsgrad wird auf 85% gesch�atzt.

1Der m�ogliche Teillastbetrieb h�angt unter anderem von dem verwendeten Motorkonzept ab

und ist von Modell zu Modell unterschiedlich.
2In den Industriebetrieben ist der Einsatz einer Gasturbine denkbar, aber nicht wirtschaft-

lich.
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Die Industriebetriebe ben�otigen vor allem Dampf. Es wird angenommen, da�

bei den Indsutriebetrieben im Vergleichssystem der Dampf mit konventionellen

Dampferzeugern auf Erdgasbasis erzeugt wird. Nach Information bei mehreren

Herstellern von Dampferzeugern liegen die Wirkungsgrade hierf�ur zwischen 89%

und 94% bezogen auf den Heizwert, je nachdem, bis zur welcher Temperatur das

Abgas heruntergek�uhlt wird. Hier wird von einem durchschnittlichen Wirkungs-

grad von 92% und einem Nutzungsgrad von 87,4% bezogen auf den Heizwert

ausgegangen.

Die Bedarfswerte der Industriebetriebe wurden von der RWTH Aachen zur

Verf�ugung gestellt. Sie stammen zum Teil aus Me�werten, zum Teil wurden sie

mit Hilfe von Simulationen rechnerisch erstellt.

5.4.1 Industriebetrieb A

Bei dem Industriebetrieb A handelt es sich um ein Unternehmen der chemischen

Industrie. Der W�arme{ und Strombedarf liegt in Viertelstundenwerten f�ur ein

Jahr vor. Die Werte wurden aus Messungen und Simulationsrechnungen gewon-

nen und auf das Jahr 2001 prognostiziert.

F�ur die Produktion wird vor allem Proze�dampf ben�otigt. Der Proze�dampf

wird als Sattdampf in einem Hochdrucknetz mit 8 bar und einem Niederdrucknetz

mit 4 bar zur Verf�ugung gestellt. Von dem eingesetzten Proze�dampf 
ie�en 90%

als Kondensat mit 90ÆC zur�uck. Die Jahresspitze des W�armebedarfs liegt bei ca.

21 MW, der Jahresverbauch bei ca. 40 GWh. In dem Unternehmen gibt es kaum

Niedertemperaturbedarf, allerdings einen K�uhlbedarf. Im Rahmen einer wissen-

schaftlichen Untersuchung wurde daher vorgeschlagen, den K�uhlbedarf mit einer

Absortpionsk�altemaschine (AKM) zur W�arme{K�alte{Kopplung zu decken. Der

Vorteil einer solchen Anlage besteht in der Angleichung des W�armebedarfs un-

ter 100 ÆC: Im Sommer gibt es keinen Heizw�armebedarf, sondern einen erh�ohten

K�uhlbedarf; aus der Niedertemperaturw�arme eines BHKW kann mit Hilfe der

Absorptionsk�altemaschine eine zus�atzliche K�uhllast bereitgestellt werden.

Neben dem W�armebedarf f�ur die Absorptionsk�altemaschine resultiert ein ge-

ringer W�armebedarf auf einem Temperaturniveau unter 100ÆC aus der Vorw�ar-

mung von Frischwasser f�ur die Dampferzeugung (10% des Dampfmassenstroms)

und einem geringen, j�ahrlich etwa konstanten Niedertemperaturbedarf. Daneben

wird von einer thermischen Abluftreinigungsanlage Niedertemperaturw�arme zur

Verf�ugung gestellt.

F�ur den Einsatz von motorbetriebenen BHKW zur W�armeerzeugung ist das

ben�otigte Temperaturniveau wichtig, denn bei BHKW f�allt nur etwa 50% der

Abw�arme auf einem ausreichend hohen Temperaturniveau f�ur die Dampferzeu-

gung an (Koch und Schmitz 1996, S. 52). Die verbleibenden 50% der Abw�arme

k�onnen nur zur W�armeerzeugung unter 100ÆC genutzt werden. Soll ein motorbe-

triebenes BHKW zur Dampferzeugung eingesetzt werden, mu� ein ausreichender

Niedertemperaturbedarf vorhanden sein oder die H�alfte der Abw�arme weggek�uhlt
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Jahresdauerlinien des Wärmebedarfs
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Abbildung 5.2: Geordnete Jahresdauerlinien des W�armebedarfs und die potentielle

W�armenutzung eines BHKW mit Abhitzekessel f�ur den Industriebetrieb A

werden. Wird die Niedertemperaturw�arme weggek�uhlt, so sinkt der Nutzungs-

grad erheblich. Ein wirtschaftlicher Einsatz ist dann h�ochstens zum Abfahren

von Lastspitzen m�oglich, zumal unterhalb eines Jahresnutzungsgrades von 70%

die Befreiung von der Mineral�olsteuer entf�allt.

In Abbildung 5.2 sind verschiedene Jahresdauerlinien f�ur den W�armebedarf

des Unternehmens abgebildet. Die untere Kurve stellt den W�armebedarf auf ei-

nem Temperaturniveau unter 100ÆC dar (im folgenden als Niedertemperaturbe-

darf bezeichnet). Die obere Kurve entspricht dem Proze�dampfbedarf. Aus dem

Proze�dampfbedarf und dem Niedertemperaturbedarf kann der W�armebedarf er-

mittelt werden, der potentiell durch ein BHKW abgedeckt werden kann (mittlere

Kurve). Dabei wird angenommen, da� mit den hei�en Abgasen des BHKW in ei-

nem zus�atzlichen Abhitzekessel Dampf erzeugt und die Niedertemperaturw�arme

aus der Motork�uhlung gewonnen wird. �Ubersteigt der Dampfbedarf den Nieder-

temperaturbedarf, so kann mit dem BHKWmaximal gerade die doppelte W�arme-

menge des Niedertemperaturbedarfs erzeugt werden (50% Dampf und 50% Nie-

dertemperaturw�arme).

Im Rahmen der oben genannten wissenschaftlichen Untersuchung wurde so-

wohl der Einsatz von Gasturbinen als auch der Einsatz von motorbetriebenen

BHKW f�ur eine Kraft{W�arme{Kopplung untersucht. Dabei hat sich gezeigt, da�

der Einsatz von BHKW wirtschaftlicher ist. Die Wirtschaftlichkeit einer solchen

Option soll auch hier unter den ver�anderten Rahmenbedingungen untersucht wer-
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Abbildung 5.3: Geordnete Jahresdauerlinie des Strombedarfs f�ur den Industriebe-

trieb A

den. Bei der Auswahl einer geeigneten KWK{Anlage mu� abgewogen werden, ob

ein vergleichsweise kleines BHKW eingesetzt wird, das ausschlie�lich Niedertem-

peraturw�arme erzeugt, oder ein gr�o�eres BHKW mit einem zus�atzlichen Abhit-

zekessel, das sowohl Dampf als auch Niedertemperaturw�arme bereitstellt.

Die Jahresh�ochstleistung des Strombedarfs liegt bei ca. 5 MW, die Jahres-

verbrauchsmenge bei ca. 19 GWh. Die Jahresdauerlinie des Strombedarfs ist in

Abbildung 5.3 dargestellt.

5.4.2 Industriebetrieb B

Bei dem zweiten Industriebetrieb handelt es sich um ein Unternehmen der Textil-

industrie. Das Unternehmen ben�otigt Dampf, Warmwasser und Strom. Die Ver-

bauchsdaten liegen als Viertelstundenwerte f�ur ein Jahr vor. Dabei handelt es sich

nicht um exakte Me�daten, vielmehr wurden die Jahresg�ange des Strom{ und

Proze�dampfbedarfs aus einigen gemessenen Tages{ und Wochenpro�len und ge-

mittelten Wochenwerten erstellt. Die tats�achlichen Verbrauchswerte werden hier-

durch jedoch relativ genau getro�en. Die Jahresdauerlinien des Dampfbedarfs,

Warmwasserbedarfs und des Strombedarfs sind in Abbildung 5.4 auf Seite 51

dargestellt.

Der Hauptw�armebedarf kommt aus der Verwendung von Dampf. F�ur den

Frischdampf wird ein Dampfzustand von 15 bar und 225 ÆC ben�otigt, das Kon-



5.4. BESCHREIBUNG DER REFERENZOBJEKTE 51

Jahresdauerlinien des Strom-, Dampf- und 
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Abbildung 5.4: Geordnete Jahresdauerlinien des Strom{ und Dampfbedarfs in dem

Industriebetrieb B

densat hat eine Temperatur von 103 ÆC bei einem Druck von 1 bar. Der Pro-

ze�dampfbedarf schwankt �uber das Jahr zwischen ca. 1 und 9 t/h, wobei der

Kondensatr�ucklauf bei ca. 80% liegt. Der Jahresw�armebedarf liegt bei ca. 23

GWh mit einer Jahresspitze von ca. 7 MW.

Neben dem Proze�dampf gibt es das ganze Jahr �uber einen kostanten Be-

darf an Warmwasser mit einer Vorlauftemperatur von 75 ÆC und eine konstante

Verlustleistung in dem Leitungssystem. Der Bedarf an Brauchwasser kann als

in etwa konstant abgesch�atzt werden, da das Unternehmen �uber einen gro�en

Pu�erspeicher verf�ugt. Wie bei dem Industriebetrieb A resultiert ein gewisser

Niedertemperaturbedarf aus der Vorw�armung von Frischwasser zur Dampferzeu-

gung. Der gesamte Niedertemperaturbedarf ist relativ konstant und schwankt

innerhalb eines Jahres zwischen ca. 350 und 500 kW.

Der Jahresstromverbrauch betr�agt ca. 17 GWh mit einer Leistungsspitze von

3 MW.

F�ur einen Einsatz von motorbetriebenen BHKW besteht �ahnlich wie beim

Industriebetrieb A ein Problem in dem geringen Niedertemperaturbedarf im Ver-

gleich zum Dampfbedarf. Der Niedertemperaturbedarf limitiert hier das ganze

Jahr �uber die m�ogliche W�armeleistung eines BHKW ohne Zusatzk�uhlung, da der

Dampfbedarf in allen ermittelten Viertelstundenwerten den Niedertemperatur-

bedarf �ubertri�t. Im Rahmen einer wissenschaftlichen Untersuchung hat sich der

Einsatz einer Gasturbine gegen�uber motorbetriebenen BHKW als unwirtschaft-
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lich erwiesen.

Bei Einsatz eines motorbetriebenen BHKW ist die Einrichtung eines Abhit-

zekessels sinnvoll, da hiermit ca. 50% der Abw�arme zur Dampferzeugung genutzt

und die W�armeleistung des BHKW somit verdoppelt werden kann.

5.4.3 Niedrigenergiesiedlung

Die Daten f�ur die Niedrigenergiesiedlung wurden von dem Institut f�ur Woh-

nen und Umwelt zur Verf�ugung gestellt. Es handelt sich dabei um Me�daten

aus der Siedlung
"
Distelweg\, die als erste Siedlung Deutschlands komplett in

Niedrigenergiebausweise errichtet wurde und �uber ein BHKW zur W�armever-

sorgung verf�ugt (Loga und Menje 1992; Brunnengr�aber und Loga 1996). Die

Siedlung wurde 1991/2 gebaut und umfa�t 41 Wohneinheiten in Doppel{ und

Reihenh�ausern. Im Rahmen eines umfangreichen Me�programms wurde unter

anderem der Strom{ und W�armebedarf in Stundenwerten ermittelt.

Die Jahresdauerlinie des W�armebedarfs ist in Abbildung 8.6 in Kapitel 8.7.3

auf Seite 122 dargestellt. Sie umfa�t den W�armebedarf f�ur Brauchwasser und

f�ur die Heizung. Der Jahresw�armebedarf liegt bei ca. 500.000 kWh mit einer

Leistungspitze von 260 kW. Der Jahresstrombedarf betr�agt ca. 155.000 kWh,

f�ur die Jahresh�ochstleistung wurde als Stundenwert 57 kW ermittelt. Eine Be-

sonderheit der Niedrigenergiesiedlung besteht darin, da� durch die verbesserte

W�armed�ammung der W�armebedarf im Verh�altnis zum Strombedarf relativ klein

ist.

Als Vergleichssystem wird der Fall betrachtet, da� das Nahw�armenetz mit

einem Brennwertkessel gespeist wird. Die Kosten f�ur das Nahw�armenetz werden

somit nicht der KWK{Anlage zugeordnet.

5.4.4 Mehrfamilienhaus

Das Mehrfamilienhaus hat eine Wohn
�ache von ca. 1250 m2 und wird ausschlie�-

lich zu Wohnzwecken genutzt. Es handelt sich um einen vierst�ockigen Berliner

Altbau aus der Gr�underzeit, der 1995 grundlegend saniert wurde. Das Dachge-

scho� wurde ausgebaut und die freistehenden Brandschutzw�ande sowie die Au-

�enw�ande der dritten und vierten Etage wurden mit einer zus�atzlichen W�arme-

d�ammung versehen. Die Fenster wurden ebenfalls 1995 erneuert und haben eine

Doppelverglasung. Die Versorgung mit Brauchwasser erfolgt zusammen mit der

Heizung zentral. Die Wohnungen sind mit Elektroherden ausger�ustet.

In dem untersuchten Objekt wurde von 1996 bis 1998 der Strom{ und W�arme-

bedarf in Viertelstundenwerten gemessen. Diese Werte werden als Datengrundla-

ge zur Simulation des Basisjahres herangezogen. Von den drei Jahren entsprach

das Jahr 1997 hinsichtlich der Witterung am ehesten dem langj�ahrigen Dur-

schnitt. Nach den Gradtagzahlen der BEWAG f�ur Berlin war das Jahr 1997 um

2% w�armer als ein Normjahr. Der Gesamtw�armebedarf f�ur Brauchwasser und
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Mehrfamilienhaus

Kenngrößen 1997
Anzahl der Bewohner - 35
Wärmeverbrauch (Brauchwasser und Heizung) kWh/a 220.115
Stromverbrauch kWhel 38.293
Lastspitze Strom kWel 30,2
Spezifischer Wärmeverbrauch kWh/(Person u. Jahr) 6.289
Spezifischer Stromverbrauch kWhel/Person 1.094
Gradtagzahl im Normaljahr nach BEWAG - 3.759
Gradtagzahl nach BEWAG - 3.684
Abweichung - -2,0%

Tabelle 5.1: Gemessene Kenngr�o�en des untersuchten Mehrfamilienhauses im

Jahr 1997

Heizung lag 1997 bei 220.115 kWh, der Strombedarf bei 38.293 kWh. In Tabelle

5.1 sind einige charakteristische Kenngr�o�en f�ur den Strom{ und W�armebedarf

aufgef�uhrt, Abbildung 5.5 auf Seite 54 zeigt einen typischen Tagesgang f�ur den

W�armebedarf im Winter und im Sommer.

Der W�armebedarf wird zur Zeit mit einer kleinen KWK{Anlage gedeckt. Die

Viertelstundenwerte des W�armebedarfs wurden aus der Leistung des BHKW und

des Zusatzkessel gemessen. Sie bilden somit nicht den tats�achlichen W�armever-

brauch ab, sondern stellen die momentane Erzeugungsleistung der Anlage dar.

Aus Abbildung 5.5 auf Seite 54 wird deutlich, da� die W�armeleistung der Anlage

insbesondere im Sommer stark schwankt. Dies liegt vor allem an der Gr�o�e des

Pu�erspeichers. F�ur die Simulation der Betriebsweise soll jedoch nach M�oglichkeit

der tats�achliche W�armebedarf nachgebildet werden und nicht die Fahrweise der

derzeitigen Anlage. Aus diesem Grund werden die Me�daten angeglichen, indem

der W�armebedarfswert aus dem arithmetischen Mittelwert von Me�werten �uber

zwei Stunden abgesch�atzt wird. Hierdurch wird die stark schwankende Kurve

der gemessenen Erzeugungsleistung zu einer glatteren W�armebedarfskurve abge-


acht, die dem tats�achlichen Verlauf des W�armebedarfs n�aher kommen d�urfte. In

Abbildung 5.5 auf Seite 54 ist neben der gemessenen W�armeerzeugungsleistung

auch der angegelichene W�armebedarf abgebildet.3

F�ur den Strombedarf stellt sich die Situation einfacher dar. Die hier vorlie-

genden 1/4{Stunden{Me�werte k�onnen direkt verwendet werden. In Abbildung

5.6 auf Seite 55 ist die aus diesen Werten ermittelte Jahresdauerlinie des Strom-

3Durch dieses Vorgehen schleichen sich nat�urlich auch Fehler ein: Eine starkeW�armenachfra-

ge in den Morgenstunden macht sich zum Beispiel nicht mehr so stark bemerkbar, sondern ver-

teilt sich auf einen gr�o�eren Zeitraum. Dennoch geben die so gewonnen Werte den W�armebedarf

besser wieder als die Me�daten der Erzeugungsleistung.
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Gemessener und angegelichener Wärmebedarf
(15. Juni 1997, Referenzfall Mehrfamilienhaus) 
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Abbildung 5.5: Gemessener und angeglichener Tagesgang des W�armebedarfs f�ur

das Mehrfamilienhaus an einem Winter{ und einem Sommertag
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Jahresdauerlinie des Strombedarfs
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Abbildung 5.6: Gemessene Jahresdauerlinie des Strombedarfs f�ur das Mehrfami-

lienhaus im Jahr 1997

bedarfs dargestellt. Bei dem Strombedarf gibt es eine recht ausgepr�agte Leistungs-

spitze, die im Jahr 1997 30,2 kW betr�agt. In den beiden anderen Me�jahren ist

dieser Spitzenwert niedriger. Trotz des Spitzenwertes von 30,2 kW im Jahr 1997

kann angenommen werden, da� im Regelfall die Grenze von 30 kW nicht �uber-

schritten wird.



56 KAPITEL 5. GRUNDLAGEN DER EMPIRISCHEN ANALYSE



Kapitel 6

Wirtschaftliche

Rahmenbedingungen

Im folgenden werden die Rahmenbedingungen, die der Wirtschaftlichkeitsanalyse

zugrunde gelegt werden, dargestellt und erl�autert. Dabei wird besonders auf die

H�ohe des kalkulatorischen Zinssatzes und der Abschreibungszeit eingangen, da

diese Gr�o�en die kapitalgebundenen Kosten wesentlich beein
u�en. Desweiteren

werden verschiedene Szenarios f�ur die H�ohe der Strom{ und Mineral�olsteuer fest-

gelegt, um den Ein
u� der �okologischen Steuerreform auf die Wirtschaftlichkeit

von KWK{Anlagen herauszuarbeiten.

6.1 Wirtschaftliche Rahmendaten

F�ur die Ermittlung der Wirtschaftlichkeit neuer KWK{Anlagen werden bestimm-

te wirtschaftliche Rahmenbedingungen vorgegeben, die hier kurz dargelegt wer-

den. In Tabelle 6.1 auf Seite 58 sind die wichtigsten Rahmenbedingungen zusam-

mengefa�t. Folgende Annahmen werden getro�en:

� Preisbasis. Soweit nicht anders vermerkt, beziehen sich alle Preisangaben

auf den 1. Januar 2000. Die Ergebnisse sind als �nanzmathematisch durch-

schnittliche Preise in realen Zahlen mit dieser Preisbasis zu verstehen.

� Inbetriebnahme. Es wird davon ausgegangen, da� alle Anlagen zum 1. Ja-

nuar 2000 in Betrieb gehen.

� In
ationsrate. Die allgemeine In
ationsrate nach dem Preisindex f�ur die

Lebenshaltung wird auf j�ahrlich 2,0% gesch�atzt. An diesem Wert orientiert

sich die Europ�aische Zentralbank in ihrer Geldpolitik.

� Ber�ucksichtigung von Steuern. Alle Preise und Kosten verstehen sich ohne

Umsatzsteuer. K�orperschaftssteuern werden nicht ber�ucksichtigt. Die Mi-

57
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Wirtschaftliche Rahmendaten 

Preisbasis 1. Januar 2000

Inbetriebnahme 1. Januar 2000

Inflationsrate 2,0%

Nominaler kalkulatorischer Zinssatz
Referenzfall 10,0%

Szenario Hoher Zinssatz 13,3%

Szenario Niedriger Zinssatz 6,7%

Kalkulatorische Abschreibungszeit

Referenzfall 12 Jahre

Verkürzte Abschreibungszeit 5 Jahre

Tabelle 6.1: Rahmendaten f�ur die Wirtschaftlichkeitsanalyse neuer KWK-Anla-

gen

neral�olsteuer auf Erdgas und die Stromsteuer werden in das Modell ein-

bezogen. Dabei wird zwischen den unterschiedlichen Nutzungen (Gewerbe,

Haushalte) di�erenziert.

6.1.1 Kalkulatorischer Zinssatz

Die H�ohe des kalkulatorischen Zinnsatzes h�angt vor allem von der Finanzierungs-

form und dem Risiko einer Investition ab. Die Finanzierungsform und die gefor-

derte Rendite einer Investition unterscheiden sich deutlich zwischen Industriebe-

trieben und der �o�entlichen Hand bzw. Unternehmen der Wohnungswirtschaft.

In der Wohnungswirtschaft kann von geringeren kalkulatorischen Zinss�atzen als

in Industrieunternehmen ausgegangen werden. Um einen Vergleich verschiedener

Anwendungsf�alle zu erm�oglichen, soll hier dennoch ein einheitlicher Referenzzins-

satz verwendet werden. In Sensitivit�atsanalysen wird dann der Ein
u� h�oherer

und niedrigerer Zinss�atze untersucht.

Es wird angenommen, da� sich die Finanzierung zu einem Drittel aus Eigen-

kapital und zu zwei Dritteln aus Fremdkapital zusammensetzt. In Tabelle 6.2

auf Seite 59 ist die Berechnung der kalkulatorischen Zinss�atze dargestellt. Da-

bei wird von einer Verzinsung des Fremdkapitals zu 5{10% und einer geforderten

Rendite des Eigenkapitals von 10{20% ausgegangen. Im Referenzfall ergibt sich

hieraus ein nominaler kalkulatorischer Zinssatz von 10,0%, f�ur den Fall eines ho-

hen Zinssatzes werden 13,3%, f�ur den Fall eines niedrigen Zinssatzes 6,7%
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Kalkulatorischer Zinssatz

Eigenkapital Fremdkapital kalk. Zinssatz mittlere kalk. Zinssatz
Szenario (Anteil: 1/3) (Anteil: 2/3) (nominal) Inflationsrate (real)

Referenz 15,0% 7,5% 10,0% 2,0% 7,8%

Hoher Zinssatz 20,0% 10,0% 13,3% 2,0% 11,1%

Niedriger Zinssatz 10,0% 5,0% 6,7% 2,0% 4,6%

Tabelle 6.2: Zusammensetzung und Berechnung des kalkulatorischen Zinssatzes

berechnet.

6.1.2 Kalkulatorische Abschreibungszeit

F�ur die Wirtschaftlichkeit von KWK{Anlagen spielt die kalkulatorischen Ab-

schreibungszeit eine wichtige Rolle. Sie beein
u�t neben dem Zinssatz die H�ohe

der j�ahrlichen kapitalgebundenen Kosten ma�geblich.

Die kalkulatorische Abschreibungszeit orientiert sich im allgemeinen an der

wirtschaftlichen Nutzungsdauer der Investition. Die wirtschaftliche Nutzungs-

dauer von BHKW wird in der Literatur mit 10 bis 15 Jahren angegeben (VDI{

Richtlinie 2067, Blatt 7, S. 5; Heiburg 1997, S. 96). Danach kann die Anlage

zwar h�au�g weiter betrieben werden, allerdings steigen die Instandhaltungs{ und

Wartungskosten unter Umst�anden stark an. Hier wird daher von einer wirtschaft-

lichen Nutzungsdauer von 12 Jahren ausgegangen.

F�ur den Referenzfall wird angenommen, da� die kalkulatorische Abschrei-

bungszeit der wirtschaftlichen Nutzungsdauer der Anlage entspricht. Dies ist

dann eine plausible Annahme, wenn die Abnahme der erzeugten Energie �uber

diesen Zeitraum sichergestellt ist. Das tri�t f�ur viele Anwendungsf�alle wie die

Wohnungswirtschaft, Schwimmb�ader oder Krankenh�auser zu. Etwas schwieriger

stellt sich die Situation in Industrieunternehmen dar: Der Energieverbrauch kann

sich zum Teil durch �Anderungen in der Produktpalette oder Produktionstechno-

logie, Standortverlagerungen, u.s.w. kurzfristig �andern. Daher ist auch die Bereit-

schaft geringer, Kapital �uber einen l�angerfristigen Zeitraum zu binden.1 F�ur die

Industriebetriebe wird daher neben dem Referenzszenario in einer Sensitivit�ats-

analyse die Wirkung einer verk�urzten Abschreibungszeit von 5 Jahren untersucht.

1Hierauf wird u.a. zur�uckgef�uhrt, da� es in der Industrie ein gro�es unausgesch�opftes Po-

tential f�ur die Kraft{W�arme{Kopplung gibt.
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6.2 Ber�ucksichtigung von F�orderprogrammen

Der Einsatz von Anlagen der Kraft{W�arme{Kopplung wird von Gemeinden, L�an-

dern sowie Energie{ und Gasversorgungsunternehmen gef�ordert. Hierzu z�ahlen

vor allem Investitionszusch�usse und erh�ohte Einspeiseverg�utungss�atze f�ur �Uber-

schu�strom.

Nach einem F�orderprogramm des Landes Hessen werden zum Beispiel BHKW

mit einer elektrischen Anschlu�leistung bis zu 30 kW mit 30% der Anscha�ungs{

und Montagekosten gef�ordert. Der Gesamtzuschu� ist auf 10.000 DM pro Objekt

beschr�ankt. Auch einige Gasversorgungsunternehmen haben F�orderprogramme

eingef�uhrt: Die VEW bezuschu�t zum Beispiel den Einsatz kleiner BHKW mit

2.000 DM pro Objekt.

Investitionszusch�usse werden bei den folgenden Berechnungen nicht ber�uck-

sicht, da die F�orderprogramme sich regional stark unterscheiden und in der Regel

befristet sind. Hingegen wird die Wirkung erh�ohter Einspeiseverg�utungen auf die

Wirtschaftlichkeit der Anlagen in einer Sensitivit�atsanalyse untersucht (vgl. Ab-

schnitte 7.6.2 und 9.7).

6.3 �Okologische Steuerreform

Bei der Untersuchung der Wirtschaftlichkeit von KWK{Anlagen wird ein be-

sonderer Schwerpunkt auf die Rolle der �okologischen Steuerreform gesetzt. Am

Beispiel der Referenzobjekte wird untersucht, wie gro� der wirtschaftliche Vor-

teil f�ur neue KWK{Anlagen gegen�uber dem Fall ist, da� die Steuerreform nicht

eingef�uhrt worden w�are.

In der 1. Stufe der �okologischen Steuerreform wurde eine Stromsteuer in H�ohe

von 2 Pf/kWh eingef�uhrt und die Mineral�olsteuer auf Erdgas von 0,36 Pf/kWh

auf 0,68 Pf/kWh erh�oht. Die wirtschaftlichen Vorteile f�ur die Kraft{W�arme{

Kopplung aus dieser 1. Stufe werden in Kapitel 4.2 ausf�uhrlich beschrieben und

analysiert. Am 23. Juni 1999 hat die Bundesregierung die Eckpunkte f�ur die

Weiterentwicklung der Reform beschlossen. Danach soll die Stromsteuer bis 2003

j�ahrlich um 0,5 Pf/kWh erh�oht werden, eine Anhebung der Erdgassteuer ist nicht

vorgesehen.

F�ur den Referenzfall wird die von der Bundesregierung beschlossene Wei-

terentwicklung der Steuers�atze angenommen. Dem wird in dem Szenario Alte

Mineral�olsteuer der Fall gegen�ubergestellt, da� die vor dem 1. April 1999 gel-

tenden Steuers�atze in der gleichen H�ohe erhalten geblieben w�aren. Dar�uberhinaus

wird in einem dritten Szenario die Weiterf�uhrung der �okologischen Steuer-

reform �uber das Jahr 2003 hinaus betrachtet. In allen Szenarios werden folgende

Annahmen getro�en:

� Die H�ohe der bestehenden Mineral�olsteuer auf Erdgas bleibt real konstant
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Weiterführung der
Jahr Referenzfall ökolog.  Steuerreform
2000 2,5 2,5
2001 3,0 3,0
2002 3,5 3,5
2003 4,0 4,0
2004 4,1 4,5
2005 4,2 5,0
2006 4,2 5,5
2007 4,3 6,0
2008 4,4 6,1
2009 4,5 6,2
2010 4,6 6,4
2011 4,7 6,5

Tabelle 6.3: Entwicklung der nominalen Stromsteuers�atze im Referenzfall und bei

Weiterf�uhrung der �okologischen Steuerreform in Pf/kWh

und steigt nur im Rahmen der In
ation um nominal 2% j�ahrlich.2

� F�ur KWK{Anlagen mit einem Jahresnutzungsgrad �uber 70% wird die Mi-

neral�olsteuer weiterhin komplett erstattet.

� Industriebetriebe behalten Anspruch auf einen erm�a�igten Steuersatz. Der

Stromsteuersatz betr�agt danach 20% des Regelsteuersatzes. Der Erdgas-

steuersatz ist bei Verwendung des Gases zum Heizen von 0,68 Pf/kWh auf

0,424 Pf/kWh reduziert.3

� Eigenerzeuger mit einer Anschlu�leistung unter 700 kW werden weiterhin

von der Stromsteuer nicht erfa�t.

In Tabelle 9.6 auf Seite 142 sind die nominalen Stromsteuers�atze in den drei

Szenarios dargestellt. Im Referenzfall wird nach dem Beschlu� der Bundesre-

gierung die Stromsteuer zum 1. Januar 2000 auf 2,5 Pf/kWh erh�oht und steigt

dann bis zum Jahr 2003 auf 4 Pf/kWh an. F�ur die Folgejahre wird kein realer

2Durch die j�ahrliche Anpassung an die In
ationsrate soll abgebildet werden, da� die Steu-

ers�atze �uber einen l�angeren Zeitraum angepa�t werden.
3F�ur die 3. Stufe der �okologischen Steuerreform (ab 2001) wird die Aufnahme erg�anzen-

der Regelungen f�ur die Industrie geplant. Da hier�uber noch keine Aussagen getro�en werden

k�onnen, wird hier von einer Fortf�uhrung der bisherigen Regelungen ausgegangen.
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Anstieg, sondern nur eine Anpassung an die In
ationsrate unterstellt. Im Fall ei-

ner Weiterf�uhrung der �okologischen Steuerreform wird angenommen, da�

die j�ahrliche Erh�ohung um 0,5 Pf/kWh bis zum Jahr 2007 fortgesetzt wird.

6.4 Vermeidung von CO2{Emissionen

Durch den Einsatz der Kraft{W�arme{Kopplung werden gegen�uber der getrennten

Erzeugung von Strom und W�arme CO2{Emissionen vermieden.

Zun�achst steigt mit dem Betrieb einer KWK-Anlage durch die zus�atzliche

Erzeugung von Strom der Brennsto�verbrauch gegen�uber der ausschlie�lichen

W�armeerzeugung (Vergleichssystem) an. Hierdurch entstehen zus�atzliche CO2{

Emissionen. Durch die geringere Strombezugsmenge werden jedoch CO2{Emissi-

onen bei der konventionellen Stromerzeugung vermieden.

F�ur die Bestimmung der CO2{Vermeidung m�ussen repr�asentative Emissions-

faktoren f�ur den Brennsto� Erdgas und die Stromerzeugung in Deutschland her-

angezogen werden. Unter Ber�ucksichtigung der Importstruktur und der heimi-

schen Produktion betr�agt der durchschnittliche CO2{Emissionsfaktor f�ur Erdgas

201 g/kWh (Schneider 1998).

Bei der Stromerzeugung wird von mit der Zeit leicht sinkenden spezi�schen

CO2{Emissionen ausgegangen. Im Jahr 200 wird von einem Wert von 535 g/kWh

ausgegangen, der im weiteren Verlauf bis 2010 auf 502 g/kWh f�allt (DIW 1999).



Kapitel 7

Absch�atzung der Kosten

In diesem Kapitel werden f�ur die ausgew�ahlten Referenzobjekte die Kosten und

Erl�ose abgesch�atzt, die bei der Anscha�ung und dem Betrieb der KWK-Anlagen

anfallen. Zu den Kosten z�ahlen Investitionskosten, Brennsto�kosten, Kosten f�ur

Instandhaltung und Wartung sowie Kosten f�ur den Bezug von Zusatz- und Re-

servestrom. Erl�ose ergeben sich aus der Anrechnung von vermiedenen W�armeer-

zeugungskosten, dem Verkauf von �Uberschu�strom und - bei Einf�uhrung eines

Quotenmodells - dem Verkauf von KWK-Zerti�katen.

Bei der Bestimmung der Kosten und Erl�ose, die aufgrund des Einsatzes der

KWK-Anlage entstehen, wird das Vergleichsystem hinzugezogen (vgl. Abbildung

5.1 auf Seite 42). In dem Vergleichssystem wird der W�armebedarf durch einen

Kessel gedeckt und der Strom komplett von einem EVU bezogen. Ziel der Unter-

suchung ist es, die Gesamtkosten zur Deckung des W�arme- und Strombedarfs bei

Einsatz einer KWK-Anlage den Kosten ohne KWK-Anlage gegen�uber zu stellen.

Daher werden im folgenden die Kosten der KWK-Anlage auf das Vergleichs-

system bezogen und als Mehrkosten gegen�uber dem Vergleichsystem bestimmt.

Entsprechend werden alle Erl�ose als Kosteneinsparungen gegen�uber dem Ver-

gleichssystem gewertet.

Dies soll an einem Beispiel verdeutlicht werden: Die KWK-Anlage produ-

ziert neben Strom auch W�arme, die im Vergleichssystem im Kessel erzeugt wor-

den w�are. Der Brennsto�verbrauch der KWK-Anlage generiert gegen�uber dem

Vergleichssystem zus�atzliche Kosten, allerdings werden in dem Vergleichssystem

Brennsto�kosten eingespart, da weniger W�arme in dem Kessel erzeugt werden

mu�. Diese Ersparnisse sind als vermiedene W�armeerzeugungskosten der KWK-

Anlage positiv zuzurechnen. Nach diesem Prinzip werden alle relevanten Kosten

abgesch�atzt. In Kapitel 8 wird die Berechnungsmethode genau dargelegt.

63
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Abbildung 7.1: Spezi�sche Investitionskosten f�ur BHKW nach Kreuzberg (1997)

7.1 Investitionskosten

Auf dem Markt gibt es ein breites Spektrum verschiedener Typen von KWK-

Anlagen. Entsprechend unterschiedlich hoch sind die Investitionskosten. Sie h�an-

gen vor allem vom Anlagentyp (z.B. Motor-BHKW, Gasturbine mit Abhitzekes-

sel, Dampfturbinenproze�), von der Anlagengr�o�e und der Anzahl der Module

ab.

In dieser Arbeit werden ausschlie�lich erdgasbetriebene Motor-BHKW be-

trachtet. Bei den meisten kleinen Anlagen, die in den letzten Jahren neu errichtet

wurden, haben sich diese Typen durchgesetzt. Dies liegt zum einen an den nied-

rigen Erdgaspreisen, zum anderen sind auch die Preise f�ur Motor-BHKW stark

gesunken. Letzteres liegt u.a. daran, da� Anlagen inzwischen h�au�g als Kom-

plettsysteme aus einer Hand in festen Gr�o�en angeboten werden und in gr�o�eren

St�uckzahlen produziert werden. Hinzu kommt, da� die Anlagen technologisch

verbessert worden sind und die Verf�ugbarkeit erh�oht werden konnte.

Verschiedene Autoren haben die Investitionskosten von KWK-Anlagen erho-

ben und zusammengestellt (Energiereferat der Stadt Frankfurt am Main 1999,

Kreuzberg 1997). Dabei zeigt sich, da� es in Bezug auf die Anlagengr�o�e er-

hebliche Kostendegressionen gibt. Dies gilt besonders f�ur BHKW unter einer

elektrischen Leistung von 1 MW.

Kreuzberg (1997) hat die spezi�schen Investitionskosten in Abh�angigkeit von

der elektrischen Leistung und der Anzahl der Module ermittelt und graphisch dar-

gestellt (vgl. Abbildung 7.1 auf Seite 64). Dabei zeigt sich, da� die spezi�schen

Investitionskosten bei Modulen unter 100-200 kW stark ansteigen. Au�erdem

steigen die Kosten mit der Anzahl der Module. Durch die Verwendung mehre-
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rer Module wird allerdings die Verf�ugbarkeit der Anlage erh�oht, wodurch Kosten

f�ur die Bereitstellung von Reservekapazit�at eingespart werden k�onnen und der

Zusatzkessel unter Umst�anden kleiner dimensioniert werden kann. Lillich (1996)

f�uhrt zur Ber�ucksichtigung der Anzahl der Module Investitionskorrekturfakto-

ren ein. Danach wird gesch�atzt, da� die Investionskosten bei Verwendung von

zwei Modulen um 2,5% niedriger sind als die Summe aus zwei Anlagen mit je-

weils einem Modul. Bei drei Modulen wird von einer Kostendegression von 5%

ausgegangen. Nach den Erhebungen von Kreuzberg scheint die Kostendegressi-

on etwas gr�o�er. Hier wird daher von einer 5%-igen Kostendegression bei zwei

Modulen und einer 8%-igen Kostendegression bei Verwendung von drei Modulen

ausgegangen.

Das Energiereferat der Stadt Frankfurt am Main (1999) hat f�ur die Anschaf-

fungs- und Installationskosten von BHKW einen �ahnlichen Zusammenhang wie

Kreuzberg ermittelt. In einer Marktanalyse wurden Angebote f�ur 178 verschie-

dene Module von 28 Anbietern ausgewertet. Eine Regressionsanalyse aus dieser

Datenerhebung ergibt folgende Relation zwischen den spezi�schen Investitions-

kosten IBHKW;spez und der elektrischen Nennleistung ~Pel der Anlage:

IBHKW;spez = 8724 � ~P�0;324
el (7.1)

In den Investitionskosten sind neben dem BHKW-Modul u.a. eine Blindstrom-

kompensationsreinrichtung, Schalld�ampfung, Katalysator, Schmier�olver- und Ent-

sorgung, Schaltschrank, Be- und Entl�uftung, Transport und Montage sowie In-

betriebnahme, Probebetrieb und Abnahme enthalten. Eine Brennwertnutzung

der Abgase ist in den aufgef�uhrten Kosten nicht enthalten. Das Ergebnis dieser

Marktanalyse wird wegen ihrer Aktualit�at und ihres Umfangs als Grundlage zur

Absch�atzung der Investitionskosten herangezogen.

In den Investitionskosten f�ur die Anlage nach Gleichung 7.1 sind die Planungs-

kosten, Kosten f�ur bauliche Ma�nahmen und zus�atzliche Kosten zur Integration

des BHKW in die Anlage noch nicht enthalten. Die Mehrkosten hierf�ur gegen�uber

dem Vergleichssystem unterscheiden sich von Fall zu Fall erheblich und h�angen

unter anderem davon ab, ob eine neue W�armeanlage errichtet oder ein beste-

hendes System erweitert werden soll. Sie werden in allen F�allen pauschal durch

einen Aufschlag von 12% auf die Investitionskosten ber�ucksichtigt. Bei den Indu-

striebetrieben kommen noch weitere Kosten hinzu, wenn die Abw�arme aus dem

BHKW auch zur Dampferzeugung eingesetzt werden soll. Die Kosten f�ur einen

zus�atzlichen Abhitzekessel werden auf 120 DM/kWel gesch�atzt.

Gleichung 7.1 und Abbildung 7.1 haben verdeutlicht, da� die H�ohe der spezi-

�schen Investitionskosten von der Gr�o�e der Anlage abh�angt. Die Wahl der Anla-

gengr�o�e ist eine komplexe Aufgabenstellung, da hierdurch nicht nur die Investiti-

onskosten, sondern auch Betriebs- und Brennsto�kosten, Kosten f�ur Strombezug

und Erl�ose aus dem Verkauf von �Uberschu�strom beein
u�t werden. Hinzu kom-

men noch weitere Entscheidungsfaktoren wie Zuverl�assigkeit und Verf�ugbarkeit
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Anzahl der Module - 2 1 1 1

Elektrische Modulleistung kWel 302,0 677,0 14,0 5,0

Thermische Modulleistung kW 510,0 847,0 28,0 12,3

Elektrischer Wirkungsgrad - 31% 34% 27% 24%

Gesamtwirkungsgrad - 83% 77% 81% 81%

Spez. Investitionskosten für ein Modul DM/kWel 1.371 1.056 3.500 4.700

Gesamtinvestitionskosten DM 883.904 881.833 54.880 26.320

Tabelle 7.1: Spezi�kation der BHKW-Anlagen mit Investitionskosten f�ur die Re-

ferenzf�alle

der Anlagen oder �okologische Aspekte. Zudem gibt es nur eine begrenzte Zahl von

Anbietern mit einem bestimmten Leistungsspektrum. Eine sinnvolle Auswahl der

Anlagengr�o�e f�ur die Referenzf�alle wird unter Ber�ucksichtigung dieser Faktoren

in Kapitel 8.7 vorgenommen. An dieser Stelle sei das Ergebnis vorweggenommen:

In Tabelle 7.1 sind die ausgew�ahlten Anlagen mit den wichtigsten technischen

Kenngr�o�en und den Investitionskosten f�ur die Referenzobjekte spezi�ziert.

7.2 Brennsto�preisentwicklung

Die Auswirkung unterschiedlicher Brennsto�preise auf die Wirtschaftlichkeit von

KWK-Anlagen wird mit Hilfe von drei Szenarios untersucht. In einem Refe-

renzszenario wird die Preisentwicklung angenommen, die nach der bisherigen

Entwicklung und den derzeitigen Trends am wahrscheinlichsten und plausibel-

sten gilt. In zwei weiteren Szenarien wird die Wirkung h�oherer und niedrige-

rer Brennsto�preise untersucht. Der Untersuchungsgegenstand wurde in dieser

Arbeit auf erdgasbetriebene KWK-Anlagen eingeschr�ankt. Im folgenden wird die

Entwicklung und die H�ohe der Erdgaspreise f�ur die Referenzobjekte abgesch�atzt.

7.2.1 Entwicklung des Erdgaspreises

W�ahrend auf dem Strommarkt die Einf�uhrung des Wettbewerbs f�ur Sonderver-

tragskunden bereits zu erheblichen Preissenkungen im Jahr 1999 gef�uhrt hat, ist

eine Preissenkung f�ur Erdgas aufgrund des Gaswettbewerbs noch nicht eingetre-

ten. F�ur die Erdgaspreise gelten bisher auch in neu abgeschlossenen Vertr�agen

noch Regelungen, nach denen die Arbeitspreise an den Heiz�olpreis und die Lei-
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stungspreise - falls vorgesehen - �uberwiegend an die Lohnentwicklung gekoppelt

sind. Angesichts des aufkommenden Wettbewerbs auf dem Erdgasmarkt und der

zunehmenden Verwendung von Erdgas in der Kraftwerkswirtschaft ist die Kop-

pelung des Erdgaspreises an den Heiz�olpreis mittelfristig allerdings fraglich.

Die Prognos AG (1995, S. 405) geht in einer Untersuchung davon aus, da�

eine steigende Nachfrage nach Erdgas in Europa durch zus�atzliche Importe ins-

besondere aus Ru�land leicht gedeckt werden kann. Die Prognos AG rechnet

daher nur mit einem m�a�igen Anstieg des Erdgaspreises. Tats�achlich sind die

Erdgaspreise in den letzten 5 Jahren erheblich gesunken: Der Bundesverband der

Energie-Abnehmer (VEA 1999,2) hat ermittelt, da� die Erdgaspreise f�ur Son-

dervertragskunden zwischen April 1994 und April 1999 nominal um 13,7% in

den alten Bundesl�andern und um 16,9% in den neuen Bundesl�andern gesunken

sind. Unter Ber�ucksichtigung der allgemeinen In
ationsrate ergibt sich real ein

entsprechend h�oherer Preisverfall. Ein gro�er Anteil dieses Preisverfalls ist aller-

dings darauf zur�uckzuf�uhren, da� die Heiz�olnotierungen im Laufe des Jahres 1998

stark zur�uckgegangen sind. Seit Mitte Febrauar 1999 ist wieder ein Preisanstieg

zu verzeichnen, der sich mit einer Verz�ogerung von 6 Monaten auf die Erdgas-

preise niederschlagen wird. Als Ausgangsbasis wird daher f�ur das Jahr 2000 ein

gegen�uber dem 01.07.1999 5% h�oherer Erdgaspreis angenommen.

Durch den Einsatz eines BHKWmit einem Spitzenlastkessel ver�andert sich die

Struktur des Brennsto�bezugs gegen�uber dem Vergleichsystem, bei dem lediglich

der W�armebedarf durch einen Kessel gedeckt wird. Der Gasverbrauch steigt, da

�uber die ben�otigte W�armemenge hinaus nun auch noch Strom erzeugt wird. Die

meisten Gasversorgungsunternehmen bieten degressive Preissysteme an, d.h. der

durchschnittliche Preis sinkt mit der Bezugsmenge. Indirekt werden durch den

zus�atzlichen Betrieb einer KWK-Anlage dann auch die Brennsto�kosten f�ur die

W�armebereitstellung im Zusatzkessel reduziert. Dieser E�ekt wird hier allerdings

wegen des geringen Ausma�es vernachl�assigt.

In den Tarifen und Sondervertr�agen der Gasversorgungsunternehmen gibt es

einen Grund- und einen Arbeitspreis. Der Anteil des Grundpreises am Gesamt-

preis ist von Versorger zu Versorger recht unterschiedlich und h�angt zum Teil

wesentlich von den bezogenen Mengen ab. Hier wird davon ausgegangen, da� sich

die Tarifstruktur durch den zus�atzlichen Betrieb der KWK-Anlage und den damit

verbundenen erh�ohten Gasbezug gegen�uber dem Vergleichssystem nicht �andert.

Der Grundpreis f�ur den Erdgasbezug ist dann bei Betrieb einer KWK-Anlage und

im Vergleichssystem (Deckung des gesamten W�armebedarfs durch einen Kessel)

gleich hoch. Somit ist er auch nicht der KWK-Anlage zuzurechenen, da gegen�uber

dem Vergleichssystem ohne KWK-Anlage keine zus�atzlichen Kosten entstehen.1

1Im allgemeinen hat eine �Anderung der Tarifstruktur aufgrund des h�oheren Verbauchs einen

positiven Ein
u� auf die Wirtschaftlichkeit der KWK-Anlage: Bei einer gr�o�eren Bezugsmenge

sinkt zum einen der Durchschnittspreis, zum anderen erh�oht sich der Grundpreis und sinkt der

Arbeitspreis. Bei einem niedrigeren Arbeitspreis lohnt sich eine l�angere Auslastung der Anlage,



68 KAPITEL 7. ABSCH�ATZUNG DER KOSTEN

Weiter mu� beachtet werden, da� sich die Erdgaspreise regional stark unterschei-

den. Insgesamt ist Erdgas in S�ud- und Ostdeutschland etwas teurer als in Nord-

und Westdeutschland. Aus diesem Grund werden in den drei Szenarios f�ur den

Brennsto�bezug bereits im ersten Betriebsjahr unterschiedlich hohe Erdgaspreise

angesetzt. Au�erdem wird in jedem Szenario eine unterschiedliche Entwicklung

der Brennsto�preise �uber die n�achsten zw�olf Jahre angenommen. Dabei wird ver-

einfachend davon ausgegangen, da� der Arbeitspreis in jedem Betriebsjahr einer

gleichen prozentualen Preisentwicklung unterliegt. Folgende Szenarios werden be-

trachtet:

� Im Referenzszenario wird angenommen, da� der Arbeitspreis real kon-

stant bleibt und nur nominal mit der allgemeinen In
ationsrate von 2%

j�ahrlich steigt. Die H�ohe des Durchschnittspreises im ersten Betriebsjahr

spiegelt einen Querschnitt der Angebote der verschiedenen Versorgungsun-

ternehmen wider.

� In dem Szenario Hohe Erdgaspreise wird die j�ahrliche reale Preisstei-

gerung f�ur den Arbeitspreis auf 2% festgelegt. Der Durchschnittspreis im

ersten Betriebsjahr orientiert sich an den teuersten Versorgungsunterneh-

men.

� F�ur das Szenario Niedrige Erdgaspreise wird angenommen, da� der Ar-

beitspreis nominal konstant bleibt und somit bei einer durchschnittlichen

In
ationsrate von 2% einer realen j�ahrlichen Kostensenkung von 2% unter-

liegt. Der Durchschnittspreis im ersten Betriebsjahr orientiert sich an den

g�unstigsten Versorgungsunternehmen.

Ausgehend von den aktuellen Preisen werden im folgenden die Erdgasprei-

se f�ur Sondervertragskunden und Tarifkunden abgesch�atzt. Zu den Sonderver-

tragskunden z�ahlen die Industriebetriebe und die Niedrigenergiesiedlung, f�ur die

Verbrauchscharakteristik des Mehrfamilienhauses gelten bei den meisten Gasver-

sorgungsunternehmen Allgemeine Tarife.

7.2.2 Erdgaspreise f�ur Sondervertragskunden

Zur Absch�atzung der Erdgaspreise f�ur Sondervertragskunden wird der Erdgas-

preisvergleich des Bundesverbandes der Energie-Abnehmer (VEA 1999,2) heran-

gezogen. An dem Preisvergleich sind 49 Gasversorgungsunternehmen beteiligt.

Ausgewiesen werden die Durchschnittspreise f�ur verschiedene Verbrauchsmengen

und Benutzungsdauern.

die durchschnittlichen Stromgestehungskosten sinken.
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Jahresverbrauch in Mio. kWh
Durchschnittspreise in Pf/kWh 0,5 1,0 5,0 20,0 50,0
EWS Leipzig 3,38 3,38 3,27 3,16 3,09
Mainova 2,87 2,87 2,63 2,63 2,63
EWAG 2,99 2,99 2,99 2,92 2,86
Stw. Düsseldorf 2,78 2,6 2,45 2,40 -
VEW 2,73 2,67 2,62 2,51 2,43
STAWAG Aachen 2,93 2,73 2,34 2,34 2,34
EWE Oldenburg 2,82 2,58 2,14 2,05 2,00
Neckarwerke Stuttgart 3,81 3,78 3,75 3,74 -
Mittel 3,04 2,95 2,77 2,72 2,56

Angaben ohne Mineralöl- und Mehrwertsteuer, Stand: 01.04.99
Quelle: VEA Erdgaspreisvergleich I/99

Tabelle 7.2: Durchschnittliche Erdgaspreise f�ur Sondervertragskunden

Neben dem Arbeitspreis sind in den aufgef�uhrten Durchschnittspreisen in der

Regel Leistungs- und/oder Grundpreise enthalten. Nach Angaben der VEA va-

riiert der verbrauchsunabh�angige Anteil von 0 bis ca. 50% des Durchschnitts-

preises. F�ur die Industriebetriebe und die Niedrigenergiesiedlung wird der ver-

brauchsunabh�angige Anteil vorsichtig auf 20% festgelegt.2

In Tabelle 7.2 auf Seite 69 sind die durchschnittlichen Gaspreise von acht Gas-

versorgungsunternehmen in Abh�angigkeit der Jahresverbrauchsmenge aufgef�uhrt

(VEA 1999). Dabei wurde eine Benutzungsdauer von 200 Tagen/Jahr bzw. 2000

Stunden/Jahr unterstellt.3 Der Preisvergleich zeigt, da� regional erhebliche Preis-

unterschiede bestehen.

Industriebetrieb A

Der Industriebetrieb A kann aufgrund seines hohen W�armebedarfs und dem

damit einhergehenden hohen Brennsto�verbrauch mit vergleichsweise g�unstigen

Konditionen f�ur den Erdgasbezug rechnen. Der Jahresverbrauch liegt bei ca.

50 GWh. Die Benutzungsdauer betr�agt bezogen auf die Anschlu�leistung ca.

2000 Stunden/Jahr. Im Referenzfall wird f�ur das erste Betriebsjahr ein Durch-

schnittspreis von 2,70 Pf/kWh angesetzt, im Szenario Hohe Erdgaspreise 3,30

Pf/kWh und im Szenario Niedrige Erdgaspreis 2,40 Pf/kWh.4 Die Entwick-

lung der Arbeitspreise f�ur den Industriebetrieb A ist in Abbildung 7.2 auf Seite

2Bei einem h�oheren Anteil steigt mit diesem Berechnungsmodell die Wirtschaftlichkeit der

KWK-Anlagen, da angenommen wird, da� sich der Grundpreis bei Betrieb der KWK-Anlage

gegen�uber dem Vergleichssystem nicht �andert.
3Die Benutzungsdauer wird aus dem Jahresverbrauch bezogen auf den h�ochsten Stunden-

verbrauchswert bzw. Tagesverbrauchswert errechnet.
4Der Durchschnittspreis der EWEOldenburg liegt zwar deutlich unter dem angesetzten Preis

im Szenario Niedrige Erdgaspreise, allerdings ist der verbrauchsunabh�angige Anteil hierin sehr

gering.
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Abbildung 7.2: Entwicklung des Arbeitspreises f�ur Erdgas f�ur den Industriebetrieb

A in nominalen Werten

70 dargestellt.

Industriebetrieb B

Der Jahresverbrauch an Erdgas zur Deckung des W�armebedarfs mit einem BHKW

und einem konventionellen Dampferzeuger liegt im Industriebetrieb B bei ca. 35

GWh. Aus Tabelle 7.2 auf Seite 69 geht hervor, da� nach den Angaben der VEA

(1999,2) die Durchschnittspreise Anfang des Jahres 1999 f�ur diese Menge zwischen

ca. 2 und 3 Pf/kWh lagen. Ausgehend von einem
"
mittleren\ Preis von ca. 2,65

Pf/kWh wird im Referenzfall f�ur das erste Betriebsjahr ein im Vergleich zum

Industriebetrieb A etwas h�oherer Durchschnittspreis von 2,75 Pf/kWh angesetzt.

Entsprechend wird der Durchschnittspreis im Szenario Niedrige Erdgasprei-

se auf 2,42 Pf/kWh und im Szenario Hohe Erdgaspreise auf 3,35 Pf/kWh

festgelegt.

Niedrigenergiesiedlung

Bei der Niedrigenergiesiedlung liegt der Jahresverbrauch an Erdgas ohne Betrieb

eines BHKW bei ca. 600.000 kWh. Kommt ein BHKW hinzu, erh�oht sich die

bezogene Erdgasmenge um ca. 100.000 kWh. Die Benutzungsdauer liegt in bei-

den F�allen etwas unter 2000 h/a. Nach dem Preisvergleich der VEA (1999) in

Tabelle 7.2 auf Seite 69 lag f�ur diese Verbrauchsdaten der Durchschnittspreis am
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Arbeitspreis Grundpreis Durchschnittspreis

Unternehmen (Pf/kWh) (DM/a) (Pf/kWh)

GASAG 4,09 360,00 4,23

Mainova 2,69 1596,00 3,33

EWAG 3,16 372,00 3,31

Stw. Düsseldorf 3,24 1800,00 3,96

VEW 3,60 0,00 3,60

Stw. Hannover 3,28 1027,20 3,69

Stw. Leipzig 4,29 1702,56 4,97

Neckarwerke Stuttgart 3,59 528,00 3,80

Mittel 3,49 923,22 3,86

(Angaben ohne Mineralöl- und Mehrwertsteuer, Stand: 01.07.99)

Tabelle 7.3: Erdgaspreise verschiedener Versorgungsunternehmen bei einem Jah-

resverbrauch von ca. 250.000 kWh und einer Anschlu�leistung von 110 kW

1. April 1999 bei ca. 3 Pf/kWh. Im Referenzfall wird f�ur den 1. Januar 2000

entsprechend ein Durchschnittpreis von 3,15 Pf/kWh angesetzt. F�ur die Szenari-

os Niedrige und Hohe Erdgaspreise werden die Preise des jeweils g�unstigsten

und ung�unstigsten Anbieters herangezogen: Der Durchschnittspreis der VEW

liegt bezogen auf den 1. Januar 2000 bei ca. 2,84 Pf/kWh, der Preis der Neckar-

werke Stuttgart bei ca. 4 Pf/kWh.

7.2.3 Erdgaspreise f�ur Tarifkunden

Bei dem untersuchten Mehrfamilienhaus liegt der Jahresverbrauch an Erdgas

unter 300.000 kWh und die Anschlu�leistung unter 150 kW. Bei den meisten

Versorgungsunternehmen gilt in diesem Bereich noch der Allgemeine Tarif, einige

Unternehmen bieten bereits etwas g�unstigere Sondervert�age an.

In Tabelle 7.3 sind die Preise von acht Gasversorgungsunternehmen aus ver-

schiedenen Regionen bei einem Jahresverbrauch von ca. 250.000 kWh und einer

Anschlu�leistung von 110 kW aufgef�uhrt. Es zeigt sich, da� sich die Tarife sowohl

in der Aufteilung zwischen Arbeitspreis und Grundpreis als auch in der H�ohe der

durchschnittlichen Bezugskosten stark unterscheiden. So verzichtet beispielswei-

se die VEW komplett auf einen Grundpreis, die Stadtwerke D�usseldorf verlan-

gen hingegen einen j�ahrlichen Grundpreis von 1.800,- DM. Auch bei den Durch-

schnittspreisen besteht eine erhebliche Streuung: Der Bezugspreis der Stadtwerke

Leipzig liegt um ca. 50% �uber dem Angebot der Mainova AG.
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Abbildung 7.3: Entwicklung des Arbeitspreises f�ur Erdgas f�ur das Mehrfamilien-

haus in nominalen Werten

Aufgrund dieser gro�en Unterschiede werden in den drei Preisszenarios Re-

ferenzfall, Hohe Preisentwicklung und Niedrige Preisentwicklung neben

den unterschiedlichen Preissteigerungen auch unterschiedliche Basiswerte f�ur das

erste Betriebsjahr angesetzt. Im Referenzfall werden die Preise der Stadtwer-

ke Hannover zugrunde gelegt. Der Durchschnittspreis der Stadtwerke Hannover

liegt nahe am Mittelwert der verschiedenen Anbieter und auch die Aufteilung

zwischen Grund- und Arbeitspreis ist als Querschnitt repr�asentativ. F�ur den Fall

der Niedrigen Preisentwicklung wird das Angebot der Mainova herangezo-

gen, f�ur die Hohe Preisentwicklung der Tarif der GASAG.5 In Abbildung 7.3

ist die unterstellte Preisentwicklung f�ur die drei Szenarios in nominalen Zahlen

dargestellt.

7.3 Instandhaltungs- und Wartungskosten

F�ur die Instandhaltung und Wartung von BHKW werden h�au�g Servicevertr�age

(Vollwartungs- bzw. Instandhaltungsvertr�age) abgeschlossen. Das Energiereferat

der Stadt Frankfurt am Main (1999) hat �ahnlich wie bei den Investitionskosten

die spezi�schen Kosten f�ur einen Servicevertrag zur Vollwartung von BHKW

5Die Stadtwerke Leipzig haben bereits eine Tarifsenkung angek�undigt, deren H�ohe allerdings

noch nicht feststeht.
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erhoben. Danach werden die Wartungs- und Instandhaltungskosten nach der er-

zeugten elektrischen Arbeit abgerechnet. Kleine Anlagen sind bezogen auf die er-

zeugte Strommenge wartungsintensiver als gr�o�ere Anlagen. Daher h�angen auch

die Wartungskosten von der Anlagengr�o�e ab. Eine Regressionsanalyse hat in

Abh�angigkeit von elektrischen Nennleistung der Anlage ~Pel folgenden Zusam-

menhang f�ur die spezi�schen Wartungskosten cWart (in Pf/kWhel) geliefert:

cWart = 9; 9 � ~P�0;244
el (7.2)

Die Daten wurden f�ur einen umfassenden Vollwartungsvertrag erhoben, der

fast einer bezahlten Garantieleistung entspricht. In dem standardisierten Vertrag

mit einer Laufzeit �uber 10 Jahre sind alle Wartungs- und Reperaturarbeiten, Er-

satzteile und Betriebssto�e sowie eine General�uberholung enthalten. Somit fallen

f�ur den Betrieb des BHKW keine weiteren Betriebskosten an.

Bei der Auswertung des Energiereferats der Stadt Frankfurt wurden nur ein-

modulige Anlagen ber�ucksichtigt. Bei mehrmoduligen Anlagen kann mit einer

leichten Kostendegression gerechnet werden, da z.B. bei j�ahrlich durchzuf�uhren-

den Wartungsarbeiten nicht doppelte Fahrtkosten anfallen. Genaue Informatio-

nen sind jedoch nur schwer erh�altlich. Hier wird die gleiche Kostendegressi-

on wie bei den Investitionskosten unterstellt. Danach werden die spezi�schen

Instandhaltungs- und Wartungskosten (in Pf/kWh) nach Gleichung 7.2 bei zwei

Modulen um 5% und bei drei Modulen um 8% reduziert.

Die in Gleichung 7.2 ermittelten Preise gelten zudem f�ur Vertr�age mit einer

Laufzeit von 10 Jahren. Im Referenzfall liegt die kalkulatorische Abschreibungs-

zeit bei 12 Jahren. In einer Sensitivit�atsanalyse wird eine Abschreibung �uber 5

Jahre untersucht. Hier wird gesch�atzt, da� ein Vollwartungsvertrag mit 12 Jahren

Laufzeit um 10% teurer als ein sonst gleicher Vertrag �uber 10 Jahre ist. In der

Sensitivit�atsanalyse mit kurzer kalkulatorischer Abschreibungszeit wird entspre-

chend angenommen, da� ein Vollwartungsvertrag mit einer Laufzeit von 5 Jahren

um ca. 30% g�unstiger ist als der Standardvertrag �uber 10 Jahre.

Der Verband Deutscher Maschninen- und Anlagenbau e.V. (VDMA 1998)

hat einen Standardvertrag entwickelt, um auf dem Markt mehr Transparenz und

Vergleichbarkeit zu scha�en. Hierin sind Preisgleitklauseln vorgesehen, die die

Lohnentwicklung, den Preisindex f�ur Kraftmaschinen und den Preisindex f�ur

Mineral�olerzeugnisse ber�ucksichtigen. Es wird gesch�atzt, da� nach diesen Preis-

gleitklauseln die Instandhaltungs- und Wartungskosten j�ahrlich um nominal 3%

steigen.

Es ist wichtig darauf hinzuweisen, da� im Einzelfall die Wartungs- und In-

standhaltungskosten erheblich geringer ausfallen k�onnen, insbesondere, wenn sie

anstelle eines Servicevertrags durch eigenes Personal durchgef�uhrt werden. Dies

ist gerade in Industriebetrieben oder Krankenh�ausern �ublich, wo ohnehin tech-

nisches Personal ben�otigt wird. Zudem gibt es wie bei den Investitionskosten

erhebliche Schwankungsbreiten zwischen den einzelnen Angeboten.
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Ferner wird vereinfachend angenommen, da� sich die Instandhaltungs- und

Wartungskosten f�ur den Zusatzkessel nicht von den Instandhaltungs- und War-

tungskosten f�ur den Kessel im Vergleichssystem unterscheiden und somit keine

Kostendi�erenz zu dem Vergleichssystem auftritt.

7.4 Vermiedene W�armeerzeugungskosten

Wird ein Teil des W�armebedarfs durch ein BHKW gedeckt, mu� in dem Zusatz-

kessel weniger W�arme erzeugt werden als in dem Kessel des Vergleichssystems.

Hierdurch werden Kosten eingespart, die dem BHKW-System gutgeschrieben

werden k�onnen.

Zun�achst werden variable betriebsgebunden Kosten vermieden. Hierzu z�ahlen

vor allem Brennsto�kosten und vermiedene Zahlungen f�ur Mineral�olsteuer, da

BHKW mit einem Jahresnutzungsgrad �uber 70% von der Mineral�olsteuer befreit

sind, das in dem Zusatzkessel verwendete Erdgas aber versteuert wird. Die Ver-

meidung von variablen Instandhaltungs- und Wartungskosten ist vernachl�assig-

bar.

Au�erdem k�onnen unter Umst�anden �xe Kosten vermieden werden, wenn der

Zusatzkessel im BHKW-System aufgrund der geringeren Auslastung kleiner di-

mensioniert werden kann als der Kessel im Vergleichssystem. �Ublicherweise wird

f�ur die Sicherstellung der W�armeversorgung bei KWK-Anlagen eine einfache Red-

undanz gefordert. Bei Verwendung eines BHKW-Moduls kann der Zusatzkessel

daher nicht kleiner dimensioniert werden, da bei Ausfall des Moduls der Zusatz-

kessel den W�armebedarf auch alleine decken k�onnen mu�. Werden in einer Anlage

mehrere Module verwendet, kann der Zusatzkessel kleiner ausgelegt werden.

In diesem Fall werden Investitionskosten und �xe Betriebskosten eingespart.

Die Vermeidung von �xen Betriebskosten ist sehr gering, da sie nach der VDI-

Richtlinie 2067 (1998) bei wenigen Prozentpunkten der vermiedenen Investiti-

onskosten liegen. Sie werden hier vernachl�assigt. Vogelsang (1997, S. 44) gibt

f�ur die spezi�schen Investitionskosten eines Zusatzkessels IZK;spez in Abh�angikeit

von der Anschlu�leistung PZK folgende Beziehung an, die f�ur die Bestimmung

der vermiedenen Investitionskosten verwendet werden soll:

IZK;spez = 1300 � P�0;226
ZK (7.3)

7.5 Strombezugskosten

Die H�ohe und Struktur der Strombezugskosten beein
u�t die Wirtschaftlichkeit

von KWK{Anlagen auf zweierlei Weise: Zum einen m�ussen die Stromerzeugungs-

kosten der KWK{Anlage mit den Kosten bei Vollstrombezug verglichen werden.

Bei hohen Strompreisen k�onnen KWK{Anlagen in mehr F�allen mit der Alterna-
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tive Vollstrombezug konkurrieren als bei niedrigen Strompreisen. Zum anderen

sind die Konditionen f�ur den Bezug von Zusatzstrom und die Vorhaltung von

Reserveleistung von ausschlaggebender Bedeutung.

Bei den meisten EVU unterscheiden sich die Preise und Konditionen bei Voll-

strombezug (Vergleichsfall) und bei Zusatzstrombezug nicht oder nur geringf�ugig.

Hier wird daher f�ur das Verlgeichsystem und das System mit KWK{Anlage von

gleichen Strombezugsbedingungen ausgegangen.6

Bei den Strombezugskosten mu� zwischen Kundengruppen (Haushalte, Ge-

werbe), Spannungsebenen und Bezugsmengen di�erenziert werden. Die Struktur

und H�ohe der Strombezugskosten wird daher einzeln f�ur Tarif{ und Sonderver-

tragskunden festgelegt. Im folgenden wird zun�achst dargelegt, wie die Auswirkung

der Liberalisierung auf die H�ohe der Strompreise ber�ucksichtigt wird, anschlie-

�end werden die Strombezugskosten f�ur die Referenzf�alle abgesch�atzt.

7.5.1 Sinkende Strompreise infolge der Liberalisierung

Die wettbewerbsrechtliche �O�nung der Elektrizit�atswirtschaft hat bereits in dem

vergangenen Jahr dazu gef�uhrt, da� die Strompreise zum Teil deutlich gesunken

sind. So stellt der Bundesverband der Energie{Abnehmer e.V. (VEA 1999,1) in

einem Strompreisvergleich f�ur Sondervertragskunden (I/1999) fest, da� die Preise

innerhalb eines Jahres in den alten Bundesl�andern um 7,8% zur�uckgegangen sind.

Infolge des erh�ohten Wettbewerbsdrucks mu� damit gerechnet werden, da� die

Strompreise in den n�achsten Jahren weiter sinken werden.

Bis zum Sommer 1999 haben von der Liberalisierung haupts�achlich Sonder-

vertragskunden pro�tiert, da die Durchleitungsentgelte f�ur Tarifkunden noch re-

lativ hoch und unzureichend geregelt waren. Der Wettbewerb um Tarifkunden

k�undigt sich zum Sommer/Herbst 1999 an. Neben den g�unstigeren Angeboten ei-

niger neuer Anbieter haben auch zahlreiche EVU Preissenkungen zum 1. Oktober

1999 angek�undigt.

Die Auswirkungen des Strompreisverfalls auf die Wirtschaftlichkeit von KWK{

Anlagen werden in diesem Modell abgebildet, indem f�ur jedes Betriebsjahr ein

entsprechender Strompreis abgesch�atzt wird. Dabei wird angenommen, da� sich

die Preisanpassung infolge der Liberalisierung �uber einen Zeitraum von 5 Jahren

erstreckt. F�ur die Folgejahre wird unterstellt, da� der Strompreis real konstant

bleibt und nur mit der Infaltionsrate steigt.

Da das Strompreisniveau die Wirtschaftlichkeit von KWK{Anlagen wesent-

lich beein
u�t, wird neben dem Referenzfall die Sensitivit�at der Strompreise in

drei weiteren Szenarios untersucht, in denen ein st�arkerer, ein geringerer und kein

Strompreisverfall zugrunde gelegt wird. Dabei wird davon ausgegangen, da� der

6Die durchschnittlichen Strombezugskosten sind allerdings bei Betrieb einer KWK{Anlage

in der Regel h�oher, da das Verh�altnis der beanspruchten Leistung zur bezogenen Strommenge

gr�o�er wird.
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Reale Entwicklung der Strompreise für Sondervertragskunden
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Abbildung 7.4: Entwicklung des Strompreises f�ur Industriekunden infolge der Li-

beralisierung

Strompreis f�ur Sondervertragskunden st�arker sinkt als f�ur Haushaltskunden. Hin-

ter dieser Annahme steht die �Uberlegung, da� in dem Strompreis f�ur Haushalts-

kunden ein gro�er Kostenanteil steckt, der durch den Wettbewerb kaum sinken

wird. Zum einen sind die Konzessionsabgaben an die Gemeinden bei Haushalts-

kunden h�oher, zum anderen fallen bei Abnehmern auf der Niederspannungsebene

f�ur die Umspannung und Verteilung h�ohere Kosten an als bei Kunden, die Strom

aus der Mittel{ oder Hochspannungsebene beziehen.

Im Referenzfall wird gesch�atzt, da� innerhalb von 5 Jahren die Strompreise

f�ur Sondervertragskunden gegen�uber dem 1. Januar 1999 um nominal 25% sin-

ken werden. Bei einer In
ationsrate von 2% enstpricht dies einem realen Preis-

verfall von 32,1%. Dabei wird von einer (in realen Zahlen) linearen Preisabnah-

me ausgegangen. In den Szenarios Starker Strompreisverfall und M�a�iger

Strompreisverfall wird die nominale Senkung der Strompreise f�ur Sonderver-

tragskunden auf 40% bzw. 10% festgelegt. In Abbildung 7.4 auf Seite 76 ist die

reale Entwicklung des Strompreises f�ur Sondervertragskunden in den drei Szena-

rios indiziert dargestellt. Um die Wirkung der Liberalisierung herauszuarbeiten,

wird dar�uberhinaus in dem Szenario Keine Liberalisierung zum Vergleich an-

genommen, da� die Strompreise real konstant bleiben.

F�ur Haushaltskunden wird gesch�atzt, da� die nominale Strompreissenkung

um ein Drittel geringer als bei den Sondervertragskunden ausf�allt. Dies entspricht

einer nominalen Preissenkung von 16,6% im Referenzfall, 26,6% im Szenario



7.5. STROMBEZUGSKOSTEN 77

Starker Strompreisverfall und 6,7% im Szenario M�a�iger Strompreisver-

fall.

7.5.2 Sondervertragskunden

Bei Sondervertragskunden h�angt die H�ohe der Strombezugskosten vor allem von

der Spitzenleistung, der bezogenen Strommenge und der Spannungsebene ab.

Es wird zwischen einem Leistungspreis und einem Arbeitspreis unterschieden.

Unter Umst�anden kommen Rabatte bei einer hohen Benutzungsdauer oder der

Verwendung einer H�ochstlastoptimierungsanlage hinzu. Bei dem Betrieb einer

KWK{Anlage gelten besondere Konditionen f�ur die Bereitstellung von Kurzzeit{

und Langzeit{Reserveleistung (Leistungspreis) und den Bezug von Reservestrom

(Arbeitspreis).

Zur Absch�atzung des Strompreisniveaus werden die Erhebungen der VEA

(1999,1) verwendet. Die von der VEA zum 1. Januar 1999 ermittelten Durch-

schnittswerte f�ur die alten Bundesl�ander dienen als Basis, um unter Ber�ucksichti-

gung des unterstellten Strompreisverfalls in Abbildung 7.4 auf Seite 76 die Preise

f�ur die verschiedenen Betriebsjahre zu ermitteln.

Struktur der Preisregelungen f�ur Sondervertragskunden

Der Leistungspreis richtet sich nach den Monatsh�ochstleistungen.7 Vereinzelte

Leistungsspitzen erh�ohen daher die Stromgestehungskosten deutlich. Wegen der

Unterscheidung zwischen Leistungs{ und Arbeitspreis, den Mengenrabatten und

unter Umst�anden auch der degressiv gestalteten Arbeitspreise sinken die durch-

schnittlichen Strombezugskosten mit der Auslastung der bestellten Leistung.

EVU bieten Sondervertragskunden in der Regel mindestens zwei Preisrege-

lungen an. Bei der
"

achen\ Preisregelung sind die Leistungspreise g�unstiger und

die Arbeitspreise h�oher als bei der
"
steilen\ Preisregelung. Bei einer geringen Be-

nutzungsstundenzahl f�ur den Strombezug ist die 
ache Preisregelung g�unstiger,

bei hohen Benutzungsstunden entsprechend die steilere Preisregelung.8

In Abbildung 7.5 auf Seite 78 wird die steile Musterpreisregelung L200 der

RWE Energie f�ur Kunden auf der Mittelspannungsebene den ermittelten Durch-

schnittspreisen der VEA von I/1999 gegen�ubergestellt. Es zeigt sich, da� die dur-

schnittlichen Strompreise bei beiden Quellen mit den Benutzungsstunden sinken.

Es kann angenommen werden, da� auch zuk�unftige Versorgungsvertr�age nach

der Liberalisierung der Energiewirtschaft eine solche Tendenz aufweisen werden.

Daher wird die Struktur der Musterpreisregelungen der RWE Energie f�ur diese

7Die Verrechnungsleistung wird meistens aus dem Mittel der zwei h�ochsten Monatsh�ochst-

leistungen eines Jahres oder aus dem Mittel aller Monatsh�ochstleistungen gebildet.
8Die Benutzungsstunden sind hier als Jahresbezugsmenge bezogen auf die Jahresh�ochstlei-

stung de�niert.



78 KAPITEL 7. ABSCH�ATZUNG DER KOSTEN

Strompreise für große Sondervertragskunden
Angaben ohne Umsatzsteuer und Stromsteuer
bei einer Verrechnungsleistung von 4000 kW
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Abbildung 7.5: Strompreise f�ur gro�e Sondervertragskunden nach der RWE{Preis-

regelung L200 und Angaben der VEA (1999,1)

Untersuchung �ubernommen. Das Strompreisniveau wird entsprechend den oben

getro�enen Annahmen �uber die Preisentwicklung angepa�t.

Musterpreisregelungen der der RWE Energie

Die Musterpreisregelungen der RWE Energie sehen einen Leistungspreis, degres-

siv gestaltete Arbeitspreise und einen Benutzungsdauerrabatt vor. F�ur Vollstrom-

bezug und Zusatzstrombezug gelten die gleichen Konditionen. Die steile Preisre-

gelung wird mit L200, die 
ache Preisregelung mit L125 bezeichnet.9

Die j�ahrlichen Leistungspreise betragen 200 DM/kW bei der L200 und 125

DM/kW bei der L125. Die Verrechnungsleistung ergibt sich aus dem Mittel der

beiden h�ochsten Monatsh�achstleistungen, wobei mindestens 70% der bestellten

Leistung bezahlt werden m�ussen.

Die Arbeitspreise sind degressiv gestaltet, d.h. es gibt Mengenrabatte. W�ah-

rend f�ur die ersten 240.000 kWh bei der L200 in der Hochtarifzeit noch 16,8

Pf/kWh berechnet werden, kann Strom ab einer Menge von 4.800.000 kWh zu

9Die RWE Energie hat zum Juli 1999 neue Preisregelungen entwickelt, bei denen ein etwas

ver�andertes Preissystem eingef�uhrt wurde. Sie werden hier jedoch nicht betrachtet, da dieses

Preissystem nur schwierig mit den durchschnittlichen Angaben der VEA (1999) verglichen

werden kann und bis September 1999 nur Vertr�age f�ur Vollstrombezug, nicht jedoch f�ur Zusatz{

und Reservestrombezug verf�ugbar waren.
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     Musterpreisregelung L125      Musterpreisregelung L200

Arbeitspreise (Pf/kWh) HT NT HT NT

die ersten 240.000 kWh/Jahr 19,50 14,60 16,80 10,20

die weiteren 600.000 kWh/Jahr 17,20 12,90 14,65 8,95

die weiteren 3.960.000 kWh/Jahr 17,20 12,90 12,70 7,60

alle weiteren kWh/Jahr 17,20 12,90 11,50 7,00

Tabelle 7.4: Arbeitspreise nach den Musterpreisregelungen L125 und L200 der

RWE Energie

einem Arbeitspreis von 11,5 Pf/kWh bezogen werden. Dies Regelung betri�t ganz

besonders Betreiber von BHKW, da bei einer verminderten Strombezugsmenge

der durchschnittliche Arbeitspreis steigt. In Tabelle 7.4 auf Seite 79 sind die

Arbeitspreise der beiden Musterpreisregelungen aufgef�uhrt.

Ab einer Benutzungsdauer T von 3400 Stunden im Jahr bezogen auf die

Verrechnungsleistung wird auf die Entgelte f�ur Leistung und Arbeit ein Rabatt

gew�ahrt. Der Rabatt in Prozent errechnet sich wie folgt:

R = 3; 5 �
T � 3:400

1:000
(7.4)

Vorhaltung und Inanspruchnahme von Reserveleistung

Bei Ausfall eines BHKW{Moduls mu� die ben�otigte Leistung von einem EVU

bezogen oder ggf. von anderen BHKW{Modulen bereitgestellt werden. F�allt das

BHKW{Modul gerade zu einem Zeitpunkt aus, in dem es einen hohen Strom-

bedarf gibt, kann dies zu einer starken Erh�ohung der Leistungsspitze und damit

zu erheblichen Kosten f�uhren.

F�ur die EVU entstehen durch den Ausfall einzelner KWK{Anlagen jedoch

wesentlich geringere Kosten, da die Ausfallzeitpunkte zuf�allig verteilt sind und

sich bei einer gr�o�eren Anzahl von BHKW ausgleichen. Die EVU r�aumen den Be-

treibern von KWK{Anlagen deshalb die M�oglichkeit ein, die Vorhaltung von ko-

steng�unstigerer Reserveleistung zu bestellen. Bei Inanspruchnahme dieser Reser-

veleistung mu� f�ur jeden Ausfall nachgewiesen werden, da� das BHKW tats�achlich

aus technischen Gr�unden, die mit der unmittelbaren Anlage zusammenh�angen,

nicht in Betrieb war.10

In den Mustervertr�agen der RWE Energie AG (1999) wird zwischen Kurz-

zeit{ und Langzeit{Reserveleistung unterschieden. Kurzzeit{Reserveleistung wird

10Die Betreiber k�onnten sonst versuchen, ihre Leistungskosten zu dr�ucken, indem sie zum

Beispiel bei hohen Stromspitzen mit niedrigem W�armebedarf einen technischen Stillstand de-

klarieren, obwohl ein Betrieb des BHKW bei dem niedrigen W�armebedarf nicht m�oglich ist.
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in Anspruch genommen, wenn die Dauer des Ausfalls bis zu einer Stunde betr�agt,

l�angere Ausf�alle gelten als Inanspruchnahme von Langzeit{Reserveleistung. Der

Jahresleistungspreis f�ur die Bestellung von Kurzzeit{Reserveleistung betr�agt nach

diesem Vertrag 20,- DM/kW f�ur bis zu 10 Ausf�alle. F�ur jede weitere Inanspruch-

nahme kommen 0,70 DM/kW hinzu. Langzeit{Reserveleistung kann f�ur bis zu

300 Ausfallstunden f�ur 60,- DM/kW bestellt werden. F�ur jede zus�atzliche Stunde

werden 0,085 DM/kW berechnet. Die Arbeitspreise f�ur den Bezug von Reserve-

strom entsprechen mit 16,8 Pf/kWh in der Haupttarifzeit und 10,2 Pf/kWh in der

Nebentarifzeit den Eingangspreisen f�ur eine Gesamtstrommenge bis zu 240.000

kWh.

Wieviel Reserveleistung die Betreiber von KWK{Anlagen beantragen, bleibt

ihrem eigenen Kalk�ul und ihren Risikopr�aferenzen �uberlassen. Bei einer Anlage

mit vier Modulen ist es beispielsweise unwahrscheinlich, da� alle Anlagen gleich-

zeitig ausfallen. In der Regel wird in solchen F�allen als Reserveleistung die Kapa-

zit�at von einem oder zwei Modulen bestellt. Sollte dann doch die gesamte Anlage

ausfallen, so mu� die zus�atzlich beanspruchte Leistung mit dem vollen Leistungs-

preis bezahlt werden.

Die Kosten f�ur die Vorhaltung von Reserveleistung werden in diesem Modell

durch die Simulation von Ausf�allen abgebildet. Bei der Simulation des Basisjahres

fallen die Module nach jeweils 500 Betriebsstunden f�ur 24 Stunden aus. Dies ent-

spricht einer Verf�ugbarkeit von ca. 95% bezogen auf die potentielle Betriebszeit.

Die kosteng�unstigere Inanspruchnahme von Kurzzeit{Reserveleistung wird nicht

ber�ucksichtigt. Der Rahmen des RWE{Vertrages wird f�ur die eigenen Berech-

nungen �ubernommen, wobei die Preise { wie bei den Strombezugskosten { dem

durchschnittlichen Preisniveau nach VEA (1999,1) und der unterstellten Preis-

entwicklung infolge der Liberalisierung angepa�t werden, da davon ausgegangen

wird, da� die Kosten f�ur die Vorhaltung und Inanspruchnahme von Reservelei-

stung infolge der Liberalisierung in gleichem Ma�e sinken wie das allgemeine

Strompreisniveau.

Preise f�ur Kunden auf der Mittelspannungsebene

F�ur die Industriebetriebe A und B, die Strom aus der Mittelspannungsebene

beziehen, wird die Musterpreisregelung L200 der RWE Energie als Basis verwen-

det. Aus Abbildung 7.5 geht hervor, da� die durchschnittlichen westdeutschen

Strompreise Anfang 1999 bereits um ca. 14% niedrigerer als die aus der Muster-

preisregelung L200 ermittelten Werte waren. F�ur das erste Betriebsjahr (2000)

werden die Arbeits{ und Leistungspreise der RWE{Musterpreisregelung daher

mit einem entsprechendem Abschlag versehen, dessen H�ohe sich nach dem jewei-

ligen Szenario richtet.
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Strompreise für kleine Sondervertragskunden
Angaben ohne Umsatzsteuer und Stromsteuer
bei einer Verrechnungsleistung von 100 kW
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Abbildung 7.6: Strompreise f�ur kleine Sondervertragskunden nach der RWE{Mus-

terpreisregelung L125 und den Angaben der VEA (1999,1)

Preise f�ur Kunden auf der Niederspannungsebene

F�ur Sondervertragtragskunden auf der Niederspannungsebene gelten �ahnliche Be-

dingungen wie f�ur Kunden auf der Mittelspannungsebene. Die RWE Energie hat

bis zu der Einf�uhrung eines neuen Preissystems die Musterpreisregelungen L125

und L200 f�ur Kunden auf der Niederspannungsebene mit einem Aufschlag von

5{8% versehen. F�ur die Niedrigenergiesiedlung ist wegen des niedrigeren Gesamt-

verbrauchs die Regelung L125 g�unstiger.

In Abbildung 7.6 sind die durchschnittlichen Strompreise f�ur kleine Sonderver-

tragskunden auf der Mittelspannungsebene nach der Musterpreisregelung L125

und den Erhebungen der VEA(1999, 1) dargestellt. Der Unterschied zwischen der

L125 und den Durchschnittswerten ist mit 19{26% noch gr�o�er. Die Preise der

L125 werden deshalb mit entsprechenden Abschl�agen versehen.

Ohne den Betrieb eines BHKW w�urden die Bewohner der Niedrigenergie-

siedlung einzeln als Tarifkunden von einem EVU Strom beziehen. Hierf�ur gelten

andere Preise und eine andere Tarifstruktur, bei der auf eine Leistungsmessung

verzichtet wird (vgl. Abschnitt 7.5.3). Durch die B�undelung des Strombezugs bei

Betrieb eines BHKW �andern sich die Strombezugskonditionen, da der Betreiber

(z.B. ein Contracting{Unternehmen) von dem BHKW Zusatzstrom zu den oben

aufgef�uhrten Bedingungen als Sondervertragskunde einkaufen kann. Der erzeugte

und zus�atzlich bezogene Strom wird dann an die Bewohner der Siedlung weiter-
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verkauft, wobei die Preise sich in jedem Fall an den Preisen f�ur Tarifkunden

orientieren.

Die B�undelung mehrerer Kunden bringt h�au�g schon einen Vorteil, der nicht

direkt dem BHKW zugerechnet werden kann. Aus diesem Grund wird in die-

ser Arbeit zun�achst angenommen, da� auch im Vergleichsfall ohne Betrieb eines

BHKW die Bewohner geb�undelt Strom als Sondervertragskunden beziehen. Dane-

ben werden die durchschnittlichen Strombezugskosten ohne Betrieb eines BHKW

auch f�ur den Fall bestimmt, da� die Bewohner Strom zu Preisen f�ur Tarifkun-

den von einem EVU beziehen. Dabei wird als Preisbasis vor der Liberalisierung

der Mittelwert von neun EVU angesetzt, deren Strompreise in Abbildung 7.5

dargestellt sind.

7.5.3 Tarifkunden

Tarifkunden auf der Niederspannungsebene haben h�ohere Strombezugskosten als

Sondervertragskunden. Dies liegt an dem zus�atzlichen Aufwand f�ur die Umspan-

nung und Verteilung, an der h�oheren Konzessionsabgabe und an dem bisher un-

zureichenden Wettbewerb bei Haushaltskunden.

Betreiber von kleinen BHKW{Anlagen, wie in dem Fallbeispiel des Mehr-

familienhauses, k�onnen nach x10 Absatz 2 Satz 1 und Satz 3 des Energiewirt-

schaftsgesetzes Strom zu Preisen zu dem Allgemeinen Tarif beziehen, wenn die

Jahresh�ochstleistung des Strombezugs 30 kW nicht �ubersteigt (vgl. Kapitel ??).

Es entstehen somit keine weiteren Kosten f�ur die Bereitstellung von Reservelei-

stung.

Die Strombezugskosten setzen sich bei den Allgemeinen Tarifen aus einem

arbeitsabh�angigen Entgelt, einem Leistungsentgelt und einem Verrechnungsent-

gelt zusammen. Die H�ohe des Verrechnungsentgeltes h�angt von dem verwende-

ten Z�ahler ab (Eintarifz�ahler/Zweitarifz�ahler, Wechselstrom/Drehstrom, Z�ahler

mit/ohne Leistungsmessung). Das Arbeitsentgelt wird entweder pauschal oder

nach einer Zeitzonenregelung erhoben. Bei der Zeitzonenregelung kann Strom in

der Schwachlastzeit (ca. 22.00 { 6.00) zu einem verg�unstigten Arbeitspreis bezo-

gen werden. Bei dem Arbeitsentgelt wird in der Regel nicht zwischen Sommer{

und Wintertarif unterschieden.

Die Berechnung des Leistungsentgelts h�angt von der H�ohe des Verbrauchs ab.

Die Allgemeinen Tarife sehen dabei prinzipiell drei Varianten vor:

1. Tarif ohne Leistungsmessung. Dieser Tarif gilt in der Regel f�ur Kunden

mit einem geringem Verbrauch unter ca. 10.000 kWh/a. Neben einem pau-

schalen Verrechnungsentgelt und dem arbeitsabh�angigen Verbrauchspreis

(Pf/kWh) wird zum Teil ein fester Leistungspreis erhoben. In Tabelle 7.5

auf Seite 83 sind die Tarife von einigen EVU aufgef�uhrt.

2. Tarif mit 96{Stunden{Leistungsmessung. Bei Kunden mit einem h�oheren

Verbrauch wird ein Leistungspreis mit Hilfe von 96{Stunden{Werten be-
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Leistungspreis Arbeitspreis Durchschnittspreis
EVU Stand [DM/a] [Pf/kWh] [Pf/kWh]
RWE Energie 01.07.99 59,85 20,3 22,3
EWAG 01.04.99 - 26,7 26,7
Stadtwerke Hannover 01.04.99 - 23,9 23,9
Stadtwerke Düsseldorf 01.04.99 - 21,9 21,9
VEW 01.10.99 84,00 19,5 25,3
BEWAG 01.04.99 - 27,3 27,3
Stadtwerke Leipzig 01.04.99 - 26,2 26,2
Neckarwerke Stuttgart 01.07.99 100,80 21,1 24,5
Mainova 01.07.99 - 24,3 24,3
Mittel 24,7

(alle Angaben ohne Umsatzsteuer, Stromsteuer und Verrechnungspreise)

Der Durchschnittspreis wurde nach den am 01.04. geltenden Tarifen (VEW 22,5 Pf/kWh)
für einen Haushalt mit einem Jahresverbrauch von 3000 kWh bestimmt.

Tabelle 7.5: Tarif ohne Leistungsmessung f�ur Haushaltskunden einiger EVU

rechnet. Ausschlaggebend ist der h�ochste Verbrauch innerhalb einer 96{

Stunden{Periode des betre�enden Jahres. Das Arbeitsentgelt ist entspre-

chend geringer als bei dem Tarif ohne Leistungsmessung. Einige EVU haben

auf diese Tari�orm verzichtet und bieten nur den Tarif ohne Leistungsmes-

sung und den Tarif mit 1/4{Stunden{Messung an. Tabelle 7.6 auf Seite 84

stellt die 96{Stunden{Tarife einiger EVU gegen�uber.

3. Tarif mit 1/4{Stunden{Leistungsmessung. �Ubersteigt die Jahresh�ochstlei-

stung 30 kW, kann das EVU eine Leistungsmessung in 1/4{Stunden{Werten

fordern. Der Leistungspreis wird je nach EVU etwas unterschiedlich be-

rechnet: Als Grundlage werden in der Regel der h�ochste Viertelstunden-

wert, das Mittel der beiden h�ochsten im Abrechnungsjahr aufgetretenen

Monatsh�ochstleistungen oder das Mittel aus allen Monatsh�ochstleistungen

des Abrechnungsjahres verwendet. Beispiele f�ur Tarife mit 1/4{Stunden{

Leistungsmessung �nden sich in Tabelle 7.7 auf Seite 85. Die hier auf-

gef�uhrten Preise sind allerdings nur bedingt miteinander vergleichbar, da

die Verrechnungsleistung unterschiedlich ermittelt wird.

Im Fall des Mehrfamilienhauses betr�agt die Jahresh�ochstleistung des Strom-

verbrauchs ohne Betrieb eines BHKW nach 1/4{Stunden{Werten 30,2 kW, bei

Betrieb des BHKW wird in dem untersuchten Betriebsjahr eine Leistungsspitze

von 26,0 kW ermittelt. Der Jahresverbrauch liegt auch mit Betrieb eines BHKW

deutlich �uber 10.000 kWh. F�ur diesen Fall gilt bei einigen EVU der Tarif mit 96{

Stunden{Leistungsmessung, bei anderen EVU, die diesen Tariftyp nicht vorsehen,

kommt auch der Tarif ohne Leistungsmessung in Frage.
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EVU Einheit mit Zeitzonen ohne Zeitzonen
RWE Energie (Stand: 01.07.99)

Arbeitspreis Pf/kWh HT: 14,49 14,49
Pf/kWh NT: 10,50

Fester Leistungspreis DM/a 59,85 59,85
Verbrauchsabhängiger Leistungspreis DM/Lw 3,48 2,89

BEWAG (Stand: 01.04.99)
Arbeitspreis Pf/kWh HT: 19,6 19,6

Pf/kWh NT: 12,6
Verbrauchsabhängiger Leistungspreis DM/Lw 4,38 3,65

EWAG (Stand: 01.04.99)
Arbeitspreis Pf/kWh HT: 16,30 16,3

NT: 13,60
Verbrauchsabhängiger Leistungspreis DM/Lw 7,20 5,70

VEW (Stand: 01.10.99)
Arbeitspreis Pf/kWh HT: 13,5 13,5

Pf/kWh NT: 9,5
Fester Leistungspreis DM/a 84,00 84,00
Verbrauchsabhängiger Leistungspreis DM/Lw 3,60 3,00

(alle Angaben ohne Umsatzsteuer, Stromsteuer und Verrechnungspreise)

Tabelle 7.6: Preise einiger EVU nach dem Allgemeinen Tarif mit die 96{Stunden{

Leistungsmessung

Um die Preise der verschiedenen EVU mit ihrer jeweiligen Tarifstruktur ver-

gleichen zu k�onnen, werden die Durchschnittspreise f�ur die Charakteristik des

Strombezugs in dem untersuchten Mehrfamilienhaus berechnet. Dabei werden

die Werte zugrunde gelegt, die aus der Jahressimulation f�ur das Basisjahr im Re-

ferenzfall ermittelt wurden. Danach liegt der Bezug von �Uberschu�strom bei ca.

16.000 kWh/Jahr, der h�ochste Leistungswert { die Anzahl der verbrauchten kWh

in einem 96{Stunden{Intervall { bei ca. 400. Das Ergebnis dieses Preisvergleichs

ist in Tabelle 7.8 auf Seite 85 dargestellt.

Zur Zeit sind die Strompreise von EVU zu EVU noch recht unterschied-

lich. Mittelfristig kann durch die Liberalisierung eine gewisse Angleichung erwar-

tet werden. Allerdings werden Preisunterschiede weiterhin bestehen bleiben, da

die Durchleitungsentgelte von der Kostenstruktur des jeweiligen Netzbetreibers

abh�angen und sich auch die Konzessionsabgaben regional unterscheiden. Im Fall

von Haushaltskunden wurde in Kapitel 7.5.1 f�ur den Referenzfall gesch�atzt, da�

die Preise durch die Liberalisierung �uber einen Zeitraum von 5 Jahren um 16,7%

nominal sinken werden. Hier wird der ermittelte durchschnittliche Nettopreis von

25,4 Pf/kWh ohne Stromsteuer als Ausgangspreis vor der Liberalisierung zugrun-

de gelegt. Bis zum Jahr 2004 f�allt nach diesem Szenario der Strompreis auf ca.

21 Pf/kWh und steigt danach mit der In
ationsrate von 2% an.

Die Wirtschaftlichkeit von kleinen BHKW h�angt nicht nur von der H�ohe des
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EVU Einheit mit Zeitzonen ohne Zeitzonen
Stadtwerke Hannover (Stand: 01.04.99)

Arbeitspreis Pf/kWh HT: 22,2 20,0
Pf/kWh NT: 11,4

Leistungspreis für die ersten 10 kW DM/a 2244,75 2244,75
Leistungspreis für alle weiteren kW DM/kW 208,05 208,05

BEWAG (Stand: 01.04.99)
Arbeitspreis Pf/kWh HT: 19,6 19,6

Pf/kWh NT: 12,6
Leistungspreis DM/kW 350,00 350,00

VEW (Stand: 01.10.99)
Arbeitspreis Pf/kWh HT: 13,5 13,5

Pf/kWh NT: 9,5
Leistungspreis DM/kW 456,00 456,00

Stadtwerke Düsseldorf
Arbeitspreis Pf/kWh HT: 19,0 19,0

Pf/kWh NT: 17,5
Leistungspreis für die ersten 20 kW DM/a 5.800,00 5.800,00
Leistungspreis für alle weiteren kW DM/kW 290,00 290,00

Mainova (Stand: 01.07.99)
Arbeitspreis Pf/kWh HT: 16,0 -

Pf/kWh NT: 12,9
Leistungspreis DM/kW 100,00 -

(alle Angaben ohne Umsatzsteuer, Stromsteuer und Verrechnungspreise)

Tabelle 7.7: Preise einiger EVU nach dem Allgemeinen Tarif mit 1/4{Stunden{

Leistungsmessung

EVU Stand Tarif/Leistungsmessung Durchschnittspreis (Pf/kWh)

RWE 01.07.99 96-Stunden-Werte 22,1

BEWAG 01.04.99 96-Stunden-Werte 28,7

EWAG 01.04.99 96-Stunden-Werte 30,6

VEW 01.04.99 96-Stunden-Werte 24,5

01.10.99 96-Stunden-Werte 21,5

Stadtwerke Hannover 01.04.99 Tarif ohne Leistungsmessung 23,2

Stadtwerke Düsseldorf 01.04.99 Tarif ohne Leistungsmessung 27,0

Stadtwerke Leipzig 01.04.99 Tarif ohne Leistungsmessung 26,2

Neckarwerke Stuttgart 01.07.99 Tarif ohne Leistungsmessung 21,7

Mainova 01.07.99 Tarif ohne Leistungsmessung 24,3

Mittel 01.07.99 25,4

Tabelle 7.8: Durchschnittliche Strombezugskosten f�ur das Mehrfamilienhaus nach

den Tarifen verschiedener EVU
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Strompreisniveaus ab, sondern auch wesentlich von der Tari�orm. F�ur sehr klei-

ne BHKW { wie im Referenzfall Mehrfamilienhaus { k�onnen der Tarif ohne Lei-

stungsmessung oder der Tarif mit 96{Stunden{Leistungsmessung gelten.11 Dane-

ben kommt die Wahl einer Schwachlastregelung in Frage. Ein hoher Leistungsan-

teil und niedrige Arbeitspreise (wie beim Tarif mit 96{Stunden{Leistungsmessung)

sind f�ur BHKW{Betreiber ung�unstig, da sich erstens bei niedrigen Arbeitsprei-

sen der Betrieb des BHKW zu den Niedertarifzeiten unter Umst�anden nicht mehr

lohnt und zweitens das BHKW keinen gro�en Beitrag zur Senkung der Lastspit-

ze leisten kann. Daher ist der Tarif ohne Leistungsmessung f�ur die Betreiber von

BHKW g�unstiger als der Tarif mit 96{Stunden{Leistungsmessung.

Es wird davon ausgegangen, da� es f�ur BHKW{Betreiber im Zuge der Libera-

lisierung m�oglich sein wird, einen Stromanbieter zu w�ahlen, der einen g�unstigen

Tarif ohne Leistungsmessung anbietet. Im Referenzfall soll daher der g�unstigere

Tarif ohne Leistungsmessung gelten. Daneben wird f�ur das Mehrfamilienhaus in

einer Sensitivit�atsanalyse der Tarif mit 96{Stunden{Leistungsmessung bei glei-

chem durchschnittlichen Strompreisniveau gew�ahlt. In diesem Zusammenhang

wird auch auf den Vorteil einer Schwachlastregelung eingeganen (vgl. Kapitel 9).

7.6 Verkauf von �Uberschu�strom

F�ur einen wirtschaftlichen Betrieb von KWK-Anlagen sind nicht nur die Kondi-

tionen f�ur den Bezug von Zusatz- und Reservestrom wichtig, sondern vor allem

auch g�unstige M�oglichkeiten zum Absatz von �Uberschu�strom. Bisher haben die

Betreiber von KWK-Anlagen ihren �Uberschu�strom praktisch ausschlie�lich in

das Netz des vorgelagerten EVU eingespeist und hierf�ur eine Verg�utung erstat-

tet bekommen. Die H�ohe dieser Verg�utung ist in der
"
Verb�andevereinbarung zur

stromwirtschaftlichen Zusammenarbeit\ zwischen VDEW, BDI und VIK (1994)

geregelt.

Aus der Liberalisierung ergeben sich verschiedene neue Absatzm�oglichkeiten

f�ur �Uberschu�strom (vgl. Kapitel 3.4). Allerdings sind diese M�oglichkeiten bisher

kaum genutzt worden, da es noch zahlreiche Hemmnisse f�ur die Durchleitung von

Strom gibt. Daher ist es zur Zeit schwierig, eine Aussage dar�uber zu tre�en, wel-

che Preise in Zukunft f�ur �Uberschu�strom erzielt werden k�onnen. Unter g�unsti-

gen Umst�anden k�onnte sich ein mengenm�a�ig relevanter Markt f�ur �Okostrom

etablieren, in dem auch KWK-Strom eine wichtige Rolle spielt. Im ung�unstigsten

Fall mu� angenommen werden, da� erstens die Verb�andevereinbarung zur strom-

wirtschaftlichen Zusammenarbeit unterh�ohlt wird, da� zweitens der Gesetzgeber

keine Ma�nahmen zum Schutz oder zur F�orderung der Kraft-W�arme-Kopplung

ergreift und da� drittens das Marktsegment von �Okostrom klein bleibt und die

KWK hierin kaum Bedeutung haben wird.

11Von neun befragten EVU haben vier Unternehmen einen Tarif mit 96{Stunden{

Leistungsmessung vorgesehen.
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Die unterschiedlichen m�oglichen Entwicklungen werden in dieser Untersu-

chung wie folgt ber�ucksichtigt: ImReferenzfall wird angenommen, da� das Prin-

zip einer Einspeiseverg�utung im Sinne der Verb�andevereinbarung erhalten bleibt,

die H�ohe der Verg�utungss�atze infolge der Liberalisierung allerdings sinken wird.

Dabei werden von den regional unterschiedlichen Verg�utungss�atzen die jeweils

niedrigsten angesetzt. In dem Szenario Hohe Preise f�ur �Uberschu�strom soll

der Fall nachgebildet werden, da� es g�unstige Absatzm�ogichkeiten f�ur �Uberschu�-

strom gibt - etwa durch die Beibehaltung regionaler CO2-Einsparungsprogramme

oder einen regen Handel mit Gr�unem Strom - und somit relativ hohe Preise f�ur
�Uberschu�strom erzielt werden k�onnen.

7.6.1 Verb�andevereinbarung zur stromwirtschaftlichen Zu-

sammenarbeit

In der Verb�andevereinbarung zwischen VDEW, BDI und VIK (1994) mit dem

Titel
"
Grunds�atze �uber die Intensivierung der stromwirtschaftlichen Zusammen-

arbeit zwischen �o�entlicher Elektrizit�atsversorgung und industrieller Kraftwirt-

schaft\ wird festgelegt, wie und in welcher H�ohe die Einspeisung von �Uberschu�-

strom aus KWK-Anlagen in das Netz der vorgelagerten EVU verg�utet wird.

Grunds�atzlich wird zwischen einer Verg�utung ohne und mit Programmliefer-

verp
ichtung des Einspeisers unterschieden (Zi�er 4.3 und 4.4). Bei den meisten

KWK-Anlagen soll der eigenerzeugte Strom �uberwiegend selbst genutzt werden,

eine Anpassung der Leistung an den Fahrplan des EVU ist auch wegen der ge-

koppelten Erzeugung von Strom und W�arme schierig. Der Regelfall ist daher

die Verg�utung ohne Programmlieferverp
ichtung (Zi�er 4.3). Prinzipiell werden

die Verg�utungss�atze nach Verb�andevereinbarung an die steilste Musterpreisrege-

lung des jeweiligen EVU gekoppelt. Die Vereinbarung enth�alt drei verschiedene

Verg�utungsmodelle:

1. Grundmodell. Sowohl das Grundmodell als auch das Modell f�ur Einspei-

sungen mit schwer vorhersehbarer Leistung sehen einen Arbeits- und einen

Leistungspreis vor. Die Arbeitspreise orientieren sich an den variablen Ko-

sten der Stromerzeugung unter Ber�ucksichtigung der Netzlast. Dabei wird

sowohl zwischen Sommer- und Winterzeit, als auch zwischen Hoch- und

Niedertarifzeiten unterschieden.

Bei der Leistungsverg�utung wurde ein Winter- und ein Sommerpreis ein-

gef�uhrt. Die Betreiber von KWK-Anlagen m�ussen f�ur die Einspeisung von
�Uberschu�strom eine bestimmte Solleistung PSoll f�ur den tari
ichen Winter

und Sommer anmelden. Die Leistungsverg�utung LV richtet sich nach der

Zeit T , in der der Anlagenbetreiber mindestens die Solleistung PSoll in das

Netz eingespeist hat. Der verg�utete Leistungspreis errechnet sich im Winter

aus etwa zwei Drittel des Leistungspreises, der sich f�ur eine Einspeisung mit

8000 h/a ergibt.
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LV = PSoll � LP �
T

TSommer=Winter

(7.5)

Die RWE Energie (1999) kommt danach zum Beispiel auf folgende Lei-

stungsverg�utung:

LVWinter = PSoll;Winter � 156; 50DM=kW �
TWinter

3310h
(7.6)

LVSommer = PSoll;Sommer � 95DM=kW �
TSommer

4690h
(7.7)

Als Arbeitspreis verg�utet die RWE Energie im tari
ichen Winter (Oktober

bis Februar) w�ahrend der Hochtarifzeit (HT) 7,6 Pf/kWh und w�ahrend der

Niedertarifzeit 5,7 (NT) Pf/kWh. Im Sommer werden 5,5 Pf/kWh (HT) und

4,1 Pf/kWh (NT) erstattet. Diese Preise orientieren sich an den kurzfristig

vermiedenen Grenzkosten.

Das Problem bei diesem Modell liegt darin, da� die Leistungsverg�utung bei

schwankenden Einspeisungen sehr gering ausf�allt. Legt der Betreiber eine

kleine Solleistung PSoll fest, kann diese zwar �uber einen gr�o�eren Zeitraum

T erreicht werden, allerdings ist die Leistungverg�utung insgesamt wegen

der geringen Anmeldung klein, denn Leistung, die �uber PSoll hinaus einge-

speist wird, wird nicht verg�utet. Umgekehrt wird der Zeitraum T bei der

Anmeldung einer hohen Leistung PSoll klein.

2. Modell f�ur Einspeisungen mit schwer vorhersehbarer Leistung. Bei dieser

Regelung gelten die gleichen Arbeitspreise wie beim Grundmodell, die Lei-

stungsverg�utung ist jedoch anders geregelt: Der Leistungspreis ist zugun-

sten einer 
exibleren Bestimmung des Leistungsumfangs reduziert:

LV = PSoll � LPred � (1; 4 �
A

PSoll � TWinter=Sommer

� 0; 4) (7.8)

Dabei ist A die Arbeit (in kWh), die die Betreiber bis zu der angemeldeten

Solleistung PSoll in das Netz eingespeist haben. Die �uber die Solleistung hin-

ausgehende Arbeit tr�agt nicht zur Leistungsverg�utung bei. F�ur das Beispiel

der RWE Energie (1999) gelten folgende Konditionen:

LVWinter = PSoll;Winter � 133DM=kW �

(1; 4 �
AWinter

PSoll;Winter � 3310h
� 0; 4) (7.9)
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Stadtwerke Leipzig, Stw. Neckarwerke BEWAG
(Pf/kWh) RWE EWAG und Mainova Hannover Stuttgart (ab 01.10.99)
Sommer HT 7,20 13,77 13,39 11,37 7,38
Sommer NT 5,40 13,77 13,39 5,00 5,44
Winter HT 12,80 13,77 13,39 17,78 9,78
Winter NT 9,60 13,77 13,39 11,37 6,71

Tabelle 7.9: Verg�utungss�atze verschiedener EVU f�ur die Einspeisung von �Uber-

schu�strom in das Niederspannungsnetz bis zu einer Anlagengr�o�e von 30 kW

elektrischer Leistung

LVSommer = PSoll;Sommer � 85; 50DM=kW �

(1; 4 �
ASommer

PSoll;Winter � 4690h
� 0; 4) (7.10)

Auch bei diesem Modell m�ussen die Betreiber die H�ohe der angemeldeten

Solleistung gut abw�agen, da mit einer h�oheren Solleistung zwar ein gr�o�erer

Arbeitsanteil A in die Leistungsverg�utung ein
ie�t, jedoch auch ein h�oherer

Abzug erfolgt (zweiter Term in Gleichung 7.8).

3. Pauschalverg�utung f�ur Klein-Einspeisungen in das Niederspannungsnetz.

Die vorgelagerten EVU k�onnen nach der Verb�andevereinbarung zur Verrin-

gerung des Me�aufwandes den Leistungspreis auf die Arbeitspreise umlegen.

Die meisten EVU haben solche Tarife f�ur Einspeisungen in das Niederspan-

nungsnetz bis etwa 30 kW eingef�uhrt. Tabelle 7.9 auf Seite 89 stellt die

Verg�utungss�atze einiger EVU gegen�uber.

7.6.2 Weitergehende Regelungen einiger EVU

Neben diesen Modellen der Verb�andevereinbarung haben einige regionale und

kommunale EVU weitergehende Regelungen eingef�uhrt. Dabei sollen durch h�ohe-

re Einspeiseverg�utungen die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen f�ur BHKW

verbessert werden. Hintergrund sind meist Programme zur F�orderung der ra-

tionellen Energieverwendung und zur Vermeidung von CO2{Emissionen. Als Bei-

spiele werden hier die Modelle der Mainova AG (ehemal. Stadtwerke Frankfurt)

und der EWAG AG in N�urnberg vorgestellt.

Die EWAG AG hat f�ur Anlagen bis zu 1 MW elektrischer Leistung eine reine

Arbeitsverg�utung eingef�uhrt, die an den Durchschnittserl�os je Kilowattstunde aus

der Stromabgabe von s�amtlichen EVU im Bundesgebiet an alle Letztverbraucher

gekoppelt ist (EWAG AG 1999). Bei diesen Verg�utungss�atzen gibt es keine Un-

terscheidung zwischen Hoch{ und Niedertarifzeiten oder zwischen Sommer{ und

Winters�atzen. F�ur die Einspeisung aus Anlagen mit einer elektrischen Leistung
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Neuregelung der Einspeisevergütung
für Strom aus Kraft-Wärme-Kopplung in Frankfurt am Main

Basis: Durchschnittserlöse je Kilowattstunde
derzeit (1999) 18,36 Pf/kWh

Einspeisungen in der Hoch-Tarifzeit Einspeisungen in der Nieder-Tarifzeit

Leistung
in % der 
Durchschnittserlöse Pf/kWh

in % der 
Durchschnittserlöse Pf/kWh

bis 50 kWel Voll- und 
Teileinspeisung 75% 13,77 75% 13,77

bis 500 kWel Volleinspeiser 75% 13,77 60% 11,02

Teileinspeiser 75% 13,77 55% 10,10

ab 500 bis 
1500 kWel Volleinspeiser 60% 11,02 45% 8,26

Teileinspeiser 50% 9,18 35% 6,43

Tabelle 7.10: Regelung der Einspeiseverg�utung f�ur Strom aus Kraft-W�arme-Kopp-

lung in Frankfurt am Main (Quelle: Energiereferat der Stadt Frankfurt/Main

1999)

bis zu 250 kW wird 75% des Durschnittserl�oses erstattet. Dies entspricht 13,77

Pf/kWh f�ur das Jahr 1999. Gr�o�ere Anlagen mit einer Leistung von 250 kW bis 1

MW bekommen 60% (�11,02 Pf/kWh) f�ur die Einspeisung von �Uberschu�strom

erstattet. Finanziert wird diese Ma�nahme �uber ein CO2{Minderungsprogramm

der Stadt N�urnberg. Danach werden bis zu DM 50.000,- j�ahrlich (Stand 1999) von

der Stadt N�urnberg als F�ordermittel bereitgestellt, um die Kosten zu decken, die

der EWAG durch die �uber die Verb�andevereinbarung hinausgehende Verg�utung

entstehen.12

Die Stadtwerke Frankfurt am Main haben eine �ahnliche Regelung unter Ver-

zicht auf eine Leistungsverg�utung getro�en. F�ur Anlagen bis zu einer elektrischen

Leistung von 50 kW werden durchgehend 75% des Durchschnittserl�oses verg�utet.

Bei gr�o�eren Anlagen h�angt die H�ohe der Verg�utung davon ab, ob der Gesamt-

strom eingespeist wird (Volleinspeiser) oder lediglich der �Uberschu�strom (Tei-

leinspeiser). Au�erdem wird zwischen Einspeisung bei Hoch{ und Niedertarifzeit

unterschieden. In Tabelle 7.10 sind die Verg�utungss�atze dargestellt. �Ahnliche Re-

gelungen �nden sich bei vielen weiteren EVU.

12Nach Verb�andevereinbarung w�urde die EWAG Betreibern von Anlagen bis 30 kW elektri-

scher Leistung in der Hochtarifzeit (Sommer und Winter) 11,6 Pf/kWh und in der Niedertarif-

zeit 5,3 Pf/kWh f�ur �Uberschu�strom verg�uten.
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7.6.3 Auswirkungen der Liberalisierung auf die H�ohe der

Einspeiseverg�utung

Die sinkenden Strompreise infolge der Liberalisierung werden in Zukunft auch die

H�ohe der Einspeiseverg�utung f�ur �Uberschu�strom aus KWK{Anlagen beein
u�-

en. Zum einen werden die Verg�utungss�atze nach der Verb�andevereinbarung aus

der steilsten Musterpreisregelung des jeweiligen EVU's abgeleitet, zum anderen

ist die Einspeisverg�utung bei vielen Sonderregelungen auf kommunaler Ebene an

den durchschnittlichen Stromerl�os aller EVU in Deutschland gekoppelt. Sowohl

f�ur den Referenzfall als auch im Szenario Hohe Preise f�ur �Uberschu�strom

wird daher angenommen, da� die H�ohe der Einspeiseverg�utung direkt an den

durchschnittlichen Strompreis gebunden ist und in den n�achsten Jahren im glei-

chen Ma�e sinken wird. Die hier unterstellte Strompreisentwicklung f�ur Tarifkun-

den und f�ur Sondervertragskunden wird in Kapitel 7.5.1 beschrieben.

7.6.4 Klein{Einspeisungen

F�ur das Mehrfamilienhaus, das an das Niederspannungsnetz angeschlossen ist,

gelten nach der Verb�andevereinbarung die Pauschalverg�utungen f�ur Klein{Ein-

speisungen (s. Tabelle 7.9 auf Seite 89). Im Referenzfall werden die vergleichs-

weise niedrigen Verg�utungss�atze der BEWAG verwendet. F�ur das SzenarioHohe

Preise f�ur �Uberschu�strom orientiert sich die H�ohe des Preises f�ur �Uberschu�-

strom an den weitergehenden Regelungen einiger EVU (vgl. Kapitel 7.6.2), nach

der die Verg�utung im Jahr 1999 bei 13,77 Pf/kWh liegt. F�ur das erste Betriebs-

jahr wird ein Preis von 13,5 Pf/kWh angesetzt.13

7.6.5 Sondervertragskunden

Nach der Verb�andevereinbarung kommt f�ur gr�o�ere KWK{Anlagen das Grund-

modell oder das Modell f�ur Einspeisungen mit schwer vorhersehbarer Leistung

in Frage. Welches der beiden Modelle wirtschaftlicher ist, mu� anhand der Jah-

resganglinien des W�arme{ und Strombedarfs im Einzelfall gepr�uft werden. Nach

Auskunft von mehreren EVU ziehen die meisten Betreiber das Modell f�ur Ein-

speisungen mit schwer vorhersehbarer Leistung dem Grundmodell vor. Im Refe-

renzfall werden die Verg�utungss�atze der RWE Energie zugrunde gelegt.

Im Fall der Industriebetriebe ist die gesamte �ubersch�ussige Strommenge ver-

gleichsweise gering, da die BHKW nur in der Grundlast gefahren werden. Daher

hat der Preis f�ur die Einspeisung von �Uberschu�strom nur geringe Auswirkungen

auf die Wirtschaftlichkeit der Anlage. Bei der Niedrigenergiesiedlung ist die Lei-

stungsverg�utung schon eher von Bedeutung. Die Leistungsverg�utung wird nach

dem Modell f�ur Einspeisungen mit schwer vorhersehbarer Leistung �uberschlagen.

13Dabei wird davon ausgegangen, da� H�andler von �Okostrom einen �ahnlichen Preis zahlen

w�urden.
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Dabei werden die Verg�utungss�atze der RWE Energie vom Stand 1. Juli 1999 (Ar-

beitspreise auf Seite 88, Leistungspreise in den Gleichungen 7.9 und 7.10) f�ur das

erste Betriebsjahr bereits mit einem Abschlag von 3% versehen, um den sinken-

den Strompreisen f�ur Sondervertragskunden im Laufe des Jahres 1999 Rechnung

zu tragen. Im Szenario Hohe Preise f�ur �Uberschu�strom wird wie im Fall

des Mehrfamilienhauses von einem Preis von 13,5 Pf/kWh im ersten Betriebsjahr

ausgegangen.

7.7 Verkauf von Zerti�katen

Zur Zeit wird eine energiepolitische Diskussion dar�uber gef�uhrt, durch welche

Ma�nahmen das CO2{Minderungsziel der Bundesregierung erreicht werden kann.

Dabei wird auch die Einf�uhrung eines Quotenmodells f�ur Strom aus Kraft{

W�arme{Kopplung erwogen. nach diesem Quotenmodell m�ussen alle EVU, die

Strom an Endkunden verkaufen, nachweisen, da� von dem verkauften Strom min-

destens ein Anteil in H�ohe einer staatlich festgelegten Quote in KWK{Anlagen

erzeugt wurde. Der Nachweis erfolgt �uber Zerti�kate, die frei handelbar sind.

Die EVU k�onnen die Quote somit durch Eigenerzeugung von KWK{Strom oder

durch den Kauf entsprechender Zerti�kate erf�ullen. Das Modell wird ausf�uhrlich

in Kapitel 4.1 beschrieben und analysiert. Die wirtschaftlichen Auswirkungen

eines solchen Quotenmodells werden anhand der Referenzobjekte in einer Sensi-

tivit�atsanalyse untersucht (Szenario Quotenmodell).

Die Betreiber von KWK{Anlagen erhalten f�ur jede erzeugte Stromeinheit ein

handelbares Zerti�kat, wobei vorgeschlagen wird, f�ur kleine Anlagen zus�atzliche

ungedeckte Zerti�kate auszustellen (vgl. Tabelle 4.1 auf Seite 29, Traube 1999).

F�ur die eigenerzeugte und selbst genutzte Strommenge mu� die Erf�ullung der

Quote mit Zerti�katen nachgewiesen werden, alle �ubrigen Zerti�kate k�onnen ver-

kauft werden.

Die H�ohe des Zerti�katspreises und sein Verlauf h�angen von einer Reihe von

Faktoren ab, insbesondere von der zu Beginn festgelegten Quote, dem Zeitpfad

der Quotenerh�ohungen, der technologischen Entwicklung und den zuk�unftigen

Investitions{ und Betriebskosten. Hier�uber lassen sich kaum Aussagen tre�en,

dennoch soll die prinzipielle Wirkung eines solchen Quotenmodells untersucht

werden, indem ein bestimmter Preispfad f�ur KWK{Zerti�kate unterstellt wird.

Nach dem Gesetzentwurf von Traube (1998) soll die KWK{Quote zun�achst

auf 12% festgelegt werden. Der Preis spiegelt theoretisch gerade die Grenzko-

sten f�ur die Errichtung einer weiteren KWK{Anlage gegen�uber den Kosten der

konventionellen Stromerzeugung wider.14 Wird �uber die Zeit eine Erh�ohung der

Quote angestrebt, so mu� folglich auch der Zerti�katspreis steigen.

14Durch die Ausgabe zus�atzlicher Zerti�kate f�ur kleine Anlagen liegen die Grenzkosten unter

dem Zerti�katspreis.
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F�ur das SzenarioQuotenmodell wird gesch�atzt, da� sich bei einer Quote von

12% im 1. Betriebsjahr (2000) ein Zerti�katspreis von 3 Pf/kWh einstellt.15 Die

Quote soll in den Folgejahren um 0,5%/a erh�oht werden. Es wird angenommen,

da� sich der Zerti�katspreis hierdurch um j�ahrlich 0,25 Pf/kWh erh�oht. Im Jahr

2012 liegt dann die Quote bei 18% und der Zerti�katspreis bei 6 Pf/kWh.

Durch die Einf�uhrung eines Quotenmodells erh�oht sich das Strompreisniveau

insgesamt etwas, da die EVU nun KWK{Zerti�kate nachweisen oder neue KWK{

Anlagen zubauen m�ussen. Dabei ist zu beachten, da� der Zerti�katspreis nicht

die durchschnittlichen Mehrkosten f�ur die Stromerzeugung in KWK{Anlagen

ausdr�uckt, sondern vielmehr die Grenzkosten f�ur die
"
letzte\ Anlage, die zur

Erf�ullung der Quote errichtet wurde. Mit dem derzeitigen Strompreisnivau wird

in Deutschland bereits ca. 9% der Strommenge in KWK{Anlagen erzeugt. Durch

den Zubau von KWK{Anlagen bis zu einem Anteil von 12% entstehen Mehrko-

sten, die sich in dem Zerti�katspreis ausdr�ucken. Das durchschnittliche Strom-

preisniveau wird entsprechend um z � (qneu � q0) ansteigen, wobei z der Zerti�-

katspreis, qneu die eingef�uhrte Quote und q0 der Anteil des KWK{Stroms an der

Stromerzeugung ohne Quotensystem ist.

15Traube schl�agt vor, eine Schwankungsbreite f�ur den Zerti�katskurs von 2{5 Pf/kWh vor-

zugeben und diese ggf. durch Marktintervention des zust�andigen Amtes einzuhalten.
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Kapitel 8

Berechnungsmethode

8.1 Darstellung der Berechnungsmethode

In Kapitel 7 wurden alle relevanten Kostenfaktoren f�ur die Anscha�ung und den

Betrieb von KWK{Anlagen abgesch�atzt. Im folgenden wird die Methode darge-

legt, mit der aus diesen Daten die Wirtschaftlichkeit von KWK{Anlagen f�ur alle

Referenzobjekte ermittelt wird.

Um die Wirtschaftlichkeit von KWK{Anlagen bewerten zu k�onnen, werden

die Gesamtkosten mit einer KWK{Anlage den Kosten ohne eine KWK{Anlage

(Verlgeichssystem) gegen�ubergestellt. In Abbildung 5.1 auf Seite 42 sind die bei-

den Systeme dargestellt. Als Vergleichsgr�o�e werden hier die Kosten zur Deckung

des Strombedarfs gew�ahlt.1 Im Vergleichssystem m�ussen so nur die Kosten f�ur

den Vollstrombezug bestimmt werden.

In dem System mit KWK{Anlage fallen einerseits gegen�uber dem Vergleich-

system durch die Anscha�ung und den Betrieb der KWK{Anlage zus�atzliche

Kosten an. Andererseits kommen den Betreibern Erl�ose aus dem Verkauf von
�Uberschu�strom (und ggf. KWK{Zerti�katen) zu und werden Kosten gegen�uber

dem Vergleichssystem vermieden: Durch die Strom- und W�armeerzeugung mu�

weniger W�arme in dem Zusatzkessel bereitgestellt werden und die Strombezugs-

kosten k�onnen verringert werden.

Zur Bestimmung der Kosten zur Deckung des Strombedarfs wird in Anleh-

nung an die VDI{Richtilinie 2067 ein dynamisches Verfahren angewandt, mit dem

die j�ahrlich unterschiedlichen Kosten zu einem �nanzmathematischem Durch-

schnittswert nivelliert werden.2 Die Vorgehensweise ist in Abbilung 8.1 sche-

1Die Stromerzeugungskosten des BHKW bieten sich als Vergleichsgr�o�e nicht an, denn die

Wirtschaftlichkeit ergibt sich aus dem Deckungsanteil und den Stromerzeugungskosten: Bei

einem kleinen BHKW mit sehr niedrigen Stromerzeugungskosten und einem kleinen Deckungs-

anteil am Strom{ und W�armebedarf k�onnen die durchschnittlichen Kosten zur Deckung des

Strombedarfs gr�o�er sein als bei einem gr�o�eren BHKW mit h�oheren Stromerzeugungskosten,

aber auch einem gr�o�eren Deckungsanteil.
2Die VDEW (1987) verwendet f�ur die Berechnung von durchschnittlichen Stromgestehungs-

95
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Abbildung 8.1: Schematische Darstellung des Modells zur Berechnung der Wirt-

schaftlichkeit von BHKW
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matisch dargestellt. Der wesentliche Unterschied zwischen der hier verwendeten

Berechnungsmethode und der VDI{Richtlinie 2067 besteht darin, da� die VDI

2067 grunds�atzlich von einer W�armef�uhrung ausgeht. Diese Annahme hat weit-

reichende Konsequenzen und f�uhrt unter Umst�anden zu Fehlentscheidungen bei

der Auslegung und dem Betrieb der Anlagen, da gerade bei niedrigen Preisen f�ur
�Uberschu�strom eine W�armef�uhrung h�au�g unwirtschaftlich ist.

Bei der hier verwendeten Berechnungsmethode wird ein komplettes Betriebs-

jahr simuliert und dabei mit Hilfe eines Algorithmus die optimale Betriebsweise

bestimmt. Die optimale Betriebsweise h�angt von dem Strom{ und W�armebedarf

und den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ab. Sowohl Strom{ und W�armebe-

darf, als auch wichtige wirtschaftliche Rahmenbedingungen wie Verg�utungss�atze

f�ur �Uberschu�strom oder Arbeitspreise f�ur den Strombezug unterliegen tageszeit-

lichen und jahreszeitlichen Schwankungen.

Daher wird die optimale Betriebsweise mit Hilfe des Algorithmus f�ur jede

Viertelstunde einzeln ermittelt: In einem ersten Schritt wird bestimmt, ob sich

der Betrieb der KWK{Anlage �okonomisch lohnt oder die Abschaltung mit Fremd-

strombezug und W�armeerzeugung im Zusatzkessel g�unstiger ist. Ist der Betrieb

der Anlage wirtschaftlich, wird in einem zweiten Schritt die optimale Fahrweise

ermittelt. Diese Vorgehensweise ist recht aufwendig, hat jedoch den Vorteil, da�

�okonomisch wichtige Daten { wie etwa die j�ahrliche Strom{ und W�armeproduk-

tion, der Erl�os aus dem Verkauf von �Uberschu�strom oder die Kosten f�ur Zusatz{

und Reservestrombezug { genau bestimmt werden k�onnen.

Die Simulationsrechnung wird f�ur ein m�oglichst repr�asentatives Betriebsjahr

durchgef�uhrt, das im folgenden als Basisjahr bezeichnet wird. Die Ergebnisse aus

der Simulation des Basisjahres werden dann auf die gesamte Betriebszeit �uber-

tragen. Dabei werden mit Hilfe der kalkulatorischen Abschreibungszeit und des

kalkulatorischen Zinssatzes aus den Kosten und Preisen in den einzelnen Jah-

ren �nanzmathematisch durchschnittliche Werte gebildet. Die daraus ermittelten

durchschnittlichen j�ahrlichen Kosten werden auf den j�ahrlichen Strombedarf be-

zogen. Als Ergebnis werden die durchschnittlichen Stromkosten des Systems mit

KWK{Anlage den durchschnittlichen Stromkosten bei Vollstrombezug gegen�uber

gestellt.

Im folgenden wird zun�achst der Algorithmus zur Bestimmung der optimalen

Betriebsweise detailliert dargestellt. Nach der Wahl eines geeigneten Basisjahrs

in Abschnitt 8.3 werden die f�ur die Simulationsrechnung ben�otigten variablen

Kosten und Preise im Basisjahr bestimmt (Abschnitt 8.4). In den Abschnitten

8.5 und 8.6 werden die durchschnittlichen j�ahrlichen Kosten und schlie�lich die

Kosten zur Deckung des Strombedarfs berechnet. In Abschnitt 8.7 werden f�ur

alle Referenzobjekte geeignete KWK{Anlagen gew�ahlt. Dabei wird auf die be-

kosten die gleiche Methode, geht dabei nur einen in Deutschland etwas �ublicheren Weg, der zu

exakt dem gleichen Ergebnis f�uhrt: Die �nanzmathematisch durchschnittlichen Kosten werden

gebildet, indem der Barwert aller Nettokosten durch den Barwert der erzeugten Strommenge

geteilt wird.
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sondere Problematik bei der Dimensionierung von KWK{Anlagen eingegangen

und beispielhaft eine Optimierung f�ur die Niedrigenergiesiedlung durchgef�uhrt.

8.2 Bestimmung der optimalen Betriebsweise

Kraft{W�arme{Kopplungsanlagen k�onnen in verschiedener Weise betrieben wer-

den. In der Regel werden Anlagen strom{ oder w�armegef�uhrt gefahren, d.h. die

erzeugte Leistung der Anlage richtet sich nach dem Strom{ oder W�armebedarf.

Dar�uber hinaus gibt es f�ur bestimmte Anlagenkon�gurationen (insbesondere bei

Anlagen mit gro�en Pu�erspeicher) noch komplexere Fahrweisen, die sich sowohl

am W�arme{ als auch am Strombedarf orientieren.

Welche Fahrweise f�ur die Betreiber der Anlagen am kosteng�unstigsten ist,

h�angt von variablen Betriebskosten, von dem Strom{ und W�armebedarf sowie

von den technischen Gegebenheiten der Anlage ab. Investitionskosten und �xe

Betriebskosten spielen hingegen keine Rolle, da sie nach Inbetriebnahme der An-

lage durch die Fahrweise nicht mehr beein
u�t werden k�onnen.

Im folgenden wird ein Algorithmus entwickelt, mit dessen Hilfe zu jedem Be-

triebszeitpunkt unter Ber�ucksichtigung der relevanten Kosten und technischen

Beschr�ankungen die optimale Fahrweise f�ur die KWK{Anlage bestimmt werden

kann. Die optimale Fahrweise mu� laufend neu ermittelt werden, da sowohl der

Strom{ und W�armebedarf als auch die Preise f�ur Strombezug und Stromverkauf

tageszeitlichen und jahreszeitlichen Schwankungen unterliegen. Der Algorithmus

wird daher auf alle Viertelstundenwerte des Basisjahrs angewandt. Zur Vereinfa-

chung der Berechnung wurden folgenden Annahmen getro�en:

� Die Stromkennzahl (das Verh�altnis der erzeugten W�armeleistung zur elek-

trischen Leistung) ist konstant, d.h. die Stromproduktion ist proportional

zur W�armeerzeugung. In der Realit�at h�angt die Stromkennzahl von der

Auslastung der Anlage ab. Bei gro�en Anlagen ist die Stromkennzahl z.T.

variabel, da je nach W�armenachfrage unterschiedliche Dampfmengen ange-

zapft werden k�onnen.

� Die variablen Kosten der Stromerzeugung werden aus den variablen War-

tungskosten und den Brennsto�kosten ermittelt und sind innerhalb eines

Betriebsjahres konstant. Kosten, die durch Verluste beim An{ und Abfah-

ren der Anlage, bei Last�anderungen oder durch Teillastbetrieb entstehen,

werden �uber einen typischen durchschnittlichen Nutzungsgrad ber�ucksich-

tigt. In dem Algorithmus wird der Ein
u� der Fahrweise auf den Nutzungs-

grad vernachl�assigt.

� Der Zusatzkessel kann eine beliebige W�armeleistung ohne Stufen erzeugen.

Gerade bei kleinen Anlagen kommen jedoch h�au�g Stufenbrenner in Kom-

bination mit einem Pu�erspeischer zum Einsatz.
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� Der Jahressimulation werden die Daten aus einem repr�asentativen Jahr zu-

grunde gelegt. Das ausgew�ahlte Basisjahr entspricht sowohl hinsichtlich der

Verbrauchswerte als auch hinsichtlich der Kosten und Preise einem durch-

schnittlichen Jahr. Es wird angenommen, da� die Fahrweise und die Aus-

lastung der Anlage in allen anderen Betriebsjahren genau dem Basisjahr

entspricht (vgl. Kapitel 8.3 auf Seite 103).

� Der Ein
u� des BHKW{Betriebs auf den Leistungsanteil der Strombezugs-

kosten wird in dem Algorithmus zur Bestimmung der optimalen Betriebs-

weise nicht ber�ucksichtigt. Denkbar w�are jedoch auch eine Fahrweise, die

bewu�t Leistungsspitzen abf�ahrt, um den Leistungsanteil an den Strom-

bezugskosten zu senken. Hierf�ur ist allerdings eine K�uhleinrichtung emp-

fehlenswert, da die Stromspitzen auch bei einem geringem W�armebedarf

auftreten k�onnen.

� Es wird vorausgesetzt, da� der Betrieb der KWK{Anlage durch eine Soft-

ware geregelt wird, die nach dem Prinzip des hier verwendeten Algorithmus

alle relevanten Kosten und Preise ber�ucksichtigt.

In dem Algorithmus wird in einem ersten Schritt festgestellt, ob der Betrieb

der KWK{Anlage technisch m�oglich und kosteng�unstiger ist als die Alternative

Strombezug mit W�armebereitstellung im Zusatzkessel. In einem zweiten Schritt

wird dann die optimale Betriebsweise ermittelt.

8.2.1 Einsatz des BHKW

Zun�achst mu� ermittelt werden, ob sich die Nutzung des BHKW gegen�uber der

Alternative Strombezug mit W�armeerzeugung im Zusatzkessel wirtschaftlich ge-

stalten l�a�t. Dies h�angt neben den Kosten und Preisen vor allem auch von der

H�ohe des Strom{ und W�armebedarfs ab. Abbildung 8.2 auf Seite 100 stellt sche-

matisch die folgenden �Uberlegungen dar. Drei Bedingungen m�ussen f�ur einen

wirtschaftlichen Betrieb erf�ullt sein:

1. Der W�armebedarf PW mu� mindestens so gro� wie die technisch minimale

W�armeleistung des BHKW PW;BHKW;min sein, da die �ubersch�ussige W�arme

sonst nur �uber zus�atzliche K�uhlaggregate abgef�uhrt werden k�onnte.

2. Die variablen Stromerzeugungskosten in dem BHKW3 cBHKW m�ussen ge-

ringer sein als die Strombezugskosten cBez.

3. Ist der Strombedarf Pel gr�o�er als die technisch minimale elektrische Lei-

stung des BHKW Pel;BHKW;min, so ist der Betrieb des BHKW mit 1. und 2.

3Hierin ist neben den Brennsto�kosten und den variablen Instandhaltungs{ und Wartungs-

kosten auch eine Gutschrift f�ur die vermiedenen W�armeerzeugungskosten enthalten.
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Abbildung 8.2: Algorithmus zur Entscheidung �uber den Einsatz der KWK{Einheit

wirtschaftlich, da die eigenen Stromerzeugungskosten kleiner als die Kosten

f�ur den Strombezug sind.

4. Wenn dies nicht der Fall ist (der Strombedarf Pel ist kleiner als die tech-

nisch minimale elektrische Leistung des BHKW Pel;BHKW;min), mu� gepr�uft

werden, ob der Betrieb mit dieser Minimalleistung kosteng�unstiger als die

Abschaltung des BHKW ist. Dies h�angt vor allem davon ab, ob der Verkauf

von �Uberschu�strom wirtschaftlich ist, d.h. ob die variablen Stromerzeu-

gungskosten in dem BHKW cBHKW geringer als der Preis f�ur den Verkauf

von �Uberschu�strom pEinsp sind. Tri�t dies zu, ist der Betrieb wirtschaft-

lich, da der Erl�os aus dem Verkauf von Strom gr�o�er ist als die enstandenen

Kosten.

Der Betrieb des BHKW kann allerdings auch dann wirtschaftlich sein,

wenn dies nicht der Fall ist, da die Strombezugskosten cBez h�au�g deut-

lich �uber den Preisen f�ur den Verkauf von �Uberschu�strom liegen. Die

Strombezugskosten (Pel � cBez) m�ussen daher mit den Stromerzeugungsko-

sten bei Minimalleistung (Pel;BHKW;min � cBHKW ) unter Ber�ucksichtigung

des Erl�oses aus dem Verkauf der �ubersch�ussig produzierten Strommenge

(pEinsp � (Pel;BHKW;min � Pel)) verglichen werden.
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Abbildung 8.3: Algorithmus zur Bestimmung der wirtschaftlich optimalen Be-

triebsweise von BHKW

8.2.2 Optimale Betriebsweise

F�ur den Betrieb eines BHKW mit den hier getro�enen Annahmen kommen fol-

gende Betriebsweisen in Frage:

� W�armef�uhrung mit Strombezug. Das BHKW deckt alleine den W�armebe-

darf PW ab. Der Strombedarf Pel ist gr�o�er als die erzeugte elektrische

Leistung Pel;BHKW , es wird zus�atzlicher Strom bezogen.

� W�armef�uhrung mit Stromeinspeisung.Das BHKW deckt alleine denW�arme-

bedarf PW ab. Der Strombedarf Pel ist kleiner als die erzeugte elektrische

Leistung Pel;BHKW . �Ubersch�ussiger Strom wird verkauft.

� Vollast mit Strombezug. W�arme{ und Strombedarf sind gr�o�er als die Er-

zeugungsleistung bei Vollast. Zus�atzlicher Strom wird bezogen, der Zusatz-

kessel deckt den zus�atzlichen W�armebedarf.

� Vollast mit Stromeinspeisung.DerW�armebedarf ist gr�o�er, der Strombedarf

geringer als die Erzeugungsleistung des BHKW bei Vollast. Der zus�atzli-

che W�armebedarf wird durch den Zusatzkessel gedeckt, der �ubersch�ussige

Strom wird verkauft.
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Wärmeführung mit Strombezug 0 1 0 -
1 0 0 -

Wärmeführung mit Stromeinspeisung 1 1 0 -
Vollast mit Strombezug 1 0 1 -

0 1 1 -
0 0 - 1

Vollast mit Stromeinspeisung 1 1 1 -
Stromgeführt 0 0 - 0

Tabelle 8.1: Ermittlung der optimalen Betriebsweise aus technischen und �okono-

mischen Rahmenbedingungen

� Stromf�uhrung. Das BHKW deckt den Strombedarf alleine ab. Der W�arme-

bedarf, der �uber die W�armeerzeugung in dem BHKW hinausgeht, wird

durch den Zusatzkessel gedeckt. Ist der Strombedarf kleiner als die elektri-

sche Minimalleistung des BHKW, wird �ubersch�ussiger Strom verkauft.

In Abbildung 8.3 auf Seite 101 ist der Algorithmus zur Bestimmung der op-

timalen Betriebsweise schematisch dargestellt. In Tabelle 8.1 ist au�erdem auf-

gef�uhrt, welche Betriebsweise unter welchen �okonomischen und technischen Be-

dingungen am g�unstigsten ist.

Angelpunkt f�ur die Ermittlung der optimalen Betriebsweise ist die Frage, ob

der Verkauf von �ubersch�ussigem Strom wirtschaftlich ist. Dies ist dann der Fall,

wenn die variablen Stromerzeugungskosten in dem BHKW cBHKW kleiner sind

als der Preis f�ur �Uberschu�strom pV erkauf . Desweiteren h�angt die wirtschaftlich

optimale Betriebsweise von dem W�arme{ und Strombedarf und der Nennleistung

der Anlage (PW;BHKW;max
�= ~PW bzw. Pel;BHKW;max

�= ~Pel) ab.

EineW�armef�uhrung kommt grunds�atzlich dann in Frage, wenn der W�arme-

bedarf PW kleiner als die Nennleistung des BHKW ~PW (�= PW;BHKW;max) ist.

Ist der Verkauf von �Uberschu�strom wirtschaftlich, so wird Strom eingespeist,

wenn die Stromproduktion Pel;BHKW gr�o�er ist als der Strombedarf Pel, andern-

falls wird Strom bezogen. Lohnt sich der Verkauf von �Uberschu�strom, macht

eine W�armef�uhrung mit Stromeinspeisung keinen Sinn. Allenfalls wird Strom

bezogen, wenn der Strombedarf Pel gegen�uber dem W�armebedarf PW f�ur eine

Stromf�uhrung zu gro� ist.

F�ur den Betrieb bei Vollast (Nennleistung) mu� der W�armebedarf PW die

Nennleistung des BHKW ~PW �ubersteigen oder ihr gerade entsprechen. Ist der
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Verkauf von �Uberschu�strom wirtschaftlich, so wird die Anlage in jedem Fall auf

Vollast gefahren. Je nach dem, ob der Strombedarf Pel dann gr�o�er oder klei-

ner als die Nennleistung der Anlage ~Pel (�= Pel;BHKW;max) ist, wird Zusatzstrom

bezogen oder �Uberschu�strom verkauft. Wenn der Verkauf von �Uberschu�strom

unwirtschaftlich ist, so ist der Betrieb bei Vollast nur dann sinnvoll, wenn auch

Strombedarf Pel die elektrische Nennleistung des BHKW ~Pel �ubersteigt.

Eine Stromf�uhrung kommt nur in Frage, wenn der Verkauf von �Uberschu�-

strom unwirtschaftlich ist, der Strombedarf kleiner als die elektrische Nennlei-

stung ist und ein ausreichender W�armebedarf vorhanden ist (andernfalls m�u�te

die W�arme weggek�uhlt werden). Bei der Stromf�uhrung ist auch der Verkauf von
�Uberschu� m�oglich, wenn der Strombedarf kleiner als die elektrische Minimal-

leistung Pel;BHKW;min der Anlage ist und die Abschaltung mit Strombezug im

Vergleich teurer ist (vgl. die vierte Bedingung in Abschnitt 8.2.1).

8.3 Wahl des Basisjahres

Der Betrieb des BHKW wird in einem Basisjahr simuliert. Die in dem Basisjahr

gewonnen Daten werden auf alle anderen Betriebsjahre extrapoliert. Dabei wird

zwar die Entwicklung der Preise und Kosten �uber die Betriebszeit ber�ucksichtigt,

nicht jedoch die R�uckwirkung ver�anderter Preise und Kosten auf die Betriebswei-

se des BHKW. Aus diesem Grund ist die Wahl eines m�oglichst repr�asentativen

Betriebsjahres wichtig.

In Abbildung 8.4 auf Seite 104 ist am Beispiel der Industriebetriebe indiziert

dargestellt, wie sich alle relevanten Kosten und Preise im Referenzfall �uber die

Betriebszeit entwickeln. Aufgrund der Liberalisierung sinken mit der Zeit sowohl

die Strombezugskosten als auch der Preis f�ur den Verkauf von �Uberschu�strom.

Die Brennsto�kosten, die Wartungskosten und die Mineral�olsteuer steigen hin-

gegen leicht an. Unter diesen Rahmenbedingungen (ohne Ber�ucksichtigung der

Stromsteuer) verringern sich die j�ahrlichen Deckungsbeitr�age mit der Zeit: Bei

steigenden Brennsto�preisen und Wartungskosten erh�ohen sich die Stromerzeu-

gungskosten, die dann gegen sinkende Strompreise konkurrieren m�ussen.

Die Stromsteuer federt diese Entwicklung auf doppelte Weise ab: Zum einen

entf�allt die Stromsteuer f�ur die eigenerzeugte Strommenge bei BHKW unter 700

kW elektrischer Leistung. Hierdurch erh�alt der eigenerzeugte Strom gegen�uber

dem Fremdbezug indirekt eine Gutschrift. Zum anderen wird das Absinken der

Strompreise durch die sukzessive Erh�ohung der Stromsteuer etwas abgefangen.

Im Fall der Industriebetriebe ist dieser zweite E�ekt eher von geringer Bedeutung,

da der erm�a�igte Stromsteuersatz im Vergleich zur Strompreissenkung infolge der

Liberalisierung gering ist. Bei den Haushaltskunden sieht es schon anders aus: Die

Stromsteuers�atze sind h�oher und die Strompreissenkung infolge der Liberalisie-

rung ist geringer.

Trotz der unterschiedlichen Entwicklung der wirtschaftlich wichtigen Ein
u�-
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Abbildung 8.4: Nominale Entwicklung der relevanten Kosten und Preise f�ur den

Betrieb der KWK{Anlagen

gr�o�en in Abbildung 8.4 �andert sich die Auslastung und Fahrweise der KWK{

Anlagen �uber die Betriebszeit nur geringf�ugig. Im Fall des Industriebetrieb A

und des Mehrfamilienhauses bleibt die Auslastung praktisch konstant, bei dem

Industriebetrieb B sinkt sie bis zum letzten Betriebsjahr um insgesamt 1,6%, bei

der Niedrigenergiesiedlung um 0,8%. Die Wahl des Basisjahrs hat somit kaum

Ein
u� auf das Ergebnis der Jahressimulation. Bei allen Simulationsrechnungen

kann daher das erste Betriebsjahr als Basisjahr verwendet werden.

8.4 Variable Kosten und Preise im Basisjahr

Mit Hilfe des in Kapitel 8.2 entwickelten Algorithmus wird in der Simulationsrech-

nung im Basisjahr f�ur jede Viertelstunde die optimale Betriebsweise der Anlage

betsimmt. Aus der Summation der Ergebnisse f�ur jeden Viertelstundenwert wer-

den charakteristische Betriebsgr�o�en f�ur das Basisjahr gewonnen. Um mit Hilfe

einer Extrapolation die Kosten des Gesamtsystems zu bestimmen, sind einige

Betriebsg�o�en des Basisjahres von besonderem Interesse. Hierzu z�ahlen:

� Die in dem BHKW produzierten Strom{ und W�armemengen,

� die Menge an verkauftem �Uberschu�strom und der daraus gewonnene Erl�os,
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� die bezogene Menge an Reservestrom und die Dauer der Inanpruchnahme

von Reserveleistung,

� die Menge an bezogenem Zusatzstrom sowie die Monatsh�ochstleistungen in

1/4{Stunden{Werten bzw. die 96{Stunden{Leistungswerte f�ur den Strom-

bezug

Um diese Gr�o�en mit Hilfe der Simulation zu ermitteln, werden in dem ent-

wickelten Algorithmus alle relevanten Kosten und Preise f�ur das Basisjahr ben�o-

tigt. Die Bestimmung dieser Gr�o�en wird im folgenden dargelegt. Dabei werden

alle Gr�o�en, die sich auf das Basisjahr beziehen, mit einem
"
Dach\ (â) gekenn-

zeichnet.

Variable Stromerzeugungskosten des BHKW

In die variablen Stromerzeugungskosten des BHKW ĉBHKW 
ie�en Brennsto�-

kosten, Instandhaltungs{ und Wartungskosten, vermiedene W�armeerzeugungs-

kosten und ggf. auch Mineral�olsteuern, Stromsteuern und Gutschriften aus dem

Verkauf von KWK{Zerti�katen ein.

Die Brennsto�kosten ĉBHKW;Br in Pf/kWhel ergeben sich aus dem Brennsto�-

preis p̂Br und dem durchschnittlichen elektrischen Nutzungsgrad �N;el. Zu dem

Brennsto�preis kommt unter Umst�anden eine Mineral�olsteuer t̂Erdgas;BHKW hin-

zu:

ĉBHKW;Br =
p̂Br + t̂Erdgas;BHKW

�N;el
(8.1)

Mit jeder kWh Strom, die in dem BHKW erzeugt wird, werden durch die

gekuppelte W�armeerzeugung Brennsto�kosten und ggf. auch Zahlungen f�ur Mi-

neral�olsteuern im Zusatzkessel vermieden:

ĉBHKW;VK =
ĉZK

s

=
p̂Br + t̂Erdgas;ZK

�N;ZK
�
1

s
(8.2)

Dabei sind ĉBHKW;VK die vermiedenen W�armeerzeugungskosten in Pf/kWhel,

ĉZK die variablen W�armeerzeugungskosten im Zusatzkessel, s die Stromkennzahl,

t̂Erdgas;ZK der Erdgassteuersatz zur Erzeugung von W�arme im Zusatzkessel und

�N;ZK der durchschnittliche Nutzungsgrad des Zusatzkessels.

Bei Einf�uhrung eines Quotensystem erhalten die Betreiber von KWK{Anlagen

f�ur jede produzierte kWh Strom ein Zerti�kat, das auf dem Markt zu dem Kurs

ẑ gehandelt wird. F�ur die Strommenge, die in dem BHKW erzeugt und selbst
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genutzt wird, mu� die staatlich festgelegte Quote q̂ an Zerti�katen nachgewie-

sen werden. �Ubersch�ussige Zerti�kate k�onnen zum Preis ẑ verkauft werden. Bei

Anlagen mit einer elektrischen Leistung unter 1 MW werden pro erzeugter kWh

Strom � zus�atzliche Zerti�kate ausgestellt. F�ur den erzeugten Strom, der selbst

genutzt wird oder an andere Letztverbraucher verkauft wird, ergibt sich folgende

Gutschrift:

ĝz = ẑ � (1 + �� q̂) (8.3)

Wird der �Uberschu�strom hingegen im Sinne der Verb�andevereinbarung in das

Netz des vorgelagerten EVU eingespeist, m�ussen die Betreiber f�ur diese Strom-

menge die KWK{Quote nicht erf�ullen. Die Gutschrift betr�agt dann ẑ � (1 + �)

und ist somit um q̂ � ẑ gr�o�er.

Die variablen Stromerzeugungskosten des BHKW im Basisjahr ĉBHKW erge-

ben sich mit den Gleichungen 8.1, 8.2 und 8.3 schlie�lich zu

ĉBHKW = ĉBHKW;Br + ĉBHKW;Wart + t̂Strom;BHKW � ĉBHKW;VK � ĝz

=
p̂Br � t̂Erdgas;BHKW

�el
+ ĉBHKW;Wart + t̂Strom;BHKW �

p̂Br + t̂Erdgas;ZK

�N;ZK � s
� ẑ � (1 + �� q̂): (8.4)

Hierin sind ĉBHKW;Wart die variablen Warungskosten, t̂Strom;BHKW ist der

Stromsteuersatz, soweit die Anlage vom Stromsteuergesetz erfa�t wird.

Strombezugskosten und Verkauf von �Uberschu�strom

Die variablen Strombezugskosten im Basisjahr ĉBez setzen sich aus dem Netto-

strompreis p̂Bez;Netto und dem Stromsteuersatz t̂Strom;Bezug f�ur das betre�ende

Referenzobjekt zusammen:

ĉBez = p̂Bez;Netto + t̂Strom;Bezug (8.5)

Bei dem Verkaufspreis f�ur �Uberschu�strom p̂V erkauf ist lediglich zu beachten,

ob bei einer Betrachtung des Quotenmodells der Strom an Letztverbraucher ver-

kauft wird oder an einen Stromh�andler oder ein EVU.

8.5 Bestimmung der j�ahrlichen Kosten

Zur Bestimmung der Kosten zur Deckung des Strombedarfs mit der KWK{Anlage

und imVergleichssystem m�ussen aus den Ergebnissen der Jahressimulation zun�achst
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die durchschnittlichen j�ahrlichen Kosten ermittelt werden. Diese werden dann auf

den j�ahrlichen Strombedarf bezogen.

F�ur das Vergleichssystem werden lediglich die j�ahrlichen Kosten f�ur den Voll-

strombezug bestimmt. F�ur die KWK{Anlage m�ussen kapitalgebundene Kosten,

Brennsto�kosten, Instandhaltungs{ und Wartungskosten, vermiedene W�armeer-

zeugungskosten, Kosten f�ur Zusatz{ und Reservestrombezug, Erl�ose aus dem Ver-

kauf von �Uberschu�strom und ggf. Erl�ose aus dem Verkauf von KWK{Zerti�katen

ermittelt werden. Aufwendungen f�ur die Stromsteuer werden bei dem Strombezug

ber�ucksichtigt, die Erdgassteuer 
ie�t in die Brennsto�kosten und die vermiede-

nen W�armeerzeugungskosten ein.

Die meisten Kostenfaktoren { wie Brennsto�preise, Stromsteuers�atze, usw. {

unterliegen einer Dynamik und �andern sich in jedem Jahr. Daher unterscheiden

sich auch die j�ahrlichen Kosten in allen Betriebsjahren. Ziel dieser Arbeit ist es,

die durchschnittlichen Kosten mit einem BHKW den durchschnittlichen Kosten

ohne BHKW gegen�uberzustellen. Um �uber die Betriebszeit repr�asentative, durch-

schnittliche Kosten zu ermitteln, werden in Anlehnung an eine Methode, die das

Electric Power Research Institute (EPRI) entwickelt hat und die bei Tsatsaronis

(1996) dokumentiert ist, alle Preise und Kostenfaktoren �uber die Betriebszeit ni-

velliert. Es werden sogenannte �nanzmathematisch durchschnittliche Preise und

Kostenfaktoren gebildet.

Dies soll f�ur den Fall steigendender Brennsto�preise erl�autert werden. Aus

den Brennsto�preisen aller Betriebsjahre pBr;n wird mit dem kalkulatorischen

Zinssatz i ein Barwert gebildet. Dabei wird als relevante Betriebszeit die kalkula-

torische Abschreibungszeit nA verwendet, da f�ur die Investitionsentscheidung nur

die Kosten aus diesem Zeitraum von Interesse sind. Der so gebildete Barwert wird

dann in einen �uber die Betriebszeit konstanten Brennsto�preis �pBr umgerechnet,

indem er mit dem Annuit�atenfaktor multipliziert wird:

�pBr = a �
nAX
n=1

pBr;n

(1 + i)n
(8.6)

wobei

a =
i � (1 + i)nA

(1 + i)nA � 1
(8.7)

Der so gebildete nivellierte Brennsto�preis �pBr ist f�ur die erwartete Betriebs-

zeit repr�asentativ, da er einen �nanzmathematischen Durchschnitt der Brenn-

sto�preise aus den einzelnen Jahren wiedergibt. Mit Hilfe solcher Kostennivellie-

rungen werden im folgenden die j�ahrlichen Kosten bestimmt.

8.5.1 Kapitalgebundene Kosten

Die j�ahrlichen kapitalgebundenen Kosten setzen sich zusammen aus den Investi-

tionskosten f�ur das BHKW und ggf. den vermiedenen Investitionskosten beim
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Zusatzkessel (vgl. Kapitel 7.1 und 7.4).

Die Investitionskosten f�ur das BHKW h�angen von der elektrischen Nennlei-

stung der Anlage ~Pel und der Anzahl der Module nM ab. Mit Gleichung 7.1 auf

Seite 65 und unter Ber�ucksichtigung des Kostendegressionsfaktors f (s. Seite 65)

und der Kosten f�ur Planung und bauliche Ma�nahmen von 12% lassen sich die

Investitionskosten f�ur das BHKW zu

IBHKW = nM � f(nM) � 8724 � ~P 0;676
el � 1; 12 (8.8)

zusammenfassen.

Bei Verwendung mehrerer BHKW{Module kann der Zusatzkessel kleiner di-

mensioniert werden, da f�ur die Zuverl�assigkeit der W�armeversorgung im allge-

meinen eine einfache Redundanz ausreicht. Die beim Zusatzkessel vermiedenen

Investitionskosten ergeben sich aus der Di�erenz der Kosten f�ur einen Zusatzkes-

sel ohne und mit zus�atzlichen BHKW{Modulen. Mit Gleichung 7.3 auf Seite 74

betragen die vermiedenen Investitionskosten

�IZK = 1300�
h
P 0;774
W;max � (PW;max � (nM � 1) � ~PW )

0;774
i
: (8.9)

Die j�ahrlichen kapitalgebundenen Kosten �CK werden mit Hilfe des Annuit�aten-

faktors a aus den Nettoinvestitionskosten bestimmt:

�CK = (IBHKW ��IZK) � a (8.10)

8.5.2 Brennsto�kosten

Die j�ahrlichen Brennsto�kosten werden aus dem Brennsto�verbrauch im Basis-

jahr B̂ und dem nivellierten (�nanzmathematisch durchschnittlichen) Brennsto�-

preis �pBr bestimmt. Der Brennsto�verbrauch kann aus dem Nutzungsgrad der

Gesamtanlage �N;Ges und den Strom{ und W�armemengen ŴBHKW und Q̂BHKW ,

die das BHKW im Basisjahr bereitgestellt hat, ermittelt werden:

B̂ =
Q̂BHKW + ŴBHKW

�N;Ges
(8.11)

Der nivellierte Brennsto�preis �pBr wird nach Gleichung 8.6 berechnet. Die

durchschnittlichen j�ahrlichen Brennsto�kosten �CBr ergeben sich dann zu

�CBr = B̂ � �pBr

=
Q̂BHKW + ŴBHKW

�N;Ges
� a �

nAX
n=1

pBr;n

(1 + i)n
: (8.12)
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8.5.3 Instandhaltungs{ und Wartungskosten

Die durchschnittlichen j�ahrlichen Kosten f�ur Instandhaltung und Wartung �CWart

werden nach dem gleichen Prinzip wie die Brennsto�kosten aus einer �nanzma-

thematischen Nivellierung �uber die Betriebszeit gewonnen. F�ur den Betrieb des

BHKW wird der Abschlu� eines Vollwartungsvertrags unterstellt, nach dem nur

variable Instandhaltungs{ und Wartungskosten in Abh�angigkeit von der erzeug-

ten elektrischen Arbeit anfallen (vgl. Kapitel 7.3). Die Vermeidung von �xen

Instandhaltungs{ und Wartungskosten im Zusatzkessel wird vernachl�assigt.

Aus den j�ahrlichen spezi�schen Instandhaltungs{ und Wartungskosten cWart;n

werden die nivellierten spezi�schen Kosten �uber die Betriebszeit �cWart gebildet:

�cWart = a �
nAX
n=1

cWart;n

(1 + i)n
(8.13)

Die durchschnittlichen j�ahrlichen Kosten f�ur Instandhaltung und Wartung
�CWart ergeben sich dann mit der im Basisjahr produzierten Strommenge ŴBHKW

zu

�CWart = ŴBHKW � �cWart

�CWart = ŴBHKW � a �
nAX
n=1

cWart;n

(1 + i)n
: (8.14)

8.5.4 Vermiedene W�armeerzeugungskosten

Durch die gekuppelte W�armeerzeugung in dem BHKW werden Brennsto�kosten,

Aufwendungen f�ur die Mineral�olsteuer und ggf. Investitionskosten f�ur den Zusatz-

kessel gegen�uber dem Vergleichssystem vermieden. Die Vermeidung von Investiti-

onskosten f�ur den Zusatzkessel wurde bereits bei den kapitalgebundenen Kosten

ber�ucksichtigt. Die Vermeidung von Brennsto�kosten und die Einsparung von Mi-

neral�olsteuern m�ussen getrennt betrachtet werden, da sie einer unterschiedlichen

Kostenentwicklung �uber die Betriebszeit unterliegen.

F�ur jede Kilowattstunde W�arme, die im Zusatzkessel erzeugt wird, fallen fol-

gende Brennsto�kosten an:

cBr;ZK =
pBr

�N;ZK
(8.15)

Die j�ahrlichen, durchschnittlich vermiedenen Brennsto�kosten betragen dann

�CVK;Br = Q̂BHKW �
�pBr

�N;ZK
: (8.16)

Neben den Brennsto�kosten werden Aufwendungen f�ur Mineral�olsteuer ein-

gespart. Dabei wird auch f�ur die Mineral�olsteuer ein �nanzmathematisch durch-

schnittlicher Steuersatz �tErdgas;ZK aus den einzelnen Betriebsjahren gebildet.
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�CVK;St = Q̂BHKW �

�tErdgas;ZK

�N;ZK

= Q̂BHKW �

PnA
n=1

tErdgas;ZK
(1+i)n

�N;ZK
(8.17)

Die gesamten j�ahrlich vermiedenen Kosten betragen dann

�CV K = Q̂BHKW �
�pBr + �tErdgas;ZK

�N;ZK
: (8.18)

8.5.5 Strombezugskosten

Die Bestimmung der j�ahrlichen Strombezugskosten gestaltet sich f�ur den Voll-

strombezug im Vergleichsfall und den Zusatz{ und Reservestrombezug �ahnlich.

Die Konditionen f�ur den Zusatzstrombezug entsprechen in der Regel weitgehend

den Konditionen bei Vollstrombezug. Besonders mu� lediglich die Vorhaltung

und Inanspruchnahme von Reserveleistung behandelt werden. Im folgenden wer-

den zun�achst die Kosten im Basisjahr bestimmt, daraufhin werden diese �uber die

gesamte Betriebszeit nivelliert.

Strombezugskosten im Basisjahr

Die Strombezugskosten im Basisjahr werden aus der Jahressimulation unter Ver-

wendung der Viertelstundenwerte f�ur den Strom{ und W�armebedarf gewonnen.

F�ur jede Viertelstunde wird die bezogene Strommenge WBez;k bestimmt und mit

dem f�ur diesen Zeitpunkt g�ultigen Preis pBez;k multipliziert. Aus der Summe er-

geben sich die arbeitsanteiligen Strombezugskosten im Basisjahr ĈBez;A:

ĈBez;A =
35040X
k=1

pBez;k �WBez;k (8.19)

Durch dieses Vorgehen werden die z.T. tageszeitlich{ und jahreszeitlich un-

terschiedlichen Preise in den Tarifsystemen ber�ucksichtigt. Dabei wird in diesem

Modell auch durch entsprechende Zuschl�age beachtet, da� die Arbeitspreise de-

gressiv gestaltet sind (vgl. Tabelle 7.4 auf Seite 79).

Neben der bezogenen Strommenge werden auch die Monatsh�ochstleistungen

Mi und die Leistungswerte f�ur die 96{Stunden{Leistungsmessung Lw ermittelt.

Hieraus kann der Leistungsanteil der Strombezugskosten im Basisjahr ĈBez;L er-

mittelt werden. Bei Sondervertragskunden erfolgt die Leistungsmessung in der

Regel �uber Viertelstundenwerte. Die Verrechnungsleistung wird unterschiedlich

ermittelt. Hier wird davon ausgegangen, da� die Verrechnungsleistung aus dem

Mittel der beiden Monatsh�ochstleistungen des Jahres bestimmt wird. Aus dem
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Leistungspreis p̂L wird dann der Leistungsanteil der Strombezugskosten im Ba-

sisjahr ĈBez;L wie folgt berechnet:

ĈBez;L =
M1 +M2

2
� p̂L (8.20)

Bei Ausfall eines BHKW{Moduls mu� beachtet werden, da� bei Sonderver-

tragskunden die gemessene Leistung zu diesem Zeitpunkt dann um die bestellte

Reserveleistung verringert wird.

Bei einer 96{Stunden{Leistungsmessung ergibt sich der Leistungsanteil der

Strombezugskosten im Basisjahr ĈBez;L aus dem h�ochsten gemessenen Leistungs-

wert Lw;max und dem entsprechenden Leistungspreis p̂Lw:

ĈBez;L = Lw;max � p̂Lw (8.21)

F�ur die Inanspruchnahme von Reserveleistung gelten besondere Konditionen.

In dieser Arbeit wird von einem Preis f�ur Reserveleistung ausgegangen und keine

Unterscheidung zwischen Langzeit{ und Kurzzeitreserveleistung getro�en. Aus-

schlaggebend f�ur die j�ahrlichen Kosten f�ur die Vorhaltung von Reserveleistung

und den Bezug von Reservestrom ĈBez;R ist bei dem hier zugrunde gelegten Ta-

rifsystem der RWE Energie die Dauer der Inanspruchnahme. Bis zu einer Dauer

von 300 Stunden pro Jahr gilt ein fester Leistungspreis p̂L;Res, der unabh�angig

von der Ausnutzung gezahlt werden mu�. F�ur jede weitere Stunde, die die Reser-

veleistung in Anspruch genommen wird, erh�oht sich der Leistungspreis um einen

weiteren Anteil p̂L;Res;zus. Die Kosten f�ur die Vorhaltung von Reserveleistung

h�angen demnach von der Dauer der Inanspruchnahme T̂Res ab. Die H�ohe der be-

stellten Reserveleistung entspricht hier der Nennleistung eines BHKW{Moduls
~Pel.

ĈBez;R =

8<
:
T̂Res � 300 : p̂L;Res � ~Pel

T̂Res > 300 : [ p̂L;Res + (T̂Res � 300) � p̂L;Res;zus ] � ~Pel
(8.22)

Neben den Kosten f�ur die Vorhaltung von Reserveleistung entstehen in ge-

ringerem Umfang zus�atzliche Kosten, da die Arbeitspreise f�ur den Bezug von

Reservestrom h�oher sind als die Arbeistpreise f�ur den Zusatzstrombezug. Diese

zus�atzlichen Kosten werden in diesem Modell analog zu Gleichung 8.19 ebenfalls

ber�ucksichtigt.

Bei Betrieb eines BHKW setzen sich die Strombezugskosten im Basisjahr ĈBez

aus dem Arbeitsanteil, dem Leistungsanteil und dem Anteil f�ur die Vorhaltung

von Reserveleistung zusammen:

ĈBez = ĈBez;A + ĈBez;L + ĈBez;R (8.23)

Im Vergleichsfall, also bei Vollstrombezug ohne BHKW, entf�allt der Anteil

f�ur die Reserveleistung.



112 KAPITEL 8. BERECHNUNGSMETHODE

Bestimmung der durchschnittlichen Strombezugskosten aus den Ko-

sten im Basisjahr

Wie die Brennsto�preise und die Instandhaltungs{ und Wartungskosten unter-

liegt auch das Strompreisniveau einer Dynamik, die insbesondere durch die Li-

beralisierung der Elektrizit�atswirtschaft gepr�agt wird. Die Strombezugskosten

im Basisjahr ĈBez sind daher nicht f�ur die gesamte Betriebszeit repr�asentativ.

Sie werden mit Hilfe eines Strompreisindex in f�ur die Betriebszeit repr�asentati-

ve, durchschnittliche Strombezugskosten �CBez umgerechnet. Dabei mu� beachtet

werden, da� es sich bei den ermittelten Strombezugskosten im Basisjahr ĈBez

um nominale Werte handelt, die durchschnittlichen Strombezugskosten jedoch in

realen Werten (ohne Ber�ucksichtigung der allgemeinen Preisin
ation) bestimmt

werden sollen.

Der Strompreisindex wird wie folgt de�niert:

IS =
Reales durchschnittliches Strompreisniveau

Nominales Strompreisniveau im Basisjahr
(8.24)

Das durchschnittliche Strompreisniveau wird aus der Nivellierung der realen

Strompreise aller Betriebsjahre berechnet.

IS =
a �
PnA

n=1
ps;n

(1+i)n�(1+r)n

ps;BJ
(8.25)

Dabei ist ps;n das nominale Strompreisniveau im n{ten Betriebsjahr, ps;BJ das

nominale Strompreisniveau im Basisjahr und r die allgemeine In
ationsrate. Die

durchschnittlichen Strombezugskosten ergeben sich dann zu

�CBez = ĈBez � IS (8.26)

= ĈBez �

a �
PnA

n=1
ps;n

(1+i)n�(1+r)n

ps;BJ
(8.27)

8.5.6 Aufwendungen f�ur die Stromsteuer

Anlagen zur Eigenerzeugung von Strom mit einer Nennleistung unter 700 kWel

werden von dem Stromsteuergesetz nicht erfa�t. Die hier betrachteten KWK{

Anlagen m�ussen daher lediglich f�ur den Bezug von Zusatz{ und Reservestrom die

Stromsteuer bezahlen. Bei Vollstrombezug im Vergleichsfall mu� f�ur den gesam-

ten Strombedarf die Stromsteuer entrichtet werden.

Die in den Betriebsjahren unterschiedlichen Stromsteuers�atze werden �uber die

Betriebszeit nivelliert. Die durchschnittlichen Aufwendungen f�ur die Stromsteuer

ergeben sich aus der bezogenen Strommenge ŴBez und dem durchschnittlichen

Steuersatz �tStrom dann zu
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�CStrSt = WBez �
�tStrom

= WBez � a �
nAX
n=1

tStrom;n

(1 + i)n � (1 + r)n
: (8.28)

8.5.7 Verkauf von �Uberschu�strom

Die Erl�ose aus dem Verkauf von �Uberschu�strom werden wie die Strombezugs-

kosten aus der Simulation des Basisjahres gewonnen, da die hierf�ur geltenden

Preise tages{ und jahreszeitlich schwanken. Die Summe der Erl�ose im Basis-

jahr ĈV erk;Str kann wie bei den Strombezugskosten �uber den Strompreisindex

IS in durchschnittliche Erl�ose umgerechnet werden, da angenommen wurde, da�

Bezugs{ und Verkaufspreise die gleiche Dynamik aufweisen.

Der durchschnittliche Erl�os aus dem Verkauf von �Uberschu�strom �CV erk;Str

berechnet sich dann wie in Gleichung 8.26 zu

�CV erk;Str = IS � ĈV erk;Str

= IS �
35040X
k=1

pV erk;k �W �US;k (8.29)

8.5.8 Erl�ose aus dem Verkauf von Zerti�katen

Wird das in Kapitel 4.1 vorgestellte Quotensystem f�ur KWK{Strom eingef�uhrt,

erhalten die Betreiber von KWK{Anlagen f�ur jede eigenerzeugte und eigenge-

nutzte Kilowattstunde Strom eine Gutschrift, die nach Gleichung 8.3 von der

H�ohe der Quote q, dem Zerti�katspreis z und dem Anteil der zus�atzlich ausge-

stellten Zerti�kate � abh�angt:

gz;eig = z � (1 + �� q) (8.30)

F�ur den Verkauf von �ubersch�ussigen Strom mu� die staatlich festgelegte Quote

nicht durch den Betreiber nachgewiesen werden, soda� die hierf�ur ausgestellten

Zerti�kate komplett verkauft werden k�onnen. Die Gutschrift betr�agt dann

gz;verk = z � (1 + �) (8.31)

Da sich �uber die Betriebszeit sowohl der Zerti�katspreis als auch die H�ohe

der Quote �andert, wird eine durchschnittliche Gutschriften �gz;eig und �gz;verk ge-

bildet, aus denen sich der durchschnittliche Erl�os aus dem Verkauf von KWK{

Zerti�katen �CV erk;Zert ergibt:

�CV erk;Zert = (ŴBHKW � Ŵ �US) � �gz;eig + Ŵ �US � �gz;verk; (8.32)
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wobei

�gz;eig = a �
nAX
n=1

zn � (1 + �� qn)

(1 + i)n
und (8.33)

�gz;verk = a � (1 + �) �
nAX
n=1

zn

(1 + i)n
: (8.34)

Nach Einsetzen von 8.33 und 8.34 in 8.32 erh�alt man

�CV erk;Zert = ŴBHKW � a � (1 + �) �
nAX
n=1

zn

(1 + i)n

�(ŴBHKW � Ŵ �US) � a �
nAX
n=1

zn � qn

(1 + i)n
: (8.35)

8.6 Kosten zur Deckung des Strombedarfs

Werden die in den Kapiteln 8.5.1 { 8.5.8 bestimmten j�ahrlichen Kosten auf-

summiert, so ergeben sich hieraus die durchschnittlichen j�ahrlichen Kosten zur

Deckung des Strombedarfs f�ur die KWK{Anlage und f�ur den Vergleichsfall ohne

BHKW.

Bei Betrieb einer KWK{Anlage setzen sich die Gesamtkosten wie folgt zu-

sammen:

�CBHKW = �CK+ �CBr+ �CWart�
�CV K+ �CBez+ �CStrSt�

�CV erk;Str�
�CV erk;Zert (8.36)

Im Vergleichsystem ohne KWK{Anlage setzen sich die durchschnittlichen

j�ahrlichen Kosten �CV S aus den Strombezugskosten �CBez und den Aufwendun-

gen f�ur die Stromsteuer �CStrSt zusammen:

�CV S = �CBez + �CStrSt (8.37)

Aus dem Vergleich der j�ahrlichen Kosten kann die Wirtschaftlichkeit der

KWK{Anlage beurteilt werden. Das Ergebnis wird noch verdeutlicht, indem die

j�ahrlichen Kosten zur Deckung des Strombedarfs auf den j�ahrlichen Strombedarf

Wmax bezogen werden. Hieraus ergeben sich dann durchschnittliche spezi�sche

Kosten in Pf/kWhel:

�cBHKW =
�CBHKW

Wmax

(8.38)

und
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�cV S =
�CV S

Wmax

(8.39)

Aussagekr�aftig ist auch die relative j�ahrliche Kostenersparnis mit BHKW ge-

gen�uber dem Vollstrombezug:

r =
�CV S �

�CBHKW

�CV S

(8.40)

8.7 Wahl der Anlagengr�o�e

Bei der optimalen Auslegung von KWK-Anlagen handelt es sich prinzipiell um

ein �ahnliches Problem wie bei der Bestimmung der optimalen Erzeugungsstuk-

tur in einem Kraftwerkspark. Bei der Optimierung eines Kraftwerksparks stehen

verschiedene Kraftwerkstypen zur Verf�ugung. Zur Deckung bestimmter Lastan-

teile werden jeweils die Kraftwerke mit den geringsten Stromgestehungskosten

eingesetzt. In der Grundlast fallen die variablen Kosten mehr ins Gewicht als in

der Spitzenlast, wo die Kraftwerke nur �uber eine kurze Zeit des Jahres betrieben

werden. Daher werden in der Grundlast eÆzientere Kraftwerke mit h�oheren In-

vestitionskosten, aber niedrigeren Brennsto�kosten eingesetzt. In der Spitzenlast

f�uhrt der Einsatz von g�unstigeren Kraftwerken mit niedrigeren Wirkungsgraden

zu geringeren Stromgestehungskosten.

Im Fall von KWK{Anlagen kann ein gegebener W�armebedarf prinzipiell durch

gekoppelte Erzeugung von Strom und W�arme in dem BHKW und durch die

Erzeugung von W�arme in einem Zusatzkessel gedeckt werden. Die KWK{Anlage

zeichnet sich durch deutlich h�ohere Investitionskosten, aber geringere variable

Kosten aus, da Strom und W�arme zusammen mit einem h�oheren Wirkungsgrad

erzeugt werden.
�Ahnlich wie in einem Kraftwerkspark wird auch bei KWK{Anlagen versucht,

die Kosten zu minimieren, indem die W�armegrundlast durch das BHKW und

die Spitzenlast durch einen Zusatzkessel gedeckt wird. Dabei mu� auch die Be-

darfscharakteristik des Kuppelprodukts Strom beachtet werden. Das Ziel einer

optimalen Auslegung von KWK{Anlagen ist die Minimierung der Kosten zur

Deckung eines bestimmten Strom{ und W�armebedarfs.

Die Kosten einer KWK{Anlage h�angen von verschiedenen Ein
u�gr�o�en ab,

wobei die Anlagengr�o�e und die Anzahl der Module zu den wichtigsten z�ahlen.

Bei der Wahl der Anlagengr�o�e mu� abgewogen werden, da� sich einerseits die

spezi�schen Investitionskosten mit der Anlagengr�o�e vermindern (vgl. Abbildung

7.1 auf Seite 64), andererseits mit kleineren Anlagen eine h�ohere Auslastung

erreicht werden kann. Aufgrund dieser beiden
"
gegenl�au�gen\ E�ekte gibt es bei

der Wahl der Anlagengr�o�e ein Kostenminimum.
�Ahnlich verh�alt es sich mit der Anzahl der Module. F�ur die Verwendung

mehrerer Module spricht vor allem, da� das Ausfallrisiko gemindert werden kann.
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Hierdurch mu� zum einen nur eine geringere Reserveleistung bestellt werden,

zum anderen kann der Zusatzkessel gegen�uber dem Kessel im Vergleichssystem

kleiner dimensioniert werden. Ein weiterer wichtiger Vorteil besteht darin, da� die

Strom{ und W�armeerzeugung 
exibler an den Bedarf angepa�t werden kann. Bei

Verwendung von zwei Modulen, die jeweils bis 50% ihrer Nennleistung modular

betrieben werden k�onnen, kann ein Leistungsspektrum von 25 { 100% anstelle

von 50 { 100 % abgedeckt werden. Gegen den Einsatz von vielen Modulen spricht,

da� hierdurch gegen�uber einer Variante mit einem Modul die Investitionskosten

ansteigen (vgl. wiederum Abbildung 7.1 auf Seite 64).

Dieses Auslegungsproblem wird in der Literatur ausf�uhrlich behandelt (Lo-

renz 1998; Vogelsang 1997,1; Vogelsang und Pruschek 1997,2; Bode und M�uller

1996; Lillich 1996; Eicher und Stadler 1995; Duwensee und Garczarek 1994). Die

meisten Autoren gehen bei der L�osung des Problems nach folgendem Schema vor,

das auch hier verwendet werden soll:

1. Absch�atzung der Tages{ und Jahresg�ange f�ur den Strom{ und W�armebe-

darf.

2. Dimensionierung und Optimierung der Anlagengr�o�e und der Anzahl der

Module.

3. Auswahl eines BHKW.

8.7.1 Absch�atzung der Tagesg�ange f�ur den Strom und

W�armebedarf

In der Regel liegen zum Zeitpunkt der Planung einer KWK{Anlage keine ge-

nauen Me�daten f�ur den Strom{ und W�armebedarf vor. H�au�g sind nur Tages{,

Monats{ oder Jahresverbrauchswerte bekannt. F�ur eine sinnvolle Dimensionie-

rung der Anlagengr�o�e ist der Verlauf des W�arme{ und Strombedarfs wichtig, da

die Einsatzm�oglichkeiten eines BHKW von der Gleichzeitigkeit des Strom{ und

W�armebearfs abh�angen.

Die meisten Autoren greifen auf die VDI{Richtlinie 2067 (1998) Blatt 1 und

Blatt 7 zur�uck, um Tagesg�ange f�ur den Strom{ und W�armebedarf zu gewin-

nen. Hierin wird vorgeschlagen, typische Tagesganglinien und ihre jeweiligen

H�au�gkeiten zu ermitteln. F�ur jeden Tagesgangtyp wird dann eine w�armegef�uhrte

Fahrweise nachgebildet. Hieraus werden die in dem BHKW produzierten Strom{

und W�armemengen, die �Uberschu�stromeinspeisung, der Zusatzstrombezug und

die im Zusatzkessel erzeugte W�armemenge bilanziert. Brunnengr�aber und Loga

(1996) haben die Tauglichkeit der VDI{Richtlinie durch einen Vergleich mit direkt

gemessenen Werten untersucht. Bei der Generierung der Jahresdauerlinie mit den

f�unf Beispiel{Tagesg�angen der VDI{Richtlinie 2067 ist die �Ubereinstimmung mit

den gemessenen Werten gering. In einem zweiten Schritt wurden gemessene Ta-

gesganglinien anstelle der Tagesg�ange in der VDI{Richtlinier 2067 verwendet. Das
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Zeitraster der VDI{Richtlinie wurde beibehalten. Hierdurch konnte eine Verbes-

serung erzielt werden. Die gr�o�te �Ubereinstimmung konnte bei Verwendung von

monatlichen Typtagen gewonnen werden. Die Autoren kommen zu dem Schlu�,

da�
"
das Zeitraster der VDI 2067, Blatt 7, das mehrere Monate zu einer Winter{,

�Ubergangs{ und Sommerzeit zusammenfa�t, f�ur die Ermittlung von Jahresdau-

erlinien wenig geeignet ist.\

Um die Wirtschaftlichkeit neuer KWK{Anlagen m�oglichst gut abzubilden,

wird in dieser Arbeit die Fahrweise des BHKW nicht nach der VDI 2067 anhand

von einzelnen Typtagen nachgebildet, sondern mit Hilfe von gemessenen oder

genau berechneten Jahresganglinien �uber ein Jahr simuliert.

8.7.2 Optimierung der Anlagengr�o�e und der Anzahl der

Module.

Die Optimierung der Anlagengr�o�e ist bei BHKW aus verschiedenen Gr�unden

schwierig. Das Hauptproblem besteht darin, die Auslastung und Fahrweise der

Anlage zu bestimmen. Dies ist wichtig, da nur bei Kenntnis der genauen Fahr-

weise alle relevanten Kosten und Erl�ose ermittelt werden k�onnen, insbesondere

die Kosten f�ur den Zusatzstrombezug und die Erl�ose aus dem Verkauf von �Uber-

schu�strom.

Dieses Problem wird in der Literatur h�au�g dadurch umgangen, da� stark ver-

einfachende Annahmen getro�en werden, mit denen zwar mathematisch
"
sch�one\

L�osungen entwickelt werden k�onnen, das Ergebnis aber nur sehr eingeschr�ankt

brauchbar ist. Aus meiner Sicht k�onnen die Modelle zur optimalen Dimensio-

nierung von KWK{Anlagen aus folgenden Gr�unden nur Anhaltswerte f�ur die

Auslegung von KWK{Anlagen beisteuern:

� Neben der elektrischen Leistung der Anlage gibt es eine Vielzahl weiterer

technischer Kenngr�o�en, die die Wirtschaftlichkeit der Anlage ma�geblich

beein
u�en. Dazu z�ahlen insbesondere die Anzahl der Module, der Wir-

kungsgrad, die Verf�ugbarkeit und die Stromkennzahl. Hierdurch entsteht

ein mehrdimensionales Optimierungsproblem, das nur mit erheblichen nu-

merischen Aufwand gel�ost werden kann. In den meisten Modellen wird nur

ein Teil dieser Ein
u�gr�o�en ber�ucksichtigt.

� Bei den meisten Optimierungsmodellen wird davon ausgegangen, da� die

zugrundegelegten Funktionen (z.B. die Investitionskosten in Abh�angigkeit

von der Anlagengr�o�e) stetige Funktionen darstellen. Auf dem Markt gibt es

aber nur eine beschr�ankte Anzahl von Anlagen in bestimmten Gr�o�en und

mit jeweils festgelegten technischen Kenngr�o�en. Bestimmte Leistungsspek-

tren werden nur durch wenige Anbieter abgedeckt. Soll neben der elektri-

schen Leistung noch ein weiteres Kriterium { wie zum Beispiel ein m�oglichst
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Verhältnis der thermischen zur elektrischen Nennlast 
verschiedener BHKW-Module
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Abbildung 8.5: Verh�altnis der elektrischen zur thermischen Nennleistung bei ver-

schiedenen BHKW{Modulen bis 1 MW elektrischer Leistung

hoher Wirkungsgrad { erf�ullt werden, kommen nur noch sehr wenige, wenn

nicht eine Anlage in Frage.

In Abbildung 8.5 auf Seite 118 ist f�ur verschiedene BHKW{Module das

Verh�altnis der elektrischen zur thermischen Nennleistung dargestellt (Quel-

le: Energiereferat der Stadt Frankfurt 1999). Diese Gr�o�e entspricht in etwa

der Stromkennzahl, wenn Verluste durch An{ und Abfahren und Teillast-

betrieb vernachl�assigt werden. Es zeigt sich, da� es Anlagen mit sehr unter-

schiedlichen Stromkennzahlen auf dem Markt gibt. Aus der Graphik wird

auch ersichtlich, da� es in dem Leistungsspektrum von 350 { 1000 kWel nur

eine recht begrenzte Zahl von Anbietern gibt.

� Viele Autoren nehmen f�ur die Optimierung an, da� sich die Preise f�ur

Strombezug und Stromverkauf entsprechen. Hierdurch vereinfacht sich das

Optimierungsproblem erheblich, da dann die Gleichzeitigkeit von Strom{

und W�armebedarf keine Rolle mehr spielt. Die Optimierung der Anla-

ge kann relativ einfach mit Hilfe der Jahresdauerlinie des W�armebedarfs

durchgef�uhrt werden. In der Realit�at liegen die Verkaufspreise bzw. Ein-

speiseverg�utungss�atze deutlich unter den Strombezugspreisen. Zudem gel-

ten tages{ und jahreszeitlich unterschiedliche Preise.

Aufgrund dieser Probleme bei einer numerischen Optimierung m�ussen die An-
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lagenplaner letztendlich die Wirtschaftlichkeit f�ur verschiedene in Frage kommen-

de Anlagen im Einzelfall pr�ufen und vergleichen. Eine mathematische Optimie-

rung kann dabei als Hilfestellung zur Bestimmung einer sinnvollen Anlagengr�o�e

beitragen.

Im folgenden wird am Beispiel der Niedrigenergiesiedlung eine solche verein-

fachte Optimierung durchgef�uhrt. Dem Ergebnis der Optimierung werden die

Stromerzeugungskosten konkreter Anlagen unter Ber�ucksichtigung unterschiedli-

cher Preise f�ur Strombezug und Stromverkauf gegen�uber gestellt. Bei allen an-

deren Referenzobjekten wird auf die Optimierung verzichtet. Soweit erforderlich,

wird bei der Festlegung der Anlagenparameter der Einsatz verschiedener An-

lagentypen untersucht.

8.7.3 Optimierung der Anlagengr�o�e am Beispiel der Nied-

rigenergiesiedlung

Am Beispiel der Niedrigenergiesiedlung wird eine vereinfachte Optimierung mit

dem Ziel durchgef�uhrt, die durchschnittlichen Stromerzeugungskosten zu mini-

mieren. Die Optimierung beruht weitgehend auf den Rahmendaten und Kosten-

gr�o�en, die f�ur den Referenzfall in Kapitel 7 abgesch�atzt wurden. Gegen�uber der

bisher dargestellten Methode werden zur Bestimmung der Stromerzeugungsko-

sten eine Reihe von vereinfachenden Annahmen getro�en, durch die das Problem

mathematisch einfach behandelt werden kann:

� Als Optimierungsvariablen werden nur die elektrische Leistung der Anlage

und die Anzahl der Module betrachtet. Die elektrische Leistung kann in

jeder Gr�o�e stetig gew�ahlt werden.

� Es wird nicht zwischen Strombezugspreisen und Stromverkaufspreisen un-

terschieden.

� Das Verh�altnis der elektrischen Nennleistung ~Pel zur W�armenennleistung
~PW h�angt von der Anlagengr�o�e ab. Der Zusammenhang wird durch die

Trendlinie in Abbildung 8.5 auf Seite 118 abgebildet:

~Pel
~PW

= 0; 0673564 � ln ~Pel + 0; 2886 (8.41)

� Die Stromkennzahl s = WBHKW=QBHKW wird aus Gleichung 8.41 ab-

gesch�atzt. Die Verluste bei der W�armeerzeugung sind deutlich gr�o�er als

die Verluste bei der Stromerzeugung. Es wird daher angenommen, da� die

Stromkennzahl um ca. 5% gr�o�er als das Verh�altnis der elektrischen Nenn-

leistung ~Pel zur W�armenennleistung ~PW ist:
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s =
~Pel
~PW

� 1; 05 (8.42)

� Der Gesamtwirkungsgrad der Anlage h�angt kaum von der Anlagengr�o�e

ab. In allen Klassen gibt es Anlagen mit h�oheren und niedrigeren Wir-

kungsgraden. Ein mittlerer Wert entspricht etwa 87% bezogen auf den Heiz-

wert (Energiereferat der Stadt Frankfurt 1999). Dem enstpricht bei einem

Verh�altnis des Nutzungsgrades zum Wirkungsgrad von ca. 93% ein mittler-

er Nutzungsgrad von ca. 81% bezogen auf den Heizwert.

� Die Anlage kann stufenlos zwischen Nennleistung und 50% der Nennleistung

betrieben werden.

� Die Anlage ist immer verf�ugbar.

� Die Jahresdauerlinie des W�armebedarfs PW (T ) und ihre Umkehrfunktion

T (PW ) werden mit Hilfe einer Regressionsanalyse durch Polynome sechsten

Grades angen�ahrt. Dabei kann f�ur den G�ultigkeitsbereich (700h < T <

8200h) ein relativ hohes Bestimmtsheitsma� erreicht werden (R2 = 0; 9997

und R2 = 0; 9994).

Die Jahresdauerlinie wird durch folgendes Polynom wiedergegeben:

PW (T ) = 1; 01702 � 10�20
� T 6

� 2; 59114 � 10�16
� T 5

+2; 42298 � 10�12
� T 4

� 1; 02106 � 10�8
� T 3

+2; 26189 � 10�5
� T 2

� 0; 0615106 � T + 182; 177 (8.43)

Die Umkehrfunktion der Jahresdauerlinie wird wie folgt angen�ahrt:

T (PW ) = �1; 30329 � 10�8
� P 6

W + 5; 45750 � 10�6
� P 5

W

�7; 51133 � 10�4
� P 4

W + 0; 0227678 � P 3
W

+3; 22074 � P 2
W � 303; 610 � PW + 10953; 9 (8.44)

Ziel der Optimierung ist die Minimierung der nivellierten durchschnittlichen

Stromerzeugungskosten des BHKW cBHKW (in Pf/kWh). Optimierungsparame-

ter sind die elektrische Nennleistung der Anlage und die Anzahl der Module. Die

Anzahl der Module soll zwischen eins und drei variieren. F�ur jede Modulanzahl

wird die optimale Nennleistung ~Pel einzeln bestimmt:
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min
~Pel

h
cBHKW

i
; (8.45)

wobei sich die durchschnittlichen nivellierten Stromerzeugungskosten cBHKW aus

den j�ahrlichen kapitlagebundenen Kosten CK, den j�ahrlichen Brennsto�kosten

CBr, den j�ahrlichen Wartungs{ und Instandhaltungskosten CWart, dem Erl�os aus

vermiedenen W�armeerzeugungskosten im Zusatzkessel CV K und der produzierten

Strommenge WBHKW ergeben:

cBHKW =
CBHKW

WBHKW

=
CK + CBr + CWart � CV K

WBHKW

(8.46)

Die Berechnung der kapitalgebundenen Kosten, der Brennsto�kosten, der

Instandhaltungs{ und Wartungskosten sowie der vermiedenen W�armeerzeugungs-

kosten erfolgt nach der in Kapitel 8.5 dargestellten Berechnungsmethode (s. Ab-

schnitte 8.5.1 { 8.5.4). Allerdings werden im Fall der Optimierung die j�ahrlichen

produzierten Strom{ und W�armemengen nicht wie in Kapitel 8.5 aus der Simu-

lation des Basisjahres gewonnen, sondern aus der Jahresdauerlinie des W�armebe-

darfs ermittelt. Kosten f�ur den Zusatzstrombezug und Erl�ose aus dem Verkauf von
�Uberschu�strom m�ussen nicht einbezogen werden, da hierf�ur die gleichen Preise

unterstellt werden. Auch die Einf�uhrung eines Quotenmodells wird hier nicht be-

trachtet. Alle weiteren Rahmenbedingungen entsprechen den Annahmen, die in

den Kapiteln 6 und 7 f�ur den Referenzfall getro�en wurden.

Im folgenden werden zun�achst die erzeugten Strom{ und W�armemengen be-

stimmt, daraufhin wird das Ergebnis der Optimierung dargestellt und bewertet.

Die vollst�andigen Gleichungen f�ur die Optimierung sind in Anhang B.1 zusam-

mengestellt.

Produzierte Strom{ und W�armemengen

Die Strom{ undW�armemengen, die in einem Betriebsjahr erzeugt werden, k�onnen

mit Hilfe der Jahresdauerlinie f�ur den W�armebedarf PW (t) bestimmt werden. Der

W�armebedarf QBed eines Jahres ist die Fl�ache unter der Jahresdauerlinie:

QBed =

8760hZ
0

PW (t)dt (8.47)

Die Jahresdauerlinie des W�armebedarfs f�ur die Niedrigenergiesiedlung ist in

Abbildung 8.6 auf Seite 122 dargestellt. Ein BHKW kann den W�armebedarf bis

zu der installierten Nennleistung ~PW (entspricht PW;BHKW;max in Abbildung 8.6)

abdecken, der dar�uber hinausgehende W�armebedarf wird durch den Zusatzkessel
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Jahresdauerlinie des Wärmebedarfs
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Abbildung 8.6: Gemessene Jahresdauerlinie des W�armebedarfs in der Niedrig-

energiesiedlung und Deckungsanteil des BHKW

bereitgestellt. Bei einer Nennleistung von 50 KW kann die Anlage bis TV ollast,

also ca. 3500 Stunden im Vollastbetrieb laufen. Bei einem Teillastbetrieb bis 50%

der Nennleistung kann in diesem Beispiel die Anlage weitere 2000 Stunden bis

TGes modular betrieben werden.

Die in dem BHKW erzeugte W�armemenge QBHKW wird mit Hilfe der Jahres-

dauerlinie PW (t) und der Umkehrfunktion der Jahresdauerlinie T (PW ) bestimmt.

Die in dem BHKW erzeugte W�armeleistung ergibt sich zu:

QBHKW = ~PW � TV ollast +

TGesZ
TV ollast

PW (t)dt (8.48)

Die Auslastungen TV ollast und TGes k�onnen aus der Umkehrfunktion der Jah-

resdauerlinie mit Hilfe von Gleichungen 8.44 und 8.41 gewonnen werden. Dabei

wird die Auslastungszeit bei Vollast TV ollast aus der gesamten installierten Lei-

stung aller Module bestimmt, die Gesamtbetriebszeit aus 50% der Nennleistung

eines Moduls:

TV ollast = T
�
~PW � nM

�
(8.49)

TGes = T

 
~PW

2

!
(8.50)
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Durchschnittliche Stromerzeugungskosten
als Funktion der Anlagengröße und der Modulanzahl

Niedrigenergiesiedlung
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Minima:
1 Modul: 19,0 kWel  und  16,1 Pf/kWh
2 Module: 31,0 kWel  und  17,2 Pf/kWh
3 Module: 37,1 kWel  und  18,3 Pf/kWh

Abbildung 8.7: Ergebnis der der vereinfachten Optimierung der Anlagengr�o�e und

der Anzahl der Module f�ur die Niedrigenergiesiedlung

Mit Gleichung 8.41 kann die maximale W�armeleistung ~PW in Gleichung 8.48

durch die maximale elektrische Leistung ~Pel ersetzt werden. Die j�ahrlich in dem

BHKW erzeugte Strommenge WBHKW ergibt sich wiederum mit Gleichung 8.42

aus der Stromkennzahl:

WBHKW = s �QBHKW

= 1; 05 � ~Pel � TV ollast + s �

TGesZ
TV ollast

PW (t)dt (8.51)

Ergebnis der Optimierung

Mit Hilfe der hier und in Abschnitt 8.5 aufgef�uhrten Gleichungen k�onnen die j�ahr-

lichen Kosten CBHKW der Stromerzeugung als Funktion der Anlagengr�o�e und

der Anzahl der Module explizit beschrieben werden. Alle relevanten Gleichungen

sind im Anhang B.1 zusammengestellt.

Bei der Optimierung wird das Kostenminimum gesucht. Hierf�ur gilt:

@cBHKW

@ ~Pel
= 0 und (8.52)
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@2cBHKW

@ ~P 2
el

> 0 (8.53)

Gleichung 8.52 l�a�t sich nicht explizit nach ~Pel au
�osen. Das Kostenminimum

wird daher numerisch unter Anwendung des Newton{Verfahrens gesucht.

Die Stromerzeugungskosten sind in Abbildung 8.7 auf Seite 123 in Abh�angig-

keit von der elektrischen Nenneleistung und der Anzahl der Module dargestellt.

Das Kostenminimum liegt mit Stromerzeugungskosten von 16,1 Pf/kWh und ei-

ner elektrischen Leistung von 19,0 kW bei einer Ausf�uhrung mit einemModul. Bei

Verwendung von mehreren Modulen liegen die Stromerzeugungskosten trotz der

gr�o�eren Strom{ und W�armeproduktion mit 17,2 und 18,3 Pf/kWh h�oher. Dies

liegt an den h�oheren Investitions{ und Wartungskosten f�ur Anlagen mit mehre-

ren Modulen. Allerdings wurden dabei Einsparungen durch die Bestellung einer

kleineren Reserveleistung nicht ber�ucksichtigt. Bei allen Ausf�uhrungen handelt es

sich um ein relativ
"
breites\ Kostenminimum, soda� Spielraum f�ur die Auswahl

geeingeter Anlagen bleibt.

Bewertung

Das hier verwendete Optimierungsverfahren soll auf seine Eignung gepr�uft wer-

den, indem es der vorher dargestellten Berechnungsmethode mit Simulation eines

Betriebsjahres gegen�uber gestellt wird. Dabei werden die Stromerzeugungskosten

f�ur alle Anlagen aus dem relevanten Leistungsspektrum berechnet. Die Konditio-

nen f�ur den Bezug von Zusatzstrom und den Verkauf von �Uberschu�strom werden

ber�ucksichtigt.

In Tabelle 8.2 auf Seite 125 sind die Stromerzeugungskosten und die Aus-

lastung des BHKW f�ur 10 Anlagentypen aus dieser Leistungsklasse aufgef�uhrt.

Es zeigt sich, da� weder die H�ohe der Stromerzeugungskosten, noch die opti-

male Anlagengr�o�e mit dem oben ermittelten Optimum �ubereinstimmen, obwohl

die gleichen Rahmenbedingungen unterstellt wurden. W�ahrend bei dem Optimie-

rungsverfahren die Stromerzeugungskosten bei 16,1 Pf/kWh lagen, wurden mit

der Jahressimulation durchschnittliche Kosten von 19,4 Pf/kWh ermittelt. Die

gro�e Di�erenz ist vor allem auf die getro�ene Annahme zur�uckzuf�uhren, da� der

Preis f�ur den Verkauf von �Uberschu�strom den durchschnittlichen Strombezugs-

kosten entspricht. Tats�achlich liegen die Verkaufspreise im Referenzfall darunter.

Aus dem gleichen Grund ist bei der di�erenzierten Berechnung auch die op-

timale Anlagengr�o�e mit ca. 14 kWel kleiner. Bei der vereinfachten Optimierung

wird die Anlage (wie �ubrigens auch bei der Auslegung nach der VDI{Richtlinie

2067) immer w�armegef�uhrt betrieben, �ubersch�ussiger Strom wird eingespeist bzw.

verkauft. In der Realit�at sind die Preise f�ur �Uberschu�strom au�erordentlich

niedrig (vgl. Kapitel 7.6), und der Verkauf von �Uberschu�sstrom ist unter die-

sen Rahmenbedingungen fast immer unwirtschaftlich. Die Folge ist, da� bei ei-

nem niedrigen Strombedarf die Anlage stromgef�uhrt betrieben oder abgeschaltet
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Elektrische Modulleistung kWel 9,0 10,0 13,0 14,0 14,0 18,0 20,0 22,0 23,0 24,0

Anzahl der Module - 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1

Stromerzeugungskosten (mit Stromsteuer)
Kosten zur Deckung des Strombedarfs

ohne BHKW Pf/kWh 21,4 21,4 21,4 21,4 21,4 21,4 21,4 21,4 21,4 21,4
mit BHKW Pf/kWh 21,6 21,2 20,9 21,2 20,9 21,5 21,7 22,0 21,8 22,4
Differenz Pf/kWh -0,2 0,2 0,5 0,2 0,5 -0,1 -0,3 -0,6 -0,4 -1,0

Kosten für Vollstrombezug ohne BHKW DM/a 33.318 33.318 33.318 33.318 33.318 33.318 33.318 33.318 33.318 33.318
Nettokosten mit BHKW DM/a 33.553 32.955 32.573 32.948 32.592 33.420 33.747 34.194 33.974 34.871
Jährliche Kostenersparnis mit BHKW DM/a -235 363 745 370 725 -103 -429 -877 -656 -1.553

Stromerzeugungskosten des BHKW Pf/kWh 21,8 20,9 20,4 20,9 20,5 21,5 21,9 22,4 22,1 23,1

Auslastung des BHKW
Jahresvollaststunden h/a 6.897 6.711 5.951 5.456 5.881 4.919 4.661 4.516 4.390 4.274
Stromverbrauch kWh/a 155.668 155.668 155.668 155.668 155.668 155.668 155.668 155.668 155.668 155.668
Stromproduktion des BHKW kWh/a 62.076 67.110 77.363 76.380 82.337 88.545 93.222 99.350 100.973 102.571
Verkaufte  Strommenge (Überschußstrom) kWh/a 14 55 2.462 602 608 2.822 4.741 10.734 12.046 13.230
Stromproduktion für den Eigenverbrauch kWh/a 62.062 67.055 74.901 75.778 81.728 85.723 88.481 88.616 88.927 89.340
Anteil an der Deckung des Wärmebedarfs - 26,8% 27,3% 33,0% 33,3% 30,4% 34,5% 35,6% 38,0% 38,9% 39,4%
Anteil an der Deckung des Strombedarfs - 39,9% 43,1% 48,1% 48,7% 52,5% 55,1% 56,8% 56,9% 57,1% 57,4%

Tabelle 8.2: Vergleich verschiedener Anlagenvarianten mit einem Modul f�ur die

Niedrigenergiesiedlung

wird. Hierdurch wird die j�ahrliche Auslastung gemindert und der erwirtschaftete

Deckungsbeitrag der KWK{Anlage sinkt. Kleiner dimensionierte Anlagen k�onnen

l�anger wirtschaftlich betrieben werden und sind daher bei Ber�ucksichtigung der

niedrigen Preise f�ur �Uberschu�strom in der Realit�at wirtschaftlicher.

Fazit: Eine Optimierung der Anlagengr�o�e ohne Ber�ucksichtigung des zeitli-

chen Verlaufs von Strom{ und W�armebedarf und der Preise f�ur �Uberschu�{ und

Zusatzstrom f�uhrt zu falschen Ergebnissen. Die so ermittelten Stromerzeugungs-

kosten sind zu niedrig, die
"
optimale\ Anlagengr�o�e ist zu gro�. In der Praxis

werden KWK{Anlagen dennoch h�au�g unter Vernachl�assigung dieser Aspekte

w�armegef�uhrt ausgelegt. Die VDI{Richtlinie 2067 ber�ucksichtigt bei der Berech-

nung der Wirtschaftlichkeit zwar die Preise f�ur �Uberschu�strom, sie geht aber

grunds�atzlich von einer W�armef�uhrung der Anlage aus, die angesichts der nied-

rigen Preise f�ur �Uberschu�strom zum Teil unwirtschaftlich ist und daher zu einer

Fehlentscheidung bei der Anlagendimensionierung f�uhrt. Es erscheint daher kaum

verwunderlich, da� Betriebserhebungen gezeigt haben, da� in der Vergangenheit

"
etwa ein Drittel der untersuchten BHKW zu gro� ausgelegt worden sind und die

wirtschaftlichen sowie energetischen Vorteile gegen�uber der getrennten Strom{

und W�armeerzeugung nicht voll ausgenutzt wurden\ (Vogelsang und Pruschek

1997,2; Schmidt 1988).

8.7.4 Auswahl von BHKW f�ur die Referenzobjekte

Im folgenden werden f�ur alle Referenzobjekte Anlagen ausgew�ahlt, mit denen

dann die Wirtschaftlichkeitsanalyse durchgef�uhrt wird. Dabei wird in einem er-



126 KAPITEL 8. BERECHNUNGSMETHODE

sten Schritt aus dem Strom{ und W�armebedarf gesch�atzt, welches Leistungsspek-

trum in Frage kommt. Aus der Richtpreis�ubersicht der Stadt Frankfurt (1999)

werden f�ur das entsprechende Leistungsspektrum mehrere Anlagen ausgew�ahlt.

F�ur die ausgew�ahlten Anlagen werden dann die Kosten zur Deckung des Strom-

bedarfs mit der oben dargestellten Methode berechnet und einander gegen�uber-

gestellt. Die wichtigsten technischen Daten der Anlagen werden dabei aus der

Richtpreis�ubersicht entnommen.4

Bei der Gegen�uberstellung der Kosten zur Deckung des Strombedarfs wer-

den die Investitionskosten zun�achst nach Gleichung 7.1 auf Seite 65 abgesch�atzt.

Soweit in der Richtpreis�ubersicht die Investitionskosten einzelner Anlagen aus

der Liste der Hersteller entnommen werden k�onnen, werden diese Angaben bei

der Wahl der Anlage mitber�ucksichtigt. Neben den Kosten spielen bei der Aus-

wahl einer passenden Anlage auch andere �Uberlegungen { wie zum Beispiel die

Verf�ugbarkeit { eine Rolle.

Industriebetrieb A

F�ur den Industriebetrieb A kommt ein breites Spektrum an KWK{Anlagen in

Frage. Bei der Auswahl einer geeigneten Anlage stellen sich gleich mehrere Fragen:

� Erstens mu� gepr�uft werden, ob sich der Einsatz eines zus�atzlichen Ab-

hitzekessel lohnt, mit dem �uber den Niedertemperaturbedarf hinaus auch

Dampf erzeugt werden kann.

� Zweitens mu� die Gr�o�enordnung der elektrischen Gesamtleistung festge-

legt werden. Aufgrund der Charakteristik des Strom{ und W�armebedarfs ist

eine elektrische Gesamtleistung �uber 1 MW naheliegend. F�ur eine kleinere

Ausf�uhrung spricht, da� unter 700 kWel die Stromsteuer auf den eigener-

zeugten Strom entf�allt.

� Drittes mu� die Anzahl der Module festgelegt werden. Bei der Verwendung

mehrerer Module k�onnen W�arme{ und Strombedarf 
exibler abgefahren

werden, allerdings sind die Investitionskosten h�oher.

Hieraus ergeben sich eine ganze Reihe verschiedener Kombinationsm�oglich-

keiten. Um eine g�unstige Anlagenkon�guration zu ermitteln, wurde die Wirt-

schaftlichkeitsberechnung f�ur 33 verschiedene BHKW{Module in ca. 200 Varian-

ten durchgef�uhrt. Dabei hat sich herausgestellt, da�

4Hierin ist die minimale Leistung der Anlagen nicht aufgef�uhrt, soda� unklar ist, wie weit die

einzelnen Modelle auch mit Teillast betrieben werden k�onnen. F�ur die Absch�atzung der Kosten

wird hier angenommen, da� bis auf die kleinen Anlagen der Firmen Icemaster und Senertec alle

Anlagen auf bis zu 50% der Nennleistung heruntergefahren werden k�onnen.
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Jährliche Kostenersparnis für verschiedene 
Anlagenkonfigurationen
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Abbildung 8.8: J�ahrliche Kostenersparnis mit verschiedenen KWK{Anlagen f�ur

den Industriebetrieb A

� sich mit sehr vielen verschiedenen Anlagenkon�gurationen ein wirtschaftli-

cher Betrieb gestalten l�a�t. Die j�ahrlichen Kosteneinsparungen liegen dabei

h�au�g �uber 40.000 DM.

� die Hochtemperaturnutzung mit einem Abhitzekessel zur Dampferzeugung

gegen�uber der reinen Niedertemperaturnutzung wirtschaftlicher ist.

� zwei oder drei BHKW{Module { je nach Anlagengr�o�e { zu einem deutlich

besseren Ergebnis f�uhren als die Verwendung von einem Modul.

� Analgen mit einer Gesamtleistung knapp unter 700 kWel aufgrund der

eingesparten Stromsteuer gegen�uber gr�o�eren Anlagen einen kleinen wirt-

schaftlichen Vorteil haben.

In Abbildung 8.8 ist die j�ahrliche Kosteneinsparung f�ur alle untersuchten An-

lagenkon�gurationen mit einer Hochtemperaturnutzung dargestellt, bei denen ein

wirtschaftlicher Betrieb m�oglich ist. Die Abbildung verdeutlicht, da� die Wirt-

schaftlichkeit vor allem von den technischen Eigenschaften der jeweiligen Modelle

und weit weniger von der elektrischen Gesamtleistung abh�angt.

Unterhalb der 700 kW{Grenze ist die Verwendung von 2 Modulen in der

Gr�o�enordnung von je 300 kWel am g�unstigsten. Oberhalb der 700 kW{Grenze

f�uhrt der Einsatz von drei Modulen mit einer Gesamtleistung von ca. 1,6 MWel zu
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Elektrische Nennleistung kWel 484,0 507,0 515,0 542,0 608,0 610,0 677,0 736,0 765,0 337,0
Anzahl der Module 1 1 1 1 1 1 1 1 1 2

Stromerzeugungskosten (mit Stromsteuer)
Kosten zur Deckung des Strombedarfs

ohne BHKW Pf/kWh 11,4 11,4 11,4 11,4 11,4 11,4 11,4 11,4 11,4 11,43
mit BHKW Pf/kWh 11,1 11,2 11,0 11,0 10,9 11,0 10,9 11,1 11,2 11,4
Differenz Pf/kWh 0,3 0,2 0,4 0,4 0,50 0,4 0,52 0,3 0,2 0,1

Kosten für Vollstrombezug ohne BHKW TDM/a 1.928 1.928 1.928 1.928 1.928 1.928 1.928 1.928 1.928 1.928
Nettokosten mit BHKW TDM/a 1.878 1.888 1.860 1.859 1.844 1.853 1.841 1.870 1.891 1.916
Jährliche Kostenersparnis mit BHKW TDM/a 50 40 68 69 84 75 87 58 37 12
Stromerzeugungskosten des BHKW Pf/kWh 10,2 10,5 9,7 9,8 9,5 9,8 9,7 10,3 10,6 11,2

Auslastung des BHKW
Jahresvollaststunden h/a 8.120 8.115 7.732 7.916 7.012 7.846 7.587 6.996 5.742 7.355
Stromverbrauch MWh/a 16.863 16.863 16.863 16.863 16.863 16.863 16.863 16.863 16.863 16.863
Stromproduktion des BHKW MWh/a 3.930 4.114 3.982 4.290 4.263 4.786 5.137 5.149 4.393 4.957
Verkaufte  Strommenge (Überschußstrom) MWh/a 11 17 17 33 35 79 127 106 44 104
Stromproduktion für den Eigenverbrauch MWh/a 3.919 4.097 3.964 4.258 4.228 4.707 5.010 5.042 4.349 4.854
Anteil an der Deckung des Wärmebedarfs - 20,7% 21,1% 25,9% 25,3% 26,6% 25,6% 26,2% 26,4% 26,6% 26,4%
Anteil an der Deckung des Strombedarfs - 23,2% 24,3% 23,5% 25,2% 25,1% 27,9% 29,7% 29,9% 25,8% 28,8%

Tabelle 8.3: Vergleich verschiedener Anlagenvarianten f�ur den Industriebetrieb B

dem besten Ergebnis. Der Vorteil der gr�o�eren Variante mit drei Modulen besteht

darin, da� die BHKW einen gr�o�eren Anteil am Strom{ und W�armebedarf decken

k�onnen: Mit drei Modulen
"
G540\ der Firma Haats Blockheizkraft werden 29,1%

des W�armebedarfs und 43,6% des Strombedarfs gedeckt. Bei Verwendung von

zwei kleinen Modulen (ca. 300 kWel) liegt die Deckungsrate f�ur den W�armebedarf

bei 15% und f�ur den Strombedarf bei 19%. F�ur die folgenden Berechnungen wird

mit zwei Modulen Z 300 der Firma Zantingh GmbH die wirtschaftlichere, kleinere

Variante gew�ahlt.

Industriebetrieb B

In dem Industriebetrieb B wird hinter das BHKW noch ein Abhitzekessel zur

Dampferzeugung geschaltet. Aufgrund des relativ geringen Niedertemperaturbe-

darfs verdoppelt sich hierdurch die W�armemenge, die durch ein motorbetriebenes

BHKW bereitgestellt werden kann. Der mit einem BHKW abdeckbare W�arme-

bedarf liegt in einem Jahr zwischen ca. 700 und ca. 1000 kW. Diese Schwan-

kungsbreite kann ein BHKW{Modul mit Teillastbetrieb komplett abdecken. Der

Mehraufwand f�ur zwei Module w�urde sich allenfalls lohnen, um den Zusatzkessel

geringf�ugig kleiner zu dimensionieren und Kosten f�ur die Vorhaltung von Reser-

veleistung einzusparen.

In Tabelle 8.3 auf Seite 128 sind die Kosten zur Deckung des Strombedarfs

f�ur zehn Anlagenkon�gurationen aufgef�uhrt. Die niedrigsten Kosten zur Deckung

des Strombedarfs k�onnen in dieser Rechnung bei Verwendung von einem Modul

G680 der Firma Haats Blockheizkraft GmbH erreicht werden. Die Anlage hat

eine elektrische Nennleistung von 677 kW bei einer W�armenennleistung von 847
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kW. Das Verh�altnis der elektrischen Nennleistung zur W�armenennleistung ist mit

0,8 im Vergleich zu anderen Anlagen der gleichen Leistungsklasse relativ hoch.

Dies ist im Fall des Industriebetriebs B g�unstig, da die Anlagengr�o�e durch den

W�armebedarf begrenzt wird und mit dieser Kon�guration ein im Vergleich hoher

Deckungsanteil in der Stromerzeugung erreicht werden kann. Hierdurch k�onnen

Strombezugskosten vermieden werden.

Interessant ist der Vergleich mit der Anlage Blueline V16 der Firma Erd-

gas Energie Systeme. Bei dieser Anlage ist das Verh�alntis ~Pel= ~PW mit 0,6 im

Vergleich zu anderen Anlagen niedriger. Die relativ hohe W�armenennleistung

mindert in diesem Fall die j�ahrliche Auslastung und damit auch die Wirtschaft-

lichkeit, obwohl die Anlage mit 90% einen deutlich h�oheren Wirkunsgrad hat als

die ausgew�ahlte Anlage der Firma Haats mit 85%.

An diesem Beispiel wird deutlich, da� die Vermeidung von Strombezugsko-

sten bei der Wahl einer geeigneten Anlage h�oher zu bewerten ist als die Vermei-

dung von W�armeerzeugungskosten, da die spezi�schen Stromkosten h�oher als die

W�armekosten sind. Aus diesem Grund ist hier auch der Gesamtwirkungsgrad von

zweitrangiger Bedeutung.

In der letzten Spalte von Tabelle 8.3 auf Seite 128 ist das Berechnungsergebnis

f�ur eine zweimodulige Anlage mit etwa der gleichen elektrischen Gesamtleistung

aufgef�uhrt. Die Kosten zur Deckung des Strombedarf sind bei dieser Variante aus

den oben genannten Gr�unden deutlich h�oher.

Die Verwendung einer etwas gr�o�eren Anlage w�are zur Abdeckung des W�arme-

bedarfs durchaus sinnvoll. Allerdings wird dann die Grenze von 700 kW elektri-

scher Leistung �uberschritten, oberhalb derer die Befreiung von der Stromsteuer

entf�allt.

Niedrigenergiesiedlung

F�ur die Niedrigenergiesiedlung kommen BHKW mit einer elektrischen Leistung

von 10{30 kWel in Frage. In Abschnitt 8.7.3 wurde unter vereinfachten Rah-

menbedingungen eine optimale Anlagengr�o�e von 19,1 kWel ermittelt. Allerdings

k�onnen etwas kleinere Anlagen wirtschaftlicher betrieben werden.

Die Kosten zur Deckung des Strombedarfs und die Stromerzeugungskosten

aller Anlagen aus diesem Leistungsspektrum sind f�ur ein{ und zweimodulige An-

lagen in den Tabellen 8.2 und 8.4 aufgef�uhrt. Die niedrigsten Erzeugungskosten

k�onnen mit Anlagen im Bereich von 10{14 kWel erreicht werden. Der Einsatz von

zwei Modulen rechnet sich bei der Verbrauchscharakteristik der Niedrigenergie-

siedlung nicht.

F�ur die Berechnung der Wirtschaftlichkeit wird hier das Modell
"
elcon 15\

der Firma Steinecke Kraft{W�arme{Kopplung mit einer elektrischen Nennleistung

von 14 kW und einer thermischen Nennleistung von 28 kW verwendet. Mit dieser

Anlage k�onnen in der Jahressimulation die niedrigsten Kosten zur Deckung des

Strombedarfs erreicht werden. Dieses Modell eignet sich f�ur Niedrigenergiesied-
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Elektrische Modulleistung kWel 8,0 9,0 10,0 13,0 14,0

Anzahl der Module - 2 2 2 2 2

Stromerzeugungskosten (mit Stromsteuer)
Kosten zur Deckung des Strombedarfs

ohne BHKW Pf/kWh 21,4 21,4 21,4 21,4 21,4
mit BHKW Pf/kWh 22,1 22,0 21,7 22,1 22,5
Differenz Pf/kWh -0,7 -0,6 -0,2 -0,7 -1,1

Kosten für Vollstrombezug ohne BHKW DM/a 33.318 33.318 33.318 33.318 33.318
Nettokosten mit BHKW DM/a 34.367 34.307 33.705 34.396 35.085
Jährliche Kostenersparnis mit BHKW DM/a -1.049 -990 -388 -1.079 -1.767

Stromerzeugungskosten des BHKW Pf/kWh 22,5 22,5 21,8 22,5 23,1

Auslastung des BHKW
Jahresvollaststunden h/a 5.814 5.299 5.106 4.497 4.234
Stromverbrauch kWh/a 155.668 155.668 155.668 155.668 155.668
Stromproduktion des BHKW kWh/a 93.028 95.388 102.126 116.933 118.552
Verkaufte  Strommenge (Überschußstrom) kWh/a 1.195 2.034 3.173 14.067 16.513
Stromproduktion für den Eigenverbrauch kWh/a 91.834 93.354 98.953 102.867 102.039
Anteil an der Deckung des Wärmebedarfs - 36,5% 41,1% 41,5% 49,8% 51,6%
Anteil an der Deckung des Strombedarfs - 59,0% 60,0% 63,6% 66,1% 65,5%

Tabelle 8.4: Vergleich verschiedener Anlagenvarianten mit zwei Modulen f�ur die

Niedrigenergiesiedlung

lung besonders gut, weil das Verh�altnis von Stromerzeugung zu W�armeerzeugung

gro� ist und so eher dem hohen Verh�altnis des Strombedarfs zum W�armebedarf

entspricht: Bei einem geringemW�armebedarf im Sommer oder in den �Ubergangs-

zeiten kann so ein gr�o�erer Deckungsanteil f�ur den Strombedarf erzielt werden.

Ein Vergleich mit dem Model ASV18/43 der Firma energiewerkstatt/GLIZIE

GmbH ziegt, da� trotz der gr�o�eren elektrischen Leistung die Anlage der Firma

Steinecke auf l�angere Betriebszeiten kommt. Zudem liegen die spezi�schen Investi-

tionskosten nach der Richtpreis�ubersicht des Energiereferats der Stadt Frankfurt

(1999) f�ur diese Anlage mit 3.500 DM/kWel noch unter dem Durchschnitt aus

der Regressionsanalyse.

Mehrfamilienhaus

F�ur das Mehrfamilienhaus kommt wegen des geringen Strombedarfs in jedem

Fall nur eine einmodulige Anlage der kleinsten Leistungsklasse von 2,5{13 kWel

in Frage. Die Kosten zur Deckung des Strombedarfs wurden f�ur alle Anlagen

dieser Leistungsklasse berechnet und sind in Tabelle 8.5 auf Seite 131 zusammen-

gestellt. Danach k�onnen mit der kleinsten Anlage auch die niedrigsten Kosten

erzielt werden.

F�ur die Berechnung der Wirtschaftlichkeit des Mehrfamilienhauses wird trotz

der hier etwas h�oheren Kosten aus verschiedenen Gr�unden die Anlage
"
Sachs
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Elektrische Nennleistung kWel 2,5 5,0 8,0 9,0 10,0 13,0

Stromerzeugungskosten (mit Stromsteuer)
Kosten zur Deckung des Strombedarfs

ohne BHKW Pf/kWh 25,5 25,5 25,5 25,5 25,5 25,5
mit BHKW Pf/kWh 27,3 28,0 29,4 30,9 31,5 35,1
Differenz Pf/kWh -1,8 -2,5 -3,9 -5,4 -6,1 -9,6

Kosten für Vollstrombezug ohne BHKW DM/a 9.761 9.761 9.761 9.761 9.761 9.761
Nettokosten mit BHKW DM/a 10.457 10.734 11.254 11.847 12.079 13.431
Jährliche Kostenersparnis mit BHKW DM/a -696 -973 -1.494 -2.086 -2.319 -3.670

Stromerzeugungskosten des BHKW Pf/kWh 29,7 29,9 30,8 33,2 34,0 40,7

Auslastung des BHKW
Jahresvollaststunden h/a 6.729 5.541 3.941 3.520 4.106 3.519
Stromverbrauch kWh/a 38.293 38.293 38.293 38.293 38.293 38.293
Stromproduktion des BHKW kWh/a 16.822 27.706 31.526 31.676 41.061 45.746
Verkaufte  Strommenge (Überschußstrom) kWh/a 208 5.733 3.269 4.526 13.752 21.643
Stromproduktion für den Eigenverbrauch kWh/a 16.614 21.973 28.257 27.149 27.309 24.103
Anteil an der Deckung des Wärmebedarfs - 19,7% 29,4% 28,9% 31,8% 38,9% 45,5%
Anteil an der Deckung des Strombedarfs - 43,4% 57,4% 73,8% 70,9% 71,3% 62,9%

Tabelle 8.5: Vergleich verschiedener Anlagenvarianten f�ur das Mehrfamilienhaus

HKA G 5.0\ der Firma Senertec gew�ahlt. Das kleinere Modell der Firma Icema-

ster erreicht bei Nennlast einen Wirkungsgrad von 78% bezogen auf den Heizwert.

Hiermit kann der f�ur die Befreiung von der Mineral�olsteuer ausschlaggebende Jah-

resnnutzungsgrad von mindestens 70% bezogen auf den Brennwert kaum erreicht

werden. Zudem d�urften die tats�achlichen Investitionskosten f�ur eine so kleine

Anlage deutlich �uber dem aus der Regressionsanalyse ermittelten Wert liegen.

Die Anlage der Firma Senertec wurde bereits vielfach eingesetzt und wird

von verschiedenen unabh�angigen Fachleuten wegen des hohen Wirkungsgrades

und der hohen Zuverl�assigkeit empfohlen. Die spezi�schen Investitionskosten f�ur

das Modul liegen nach der Richtpreis�ubersicht der Stadt Frankfurt (1999) mit

4.700 DM/kWel deutlich unter dem Preis, der sich aus der Regressionsanalyse f�ur

diese Anlagengr�o�e ergibt. Die Anlage kann nicht mit Teillast betrieben werden.
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Kapitel 9

Darstellung der Ergebnisse

In diesem Kapitel werden die Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitsanalyse f�ur die

vier ausgew�ahlten Referenzobjekte dargestellt und bewertet. Zun�achst wird die

Wirtschaftlichkeit unter den in Kapitel 6 und 7 festgelegten Rahmenbedingungen

f�ur den Referenzfall untersucht. In einem zweiten Schritt wird mit Hilfe von Sen-

sitivit�atsanalysen detailliert analysiert, welchen Ein
u� die Rahmenbedingungen

{ insbesondere die Liberalisierung der Elektrizit�atswirtschaft und die �okologische

Steuerreform, aber auch die H�ohe von Brennsto�preisen und Zinss�atzen { auf die

Wirtschaftlichkeit von KWK{Anlagen haben. Die Ergebnisse aus den Berechnun-

gen sind tabellarisch im Anhang C zusammengestellt.

9.1 Wirtschaftlichkeit unter den Referenzannah-

men

Im folgenden werden die Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitsanalyse unter den Re-

ferenzannahmen dargestellt. Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und die

H�ohe der wichtigsten Ein
u�gr�o�en sind in Tabelle 9.1 auf Seite 134 f�ur die

vier Referenzobjekte noch einmal zusammengefa�t. Bei den dargestellten Zah-

len handelt es sich zum Teil um reale nivellierte Durchschnittskosten �uber die

Betriebszeit, die mit der in Kapitel 8 beschriebenen Methode bestimmt wurden.

Alle Kosten und Erl�ose bei Einsatz einer KWK{Anlage werden einem Ver-

gleichssystem ohne KWK{Anlage gegen�ubergestellt, in dem der Strom komplett

von einem EVU bezogen und die W�arme in einem konventionellen Kessel be-

reitgestellt wird. Das System mit KWK{Anlage und das Vergleichssystem sind

in Abbildung 5.1 auf Seite 42 dargestellt. Ziel der Wirtschaftlichkeitsanalyse ist

die Gegen�uberstellung der Kosten zur Deckung des Strombedarfs mit und ohne

KWK{Anlage.

In Abbildung 9.1 auf Seite 134 ist der relative Kostenvorteil der KWK{Anlage

gegen�uber dem Vergleichssystem (Vollstrombezug und W�armeerzeugung in kon-

ventionellem Kessel) f�ur alle vier Referenzobjekte aufgef�uhrt. Der Kostenvorteil

133
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Verbrauchsdaten
Stromverbrauch MWh/a 19.080 16.863 156 38
Wärmeverbrauch MWh/a 38.996 23.263 513 220

KWK-Anlage
Anzahl der Module - 2 1 1 1
Elektrische Gesamtleistung kWel 604,0 677,0 14,0 5,0
Thermische Gesamtleistung kW 1020,0 847,0 28,0 12,3
Gesamtnutzungsgrad - 78% 72% 76% 76%

Kosten
Investitionskosten DM 883.904 881.833 54.880 26.320
Durchschnittlicher Erdgaspreis Pf/kWh 2,7 2,8 3,2 3,6
Durchschnittliche Wartungskosten Pf/kWhel 2,7 2,3 6,1 7,8
Durchschnittliche Strombezugskosten ohne BHKW Pf/kWhel 12,1 10,8 18,0 22,1
Durchschnittliche Stromsteuer Pf/kWhel 0,7 0,7 3,4 3,4

Tabelle 9.1: Rahmendaten f�ur die Berechnung der Wirtschaftlichkeit von KWK{

Anlagen f�ur die vier Referenzobjekte

Wirtschaftlichkeit unter den Referenzannahmen
Kostendifferenz gegenüber dem Vollstrombezug

-2,3%

-4,5%

-3,5%

6,4%

-6,0%

-4,0%

-2,0%

0,0%

2,0%

4,0%

6,0%

8,0%

Industriebetrieb A Industriebetrieb B Niedrigenergiesiedlung

Mehrfamilienhaus

Abbildung 9.1: Wirtschaftlichkeit der KWK{Anlagen unter den Referenzannah-

men
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Nominale Verzinsung des eingesetzten Kapitals
Referenzfall
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Industriebetrieb A Industriebetrieb B Niedrigenergiesiedlung Mehrfamilienhaus

kalk. nominaler Zinssatz

Abbildung 9.2: Nominale Verzinsung des eingesetzten Kapitals unter den Refe-

renzannahmen

wird nach Gleichung 8.40 auf Seite 115 bestimmt, indem die Di�erenz der j�ahr-

lichen Kosten mit und ohne KWK{Anlage auf die Kosten ohne KWK{Anlage

bezogen wird.

Danach ist bei den Industriebetrieben und der Niedrigenergiesiedlung der Ein-

satz von KWK{Anlagen unter den oben getro�enen Annahmen wirtschaftlich. Bei

dem Mehrfamilienhaus ist unter diesen Rahmebedingungen ein wirtschaftlicher

Betrieb nicht m�oglich.

Deutlicher wird die betriebswirtschaftliche Perspektive noch bei dem Vergleich

der internen Verzinsung des eingesetzten Kapitals (Return on Investment) in Ab-

bildung 9.2.1 Bei den Industriebetrieben liegt die Verzinsung mit 18% und 23%

sp�urbar �uber dem geforderten kalkulatorischen Mischzinssatz von 10%. Dies liegt

vor allem daran, da� die spezi�schen Investitionskosten und auch die spezi�schen

Wartungskosten bei Anlagen dieser Gr�o�e deutlich niedriger sind als bei klei-

nen Anlagen. Bei dem Mehrfamilienhaus ist immerhin noch ein wirtschaftlicher

Einsatz einer KWK{Anlage bei einer Verzinsung unter 6% m�oglich.

Die Ergebnisse sollten vor dem Hintergrund interpretiert werden, da� bei der

Absch�atzung der Kosten eher vorsichtige Annahmen getro�en wurden. Auch wur-

den verschiedene andere Ma�nahmen, wie eine Brennwert{Nutzung, die Verwen-

dung eines Pu�erspeichers oder das Abfahren von Leistungsspitzen nicht ber�uck-

1Hierbei wird keine Unterscheidung zwischen Eigen{ und Fremdkapital getro�en.
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sichtigt. Hierdurch k�onnte sich die Wirtschaftlichkeit im Einzelfall noch besser

darstellen. Zu Bedenken ist allerdings auch, da� Objekte ausgew�ahlt wurden, die

�uber einen hohen Strom{ und W�armebedarf verf�ugen und daher g�unstige Ein-

satzm�oglichkeiten f�ur die KWK bieten.

Bei dem Mehrfamilienhaus und der Niedrigenergiesiedlung sind die Konditionen f�ur den

Voll{ bzw. Zusatzstrombezug wichtig. Im Referenzfall wird bei der Niedrigenergiesiedlung davon

ausgegangen, da� die Haushalte auch im Vergleichsfall ohne KWK{Anlage Strom geb�undelt

beziehen und daher relativ niedrige Strombezugskosten haben. Wird der Betrieb einer KWK{

Anlage damit verglichen, da� die Haushalte jeweils einzeln Strom beziehen, so stellt sich die

Wirtschaftlichkeit der KWK{Anlage noch besser dar: Die Kostenersparnis mit KWK{Anlagen

gegen�uber dem Vollstrombezug liegt dann bei 17% anstelle von 3,5% im Referenzfall (vgl.

Anhang C).

Bei dem Mehrfamilienhaus kommen aufgrund der Struktur des Stromverbrauchs grunds�atz-

lich zwei Tari�ormen in Frage (vgl. Kapitel 7.5.3 auf Seite 82�): Ein Tarif ohne Leistungsmes-

sung und ein Tarif mit 96{Stunden{Leistungsmessung.2 Im Referenzfall wird der Tarif ohne

Leistungsmessung f�ur den Vollstrombezug und den Zusatzstrombezug zugrunde gelegt. Bei Be-

trieb einer KWK{Anlage sind die Kosten zur Deckung des Strombedarfs hier unabh�angig von

dem Tarifsystem. Im Vergleichsfall kann allerdings durch die B�undelung der Haushaltskunden

bei einem �Ubergang zur 96{Stunden{Leistungsmessung eine deutliche Kostenersparnis erreicht

werden. Wird die Wirtschaftlichkeit einer KWK{Anlage mit diesem Szenario verglichen, so

stellt sich die Situation noch schwieriger dar: Mit dem Betrieb der KWK{Anlage sind dann

Mehrkosten von 18,5% verbunden (vgl. Anhang C).

Aus diesen �Uberlegungen wird deutlich, da� der B�undelungse�ekt bei kleinen KWK{Anlagen

nicht au�er Acht gelassen werden darf. Es mu� von Fall zu Fall unterschieden werden, ob die

B�undelung mehrerer Haushaltskunden in Frage kommt.

In den Industriebetrieben mit einem hohen Strom{ und W�armebe-

darf und in der Niedrigenergiesiedlung l�a�t sich mit den unterstell-

ten Rahmenbedingungen ein wirtschaftlicher Betrieb von KWK{

Anlagen gestalten. Die j�ahrlichen Kosteneinsparungen gegen�uber

dem Vollstrombezug liegen zwischen 2,3% und 4,5%. In demMehr-

familienhaus ist ein wirtschaftlicher Betrieb nicht m�oglich: Hier

f�uhrt der Einsatz einer KWK{Anlage im Vergleich zum Vollstrom-

bezug zu Mehrkosten von 6,4%. Bei den Industriebetrieben kann

aufgrund der niedrigeren Investitionskosten in Bezug auf die An-

lagengr�o�e eine relativ hohe Verzinsung des eingesetzten Kapitals

erreicht werden (18% und 23%).

9.2 Vermeidung von CO2{Emissionen

Bei der Kraft{W�arme{Kopplung wird die Brennsto�energie besser ausgenutzt

als bei der getrennten Erzeugung von Strom und W�arme. Hierdurch werden auch

CO2{Emissionen vermieden. Die H�ohe der vermiedenen CO2{Emissionen h�angt

2Der Tarif mit 96{Stunden{Leistungsmessung wird nur von einigen EVU angeboten.
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Zusätzlicher Erdgasverbrauch MWh/a 4.752 7.830 132 45

CO2-Emissionen aus zus. Erdgasverbrauch t/a 955 1.573 27 9

Stromproduktion des BHKW MWh/a 3.619 5.137 82 28

Vermiedene CO2-Emissionen Strom t/a 1.856 2.634 42 14

Vermiedene CO2-Emsissionen t/a 901 1.061 16 5

Veränderung gegenüber Vollstrombezug - -11,5% -22,7% -10,6% -8,3%

CO2-Vermeidungskosten ohne Steuern DM/t -35 -59 129 307

Tabelle 9.2: Vermeidung von CO2-Emissionen und CO2-Vermeidungskosten

von der CO2{Intensit�at der durchschnittlichen Stromerzeugung, von der EÆzienz

der KWK{Anlage und von dem verwendeten Brennsto� ab. In Tabelle 9.2 ist

dargestellt, wie die vermiedenen CO2{Emissionen f�ur die vier Referenzobjekte

zustande kommen.

Aufgrund der Gr�o�e der KWK{Anlagen haben vor allem die Industriebetriebe

ein hohes Potential zur CO2{Vermeidung. In beiden Betrieben werden mit den

hier ausgew�ahlten Anlagen j�ahrlich etwa 1000 t CO2 vermiedenen.

Die relative Einsparung von CO2{Emissionen in Bezug auf die Emissionsmen-

ge bei einer konventionellen W�armeerzeugung und Vollstrombezug liegt zwischen

8,3% beim Mehrfamilienhaus und 22,7% beim Industriebetrieb B (s. Abbildung

9.3 auf Seite 138). Bei der Bewertung dieser Zahlen ist zu beachten, da� die hier

ermittelten Einsparungen in mehrfacher Hinsicht untere Grenzwerte darstellen:

1. Die W�armeerzeugung in den KWK{Anlagen verdr�angt hier nicht alte An-

lagen mit schlechten Wirkungsgraden, wie es in der Praxis h�au�g der Fall

ist, sondern moderne Heizkessel auf Erdgasbasis, die bei der Niedrigenergie-

siedlung und dem Mehrfamilienhaus auch den Brennwert des Brennsto�s

ausnutzen. Hieraus sind auch die niedrigeren Werte bei diesen Referenzob-

jekten zu erkl�aren.

2. Die Anlagen wurden insbesondere bei den Industriebetrieben in Hinblick

auf lange Laufzeiten und den Entfall der Stromsteuer relativ klein dimen-

sioniert. Hierdurch ist auch ihr Deckungsanteil am gesamten Strom{ und

W�armebedarf vergleichsweise gering. Bei etwas gr�o�eren Anlagen lassen sich

durchaus h�ohere CO2{Einsparungen erzielen.

3. Es wurde davon ausgegangen, da� die CO2{Emissionen aus der durch-

schnittlichen Stromerzeugung in Deutschland gegen�uber dem heutigen Ni-
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Vermiedene CO2-Emissionen
gegenüber einer Wärmebereitstellung mit Erdgas und Strombezug
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Abbildung 9.3: Einsparung von CO2{Emissionen gegen�uber dem Vergleichssystem

(Strombezug und W�armeerzeugung mit Erdgas)

veau weiter sinken. Tats�achlich k�onnte sich das derzeitige Niveau durch den

Ausstieg aus der Atomenergie stabilisieren.

Interessant ist auch die H�ohe der CO2{Vermeidungskosten bei den verschiede-

nen Anlagen (s. Abbildung 9.4 auf Seite 139).3 Bei den Industriebetrieben ist der

Einsatz von KWK{Anlagen auch ohne die steuerlichen Anreizwirkungen der �oko-

logischen Steuerrefrom wirtschaftlich. Die CO2{Vermeidungskosten sind negativ.

Bei der Niedrigenergiesiedlung und dem Mehrfamilienhaus sind die durchschnitt-

lichen CO2{Vermeidungskosten mit 129 und 307 DM/t vergleichsweise hoch. Dies

liegt vor allem an den hohen spezi�schen Investitions{ und Wartungskosten sowie

an der Voraussetzung von Brennwert{Technologie im Vergleichssystem.4

3Hierbei sind nicht die betriebswirtschaftlichen, sondern die volkswirtschaftlichen Kosten

von Interesse sind. Externe Kosten werden hier wegen der Probleme bei ihrer Monetarisierung

nicht ber�ucksichtigt. Die CO2{Vermeidungskosten werden daher ohne die Ber�ucksichtigung von

Strom{ und Erdgassteuer bestimmt.
4Die hier dargestellten Werte f�ur die CO2{Vermeidungskosten sind mit Vorsicht zu behan-

deln, da sie in Bezug auf viele Rahmenbedingungen sehr sensitiv sind.
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CO2-Emissionen-Vermeidungskosten
ohne Berücksichtigung von Erdgas- und Stromsteuern
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Abbildung 9.4: CO2{Vermeidungskosten ohne die Ber�ucksichtigung von Erdgas{

und Stromsteuer

In absoluten wie relativen Zahlen haben besonders die Industrie-

betriebe ein hohes Potential zur CO2{Vermeidung, das unter den

hier verwendeten Rahmenbedingungen ohne zus�atzliche Kosten

erschlossen werden kann. Die CO2{Vermeidung ist bei der Nied-

rigenergiesiedlung und dem Mehrfamilienhaus deutlich geringer,

die CO2{Vermeidungskosten ohne Steuern sind hier vergleichswei-

se hoch.

9.3 Liberalisierung der Elektrizit�atswirtschaft

Die Liberalisierung der Elektrizit�atswirtschaft hat eine erhebliche Senkung der

Strompreise zur Folge. In dem Berechnungsmodell wird diese Entwicklung durch

verschiedene Sensitivit�atsanalysen ber�ucksichtigt. Dabei werden neben real kon-

stanten Preisen (SzenarioKeine Liberalisierung) nominale Preissenkungen von

10, 25 und 40 Prozent untersucht. F�ur Haushaltskunden wurde die Preissenkung

in den Szenarios um ein Drittel geringer angesetzt (vgl. Abschnitt 7.5.1).

Die Ergebnisse aus den Sensitivit�atsanalysen sind in Abbildung 9.5 skizziert.

Danach beein
u�t das zuk�unftige Strompreisniveau die Wirtschaftlichkeit von

KWK{Anlagen ma�geblich.
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Abbildung 9.5: Auswirkungen der Liberalisierung der Elektrizit�atswirtschaft auf

die Wirtschaftlichkeit der KWK{Anlagen gegen�uber dem Vollstrombezug

Bei real konstanten Preisen auf dem Niveau vor der Liberalisierung ist bei

allen vier Referenzobjekten ein wirtschaftlicher Betrieb m�oglich. Durch den Ein-

satz der KWK{Anlagen k�onnen 2,4 { 10,6% der Kosten gegen�uber dem Voll-

strombezug eingespart werden. Dies sind in Bezug auf das eingesetzte Kapital

beachtliche Ertr�age: Bei dem Industriebetrieb A betr�agt die nominale Verzinsung

des eingesetzten Kapitals unter diesen Rahmenbedingungen 32%, bei dem In-

dustriebetrieb B sind es 40%, bei der Niedrigenergiesiedlung 20% und bei dem

Mehrfamilienhaus immerhin noch 11,5%.

Bereits bei einem geringen Strompreisverfall von nominal 6,7% in 5 Jahren

ist im Fall des Mehrfamilienhauses ein wirtschaftlicher Betrieb der KWK{Anlage

bei der geforderten Verzinsung nicht mehr realisierbar.

Bei einem hohen Strompreisverfall von nominal 40% lohnt sich der Einsatz

von KWK{Anlagen nur noch bei den Industriebetrieben. Die j�ahrlichen Kosten-

einsparungen mit einer KWK{Anlage sind im Vergleich zum Szenario Keine

Liberalisierung um den Faktor vier bis f�unf zur�uckgegangen.

Aus Abbildung 9.5 wird auch deutlich, da� die kleinen Referenzobjekte Niedri-

genergiesiedlung undMehrfamilienhaus von der Strompreissenkung o�ensichtlich

st�arker betro�en sind. Bei real konstanten Strompreisen k�onnen im Fall der Nied-

rigenergiesiedlung die h�ochsten relativen Kosteneinsparungen erwirtschaftet wer-

den, bei einem starken Strompreisverfall ist eine KWK{Anlage hier jedoch nicht

mehr wirtschaftlich, w�ahrend ein Einsatz in den Industriebetrieben noch Kosten-
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vorteile scha�t. Auch bei dem Mehrfamilienhaus ist bei sinkenden Strompreisen

ein relativer Kostenzuwachs f�ur die KWK{Anlage gegen�uber dem Vergleichssy-

stem zu verzeichnen.

Der Strompreisverfall infolge der Liberalisierung beein
u�t die

Wirtschaftlichkeit von KWK{Anlagen ma�geblich und weit mehr

als andere Ein
u�faktoren. Anlagen, die bei dem derzeitigen Preis-

niveau wirtschaftlich sind, werden z.T. unwirtschaftlich. In an-

deren F�allen k�onnen nur noch geringere Kosteneinsparungen er-

wirtschaftet werden. Generell sind kleine KWK{Anlagen von der

Strompreissenkung mehr betro�en als gr�o�ere Anlagen.

9.4 �Okologische Steuerreform

Die Rolle der �okologischen Steuerreform wird ebenfalls mit Hilfe von zwei Sen-

sitivit�atsanalysen herausgearbeitet. Im Referenzfall wird angenommen, da� der

Beschlu� der Bundesregierung vom 23. Juni 1999 umgesetzt wird, gem�a� dem die

Stromsteuer bis zum Jahr 2003 um j�ahrlich 0,5 Pf/kWh erh�oht wird und die Erd-

gassteuer sich gegen�uber der ersten Stufe vom 1. April 1999 nicht �andert. Daneben

wird die Weiterf�uhrung der �okologischen Steuerreform bis 2007 und der Stand oh-

ne �okologische Steuerreform vor dem 1. April 1999 betrachtet. Die Ergebnisse der

Sensitivit�atsanalysen sind in Abbildung 9.6 auf Seite 142 gegen�ubergestellt.

Bei allen Referenzobjekten verbessert die �okologische Steuerreform die wirt-

schaftlichen Rahmenbedingungen nachhaltig. Besonders deutlich ist der Vorteil

bei der nicht{gewerblichen Eigenerzeugung (hier in der Niedrigenergiesiedlung

und im Mehrfamilienhaus), bei der die volle H�ohe der Stromsteuer f�ur eigen-

erzeugten Strom entf�allt. In der Niedrigenergiesiedlung w�are ohne diesen Steu-

ervorteil ein wirtschaftlicher Betrieb nicht m�oglich. Bei dem Mehrfamilienhaus

k�onnen die j�ahrlichen Mehrkosten mit einer KWK{Anlage gegen�uber dem Voll-

strombezug immerhin von 1721 DM/a um 64% auf 620 DM/a gesenkt werden.

Der gro�e Unterschied zwischen den Industriebetrieben und den nicht{ge-

werblichen KWK{Anlagen ist in erster Linie auf die Erm�a�igungen f�ur Gewer-

bebetriebe zur�uckzuf�uhren (s. Abbildung 9.7 auf Seite 142). W�ahrend die nicht{

gewerblichen Verbraucher bei jeder Kilowattstunde Strom durchschnittlich 3,41

Pfennige Stromsteuer sparen, entspricht die Ersparnis bei den Industriebetrieben

nur dem erm�a�igten Steuersatz von 20%. Weniger ausgepr�agt ist diese Tendenz

bei der vermiedenen Erdgassteuer. Hier betragen die Steuers�atze zum Heizen bei

Gewerbekunden 0,424 Pf/kWh und bei Haushaltskunden 0,68 Pf/kWh.

Bei der Weiterf�uhrung der �okologischen Steuerreform bis 2007 sind die zus�atz-

lichen Kosteneinsparungen kleiner. Die weitere Erh�ohung der Stromsteuer f�uhrt



142 KAPITEL 9. DARSTELLUNG DER ERGEBNISSE

Ökologische Steuerreform
Kostendifferenz gegenüber dem Vollstrombezug

-0,6%
-2,3% -2,4%-1,9%

-4,5% -4,8%

8,9%

-3,5%
-4,9%

20,4%

6,4%
4,8%

-15%

-10%

-5%

0%

5%

10%

15%

20%

25%

Industriebetrieb A
Industriebetrieb B
Niedrigenergiesiedlung
Mehrfamilienhaus

Keine ökologische
Steuerreform

Weiterführung
bis 2003

(Referenzfall)

Weiterführung
bis 2007

Abbildung 9.6: Ein
u� der �okologischen Steuerreform auf die Wirtschaftlichkeit

der KWK{Anlagen gegen�uber dem Vollstrombezug
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vor allem bei der Niedrigenergiesiedlung und dem Mehrfamilienhaus zu zus�atzli-

chen Entlastungen.

Ein Problem bei der �okologischen Steuerreform besteht in der Festlegung der

Grenze, unterhalb derer eigenerzeugter und eigengenutzter Strom nicht versteu-

ert werden mu�. Im Fall der Industriebetriebe f�uhrt die derzeitige Grenze von

700 kWel dazu, da� eine Anlagenkon�guration mit einer Gesamtleistung unter

dieser Grenze am g�unstigsten ist. Ohne die Befreiung von der Stromsteuer ist

jedoch der Einsatz von gr�o�eren Anlagen wirtschaftlicher: Beim Industriebetrieb

A k�onnte dann mit einer dreimoduligen Anlage mit einer Gesamtleistung von 1,6

MWel anstelle von 604 kWel eine Kostenerparnis von 50 TDM/a anstelle von 30

TDM/a erwirtschaftet werden. Mit der gr�o�eren Anlage k�onnte auch die Vermei-

dung von CO2{Emissionen mehr als verdoppelt werden. In diesem Fall f�uhrt die

Festlegung der Befreiungsgrenze aus volkswirtschaftlicher Perspektive zu einer

Fehlallokation.

Die Steuerbefreiungen im Rahmen der �okologischen Steuerreform

setzen klare Anreize zu einem verst�arkten Einsatz von KWK{

Anlagen. Besonders bei nicht{gewerblichen Anlagen f�uhrt die

Befreiung von der Stromsteuer zu einer St�arkung der Wettbe-

werbsf�ahigkeit. In gro�en Industriebetrieben ist die Anreizwirkung

eher gering. Die Befreiungsgrenze von 700 kWel bei der Strom-

steuer kann hier zu Fehlallokationen bei der Dimensionierung der

Anlagengr�o�e f�uhren. Die Weiterf�uhrung der �okologischen Steuer-

reform bis 2007 f�uhrt zu einem zus�atzlichen, aber weniger signi�-

kanten �okonomischen Vorteil f�ur KWK{Anlagen.

9.5 Erdgaspreise

Die Sensitivit�at der Erdgaspreise wird neben dem Referenzfall in zwei weiteren

Szenarios untersucht, in denen jeweils h�ohere und niedrigere Preise angesetzt

werden (vgl. Kapitel 7.2 auf Seite 66�). Dabei wurden relativ gro�e Spannbreiten

abgedeckt, soda� die Ergebnisse der Sensistivit�atsanalysen nach oben und nach

unten �au�ere Grenzen darstellen.

Aus Abbildung 9.8 auf Seite 144 wird deutlich, da� alle Anlagen in �ahnlicher

Weise von einer �Anderung des Erdgaspreises betro�en sind. Die hohen Erdgas-

preise f�uhren insbesondere bei dem Mehrfamilienhaus zu erheblichen Mehrkosten

gegen�uber dem Vollstrombezug.

Doch das Erdgaspreisniveau beein
u�t die Wirtschaftlichkeit der KWK{Anla-

gen geringer, als der Anteil der Brennsto�kosten (40{60% der Erzeugungskosten)

zun�achst vermuten l�a�t. Dies hat zwei Ursachen:
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Abbildung 9.8: Ein
u� der Erdgaspreise auf die Wirtschaftlichkeit der KWK{

Anlagen gegen�uber dem Vollstrombezug

1. Der Erdgaspreis beein
u�t nicht nur die Kosten der KWK{Anlage, sondern

auch die H�ohe des anlegbarenW�armepreises. Bei einem h�oheren Erdgaspreis

kann der KWK{Anlage auch eine h�ohere W�armegutschrift zugeschrieben

werden.

2. In diesem Modell wurde die Abh�angigkeit des Strompreisniveaus von den

Erdgaspreisen nicht ber�ucksichtigt. Doch hier kann gerade f�ur die Zukunft

eine gr�o�ere Interdependenz erwartet werden, da eÆziente GuD{Kraftwerke

derzeit die g�unstigsten Kraftwerke sind und der Anteil der Stromerzeugung

auf Erdgasbasis somit steigen wird (Schneider 1998). In der Grundlast ma-

chen die Brennsto�kosten bei GuD{Kraftwerken bis 75% der j�ahrlichen Ko-

sten aus. Bei deutlich h�oheren oder deutlich niedrigeren Erdgaspreisen, wie

sie in den Sensitivit�atsanalysen ber�ucksichtigt wurden, kann also auch eine

entsprechende Anpassung des Strompreisniveaus erwartet werden.5

5Hinsichtlich der Vollkosten zur Stromerzeugung sind GuD{Kraftwerke am g�unstigsten, sie

haben aber im Vergleich zu anderen Kraftwerken h�ohere Brennsto�kosten, d.h. h�ohere kurzfri-

stige Grenzkosten. Werden alte Kraftwerke durch GuD{Kraftwerke ersetzt, so kann mittelfristig

erwartet werden, da� die kurzfristigen Grenzkosten von GuD{Kraftwerken auf einem Spotmarkt

die Preise bestimmen werden. In diesem Fall w�are die Abh�angigkeit des Strompreisniveaus vom

Erdgaspreis relativ hoch.
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Abbildung 9.9: Ein
u� der Erdgaspreise auf die Wirtschaftlichkeit der KWK{

Anlagen gegen�uber dem Vollstrombezug bei einer Anpassung des Strompreisnive-

aus

Die Ergebnisse in Abbildung 9.8 m�ussen vor diesem Hintergrund bewertet

werden. In der Sensitivit�atsanalyse Hohe Erdgaspreise liegen die Preise 34{

39% �uber den Erdgaspreisen im Referenzfall, in der Sensitivit�atsanalyse Nied-

rige Erdgaspreise 19{25% unter dem Niveau im Referenzfall. In einer zweiten

Sensitivit�atsanalyse wird angenommen, da� sich das Strompreisniveau in gerin-

gem Ma�e den Erdgaspreisen anpa�t: Bei hohen Erdgaspreisen wird ein um 5%

h�oheres Strompreisniveaus unterstellt, bei niedrigen Erdgaspreisen ein um 3%

niedrigeres Strompreisniveau.6

Abbildung 9.9 zeigt, da� unter diesen Rahmenbedingungen die Wirkung der

Erdgaspreise auf die Wirtschaftlichkeit der KWK{Anlagen abgeschw�acht wird.

Sollten die Erdgaspreise in Zukunft ma�geblich das Strompreisniveau bestim-

men, so kann erwartet werden, da� hohe Erdgaspreise die Wirtschaftlichkeit von

KWK{Anlagen beg�unstigen, denn KWK{Anlagen zeichen sich ja gerade durch

die bessere Ausnutzung des Brennsto�s aus.

6Diesen Zahlen entspricht eine Elastizit�at von ca. 13%
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In Bezug auf die Erdgaspreise h�angt die Wirtschaftlichkeit der

KWK{Anlagen ma�geblich davon ab, wie stark sich die Erdgas-

preise in der H�ohe des Strompreisniveaus niederschlagen. Ist das

Strompreisniveau unabh�angig vom Erdgaspreis, so wird die Wirt-

schaftlichkeit von KWK{Anlagen durch hohe Erdgaspreise be-

eintr�achtigt und durch niedrige Erdgaspreise beg�unstigt. In Zu-

kunft kann erwartet werden, da� der Strompreis deutlicher vom

Erdgaspreis abh�angt, da Kraftwerke auf Erdgasbasis im Vergleich

zu anderen Kraftwerkstypen derzeit am kosteng�unstigsten sind.

Das Erdgaspreisniveau spielt dann f�ur die Wirtschaftlichkeit von

KWK{Anlagen nur noch eine geringe Rolle.

9.6 Zinss�atze und Abschreibungszeit

Mit der Liberalisierung der Energiewirtschaft haben sich auch die �nanziellen

Rahmenbedingungen f�ur Investitionen in KWK{Anlagen ver�andert. Es gibt eine

hohe Unsicherheit �uber das zuk�unftige Strompreisniveau, die dazu f�uhrt, da�

Investoren z�ogern, Kapital in diesem Sektor �uber einen l�angeren Zeitraum zu

binden.

Diese Entwicklung kann in zweifacher Weise abgebildet werden: Einerseits

durch eine verk�urzte Abschreibungszeit, andererseits durch Risikozuschl�age und

damit eine h�ohere Verzinsung des eingesetzten Kapitals. Unabh�angig davon wird

eine k�urzere Abschreibungszeit h�au�g in Industriebetrieben gefordert, bei denen

sich der Strom{ und W�armebedarf kurzfristig �andern kann oder der Standort

zun�achst nur f�ur eine begrenzte Zeit fest eingeplant ist.

Im Referenzfall wird von einem nominalen kalkulatorischen Zinssatz von 10%

ausgegangen. In Sensitivit�atsanalysen werden Zinss�atze betrachtet, die um jeweils

ein Drittel h�oher bzw. niedriger liegen (Abbildung 9.10 auf Seite 147). Neben der

kalkulatorischen Abschreibungszeit von 12 Jahren ist die Wirkung einer auf 5

Jahre verk�urzten Abschreibungszeit in Abbildung 9.11 auf Seite 147 dargestellt.

Danach macht sich eine Ver�anderung von Abschreibungszeit oder Zinssatz

�uberproportional bei den kleinen Anlagen bemerkbar, bei denen die Investitions-

kosten h�oher sind und die kapitalgebundenen Kosten daher eine gr�o�ere Rolle

spielen. Besonders deutlich wird dies bei der auf 5 Jahre verk�urzten Abschrei-

bungszeit in Abbildung 9.11: Bei dem Mehrfamilienhaus liegen in diesem Fall die

Kosten zur Deckung des Strombedarfs mit einer KWK{Anlage um 26% �uber den

Kosten beim Vollstrombezug. Doch auch in den Industriebetrieben schrumpfen

bei einer Abschreibungszeit von 5 Jahren die Kostenvorteile auf 0,5% und 3,1%

zusammen.

Wenn die erh�ohte Unsicherheit in der Elektrizit�atswirtschaft tats�achlich dazu

f�uhrt, da� von den Kapitalgebern h�ohere Zinsen verlangt werden, so sind KWK{
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Abbildung 9.10: Ein
u� des Zinssatzes auf die Wirtschaftlichkeit der KWK{

Anlagen gegen�uber dem Vollstrombezug
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Abbildung 9.11: Ein
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Abbildung 9.12: Ein
u� der Preise f�ur �Uberschu�strom auf die Wirtschaftlichkeit

der KWK{Anlagen gegen�uber dem Vollstrombezug

Anlagen hiervon in besonderem Ma�e betro�en, da sie zwar die Brennsto�energie

besser ausnutzen, aber mit vergleichsweise hohen Investitionskosten verbunden

sind. Wird Kapital teuerer, so werden hohe Investitionsausgaben vermieden und

durch einen h�oheren Brennsto�verbauch substituiert.

Hohe Zinss�atze und kurze kalkulatorische Abschreibungszeiten

erh�ohen die kapitalgebundenen Kosten und verschlechtern die

Wettbewerbsf�ahigkeit von KWK{Anlagen gegen�uber der getrenn-

ten W�arme{ und Stromerzeugung. Hiervon sind besonders kleine

Anlagen mit hohen spezi�schen Investitionskosten betro�en.

9.7 Preise f�ur �Uberschu�strom

Die Liberalisierung der Energiewirtschaft er�o�net den Betreibern von KWK{

Anlagen die M�oglichkeit, �Uberschu�strom an Dritte zu verkaufen und hieraus

ggf. h�ohere Verg�utungen als nach der Verb�andevereinbarung zu erzielen. In diesem

Zusammenhang bietet der Verkauf an �Okostromanbieter besonders interessante

Perspektiven. H�ohere Preise f�ur �Uberschu�strom bieten auch einige kommunale

EVU im Rahmen von �o�entlichen Energiesparprogrammen an.
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Im Referenzfall werden f�ur den Verkauf von �Uberschu�strom bereits ver-

gleichsweise niedrige Preise angesetzt (vgl. Kapitel 7.6 auf Seite 86�). Die Wir-

kung h�oherer Preise f�ur �Uberschu�strom (13,5 Pf/kWh im ersten Betriebsjahr)

ist in Abbildung 9.12 dargestellt.

Im Fall der Industriebetriebe ist die Wirkung gering, weil die Anlagen so klein

dimensioniert sind, da� die Menge an �Uberschu�strom vernachl�assigbar klein ist.

Der Industriebetrieb A produziert keinen �Uberschu�strom, bei dem Industriebe-

trieb B betr�agt der Anteil des �Uberschu�stroms an der gesamten Eigenerzeugung

gerade einmal 0,8%. Angesichts dieses kleinen Anteils ist es beachtlich, da� sich

der Kostenvorteil bei den h�oheren Preisen f�ur �Uberschu�strom um 10% erh�oht.

Bei der Niedrigenergiesiedlung entfalten h�ohere Preise f�ur �Uberschu�strom

eine interessante Wirkung: Die optimale Betriebsweise �andert sich und es wird

zus�atzlicher Strom produziert und verkauft (Abbildung 9.13). Bei niedrigen Prei-

sen ist der Verkauf von �Uberschu�strom meistens unwirtschaftlich, die Anlage

wird daher �uberwiegend Stromgef�uhrt gefahren, sobald der Strombedarf unter

die Nennleistung absinkt. Eine Stromeinspeisung ist nur in 274 Stunden eines

Jahres (� 3,1%) rentabel.

Bei hohen Preisen k�onnen hingegen durch den zus�atzlichen Verkauf von �Uber-

schu�strom die Erl�ose erh�oht werden. Die Anlage wird nicht mehr stromgef�uhrt,

sondern w�armegef�uhrt gefahren. �Ubersch�ussiger Strom wird w�ahrend eines Jah-

res in 1780 Betriebsstunden eingespeist (� 20,3%). Durch die zus�atzliche Stro-

meinspeiung bei hohen Preisen f�ur �Uberschu�strom wird die Wirtschaftlichkeit

verbessert und die Laufzeit der Anlage erh�oht (von 5881 auf 6288 Jahresbenut-

zungsstunden).

Auch bei der Niedrigenergiesiedlung ist die Verbesserung der Wirtschaftlich-

keit vor dem Hintergrund zu beurteilen, da� die �Uberschu�strommenge mit einem

Anteil von 0,7% an der gesamten Stromerzeugung im Referenzfall und 6,7% bei

hohen Preisen f�ur �Ubersch�u�strom insgesamt relativ gering ist. Im Fall des Mehr-

familienhauses ist der Anteil des �Uberschu�stroms an der Eigenstromerzeugung

mit 21% relativ hoch, dennoch ist die Wirkung im Vergleich zu anderen Sensiti-

vit�atsanalysen, insbesondere dem Quotenmodell geringer.

H�ohere Preise f�ur �Uberschu�strom { wie sie vielleicht durch den

Verkauf an �Okostromanbieter oder eine garantierte Einspeise-

verg�utung erzielt werden k�onnen { reichen o�ensichtlich nicht aus,

um der KWK einen deutlichen Wettbewersvorteil zu verscha�en.

Dies liegt vor allem daran, da� die h�oherer Preise nur den Anlagen

zugute kommen, die auch einen mengenm�a�ig relevanten Anteil an
�Uberschu�strom produzieren. Eine gesetzliche Regelung im Sinne

einer Einspeiseverg�utung wie bei Strom aus regenerativen Ener-

giequellen kann die Wirtschaftlichkeit von KWK{Anlagen daher

auch nur begrenzt verbessern.
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Abbildung 9.13: Kostenoptimale Betriebsweise der KWK{Anlage in der Niedrig-

energiesiedlung bei hohen und niedrigen Preisen f�ur �Uberschu�strom

9.8 Quotenregelung

Um den Anteil der KWK an der Stromerzeugung nachhaltig und eÆzient zu

erh�ohen, wurde von den Stadtwerken M�unchen und Traube (1999) die Einf�uhrung

eines Quotenmodells vorgeschlagen.7 Danach m�ussen alle EVU nachweisen, da�

ein bestimmter Anteil des Stroms, den sie an Endkunden verkaufen, in KWK{

Anlagen erzeugt wurde. Der Anteil wird durch eine steigende Quote gesetzlich

festgelegt. Der Nachweis kann durch eigene Erzeugung oder den Aufkauf von

Zerti�katen erfolgen. Betreiber von KWK{Anlagen erhalten aus dem Verkauf

von Zerti�katen zus�atzliche Einnahmen.

Das vorgeschlagene Quotenmodell wird hier in einer Sensitivit�atsanalyse ab-

gebildet, indem f�ur das erste Betriebsjahr bei einer Quote von 12% der Zerti�kats-

preis auf 3 Pf/kWh gesch�atzt wird. F�ur die Folgejahre wird angenommen, da�

sich durch die Steigerung der Quote der Zerti�katspreis j�ahrlich um 0,25 Pf/kWh

erh�oht.

Abbildung 9.14 zeigt, da� sich mit diesen Annahmen die Rentabilit�at bei

allen Referenzobjekten erheblich verbessert. Am deutlichsten ist dies bei dem

7Details des Modells sind in Kapitel 4.1 beschrieben, der Gesetzestext �ndet sich in Anhang

A.
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Abbildung 9.14: Wirkung des Quotenmodells auf die Wirtschaftlichkeit der KWK{

Anlagen gegen�uber dem Vollstrombezug

Mehrfamilienhaus und der Niedrigenergiesiedlung zu erkennen: Hier k�onnen die

bisherigen Stromkosten um 13,5% bzw. 21% reduziert werden. Dies ist vor al-

lem darauf zur�uckzuf�uhren, da� nach dem Vorschlag von Traube f�ur Anlagen in

dieser Leistungsklasse die doppelte Anzahl an Zerti�katen ausgestellt wird. Bei

einem Zerti�katspreis von 3 Pf/kWh im ersten Betriebsjahr erhalten die Betrei-

ber eine zus�atzliche Gutschrift von 6 Pf/kWh f�ur die erzeugte (und nicht nur die

�ubersch�ussige) Strommenge.8

Die zus�atzliche Ausgabe von Zerti�katen entfaltet hier tats�achlich die Wir-

kung, die gewollt war: Kleine Anlagen mit vergleichsweise hohen Investitionsko-

sten erhalten einen �uberdurchschnittlichen Zuschu� und sind so �ahnlich pro�tabel

wie die gr�o�eren Anlagen.

Denkbar ist auch, da� bei einer niedrigeren Quote zun�achst das passive wirt-

schaftliche Potential der KWK aktiviert wird, das bisher wegen der in Abschnitt

2.4 beschriebenen Hemmnisse nicht genutzt wurde. In diesem Fall w�urde es ggf.

einen �Uberschu� an Zerti�katen am Markt geben, der dazu f�uhrt, da� der Zerti-

�katspreis stark verf�allt. Ein bestimmter Wert w�urde den Zerti�katen allerdings

bleiben, da Unternehmen �ubersch�ussige Zerti�kate aufkaufen k�onnen, um sie f�ur

einen Nachweis in zuk�unftigen Jahren zu nutzen.

8Die Betreiber m�ussen allerdings auch selbst die Quote nachweisen, soda� die Nettogutschrift

etwas geringer ausf�allt.
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Mit der Einf�uhrung eines Quotenmodells bekommen die Betreiber

von KWK{Anlagen aus dem Verkauf von KWK{Zerti�katen eine

zus�atzliche Einnahmequelle. Die Wirtschaftlichkeit wird dadurch

bedeutend verbessert, insbesondere im Vergleich zu dem Szenario

mit hohen Preisen f�ur �Uberschu�strom.



Kapitel 10

Fazit

Die derzeitigen und zuk�unftigen Rahmenbedingungen bringen f�ur die Kraft{

W�arme{Kopplung (KWK) neue Chancen und neue Risiken. Welche Auswirkun-

gen die Ver�anderung dieser Rahmenbedingungen auf die Zukunft der KWK hat,

wird kontrovers diskutiert und ist kaum prognostizierbar. Es lassen sich jedoch

einige qualitative Aussagen tre�en, die vor allem dar�uber Aufschlu� geben, wel-

che Rahmenbedingungen die zuk�unftige Nutzung der KWK f�ordern und welche

die Wirtschaftlichkeit beeintr�achtigen. Dabei ist es hilfreich, zwischen den Anla-

gengr�o�en und den Bereichen, in denen die KWK genutzt wird, zu di�erenzieren.

In der Untersuchung hat sich herausgestellt, da� im Vergleich zu anderen Ein
u�-

gr�o�en vor allem der Strompreisverfall infolge der Liberalisierung, die �okologische

Steuerreform und die Einf�uhrung eines Quotenmodells die Wirtschaftlichkeit von

KWK-Anlagen beein
u�en:

� Der Verfall der Strompreise infolge der Liberalisierung hat f�ur alle potentiel-

len Anwendungsfelder der KWK zur Folge, da� die Wirtschaftlichkeit stark

beeintr�achtigt wird. Insbesondere bei einem starken Preisr�uckgang wird der

Vollstrombezug im Vergleich zur Eigenerzeugung g�unstiger. Versch�arft wird

diese Situation durch die Einf�uhrung von Spotm�arkten, an denen Strom

zu kurzfristigen Grenzkosten gehandelt wird. Mit der Liberalisierung der

Elektrizit�atswirtschaft im europ�aischen Rahmen zeichnet sich auch ab, da�

EVU zunehmend im Ausland sehr preisg�unstigen Strom einkaufen. Gegen

sehr niedrige Strompreise k�onnen neue KWK{Anlagen aber nur in wenigen

F�allen bestehen. Das wirtschaftliche Potential der KWK wird durch die

Liberalisierung daher bedeutend verringert.

� Die �okologische Steuerreform setzt eine �okonomische Anreizwirkung f�ur

einen verst�arkten Einsatz von KWK-Anlagen. Durch Steuerbefreiungen er-

halten die Betreiber gegen�uber dem Strombezug und der konventionellen

W�armeerzeugung eine zus�atzliche Gutschrift, die bereits in der ersten Stufe

153
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1,2 { 4,8 Pf/kWhel ausmacht. Die Steuererm�a�igungen kommen vor allem

kleinen, nicht{gewerblichen Anlagen zugute.

Bei der Analyse ist allerdings sichtbar geworden, da� das derzeitige System

aus umwelt�okonomischer Sicht zum Teil nicht besonders eÆzient ist: Die

erm�a�igten Steuers�atze f�ur das produzierende Gewerbe und die Grenze von

700 kWel, unterhalb derer Betreiber von KWK{Anlagen von der Stromsteu-

er befreit sind, f�uhren dazu, da� das hohe Pontential f�ur gro�e Anlagen in

der Industrie und der Fernw�armewirtschaft nicht ausgenutzt wird und unter

Umst�anden die Anlagen sogar kleiner konzipiert werden. Dies ist vor allem

vor dem Hintergrund bedauerlich, da� hier CO2{Emissionen mit niedrigen,

zum Teil negativen CO2-Vermeidungskosten reduziert werden k�onnen.

� Durch die Einf�uhrung eines Quotenmodells mit handelbaren Zerti�katen

wird das KWK{Potential in Deutschland eÆzient und nachhaltig erschlos-

sen: Verschiedene Ausbaualternativen konkurrieren gegeneinander, soda�

die kosteng�unstigsten Potentiale erschlossen werden. Durch den Verkauf

von Zerti�katen erhalten die Betreiber eine zus�atzliche Einnahmequelle, mit

der bisher unwirtschaftliche Anwendungen rentabel werden. Fragw�urdig ist

die vorgeschlagene Ausgabe von zus�atzlichen, ungedeckten Zeriti�katen f�ur

kleine Anlagen, da hierdurch der Wettbewerb um die g�unstigsten Ausbau-

potentiale verzerrt wird und die Quote nicht erreicht wird.

� Die Vermarktung des �Uberschu�stroms kann bei KWK-Anlagen, die einen

hohen W�armebedarf und einen vergleichsweise geringen Strombedarf decken

m�ussen, zu einer relevanten zus�atzlichen Einnahmequelle werden. Hier bie-

tet insbesondere der Verkauf von �Okostrom eine interessante Perspektive.

Im Vergleich zu den Auswirkungen des Strompreisverfalls entsteht hier-

durch jedoch nur ein geringer �okonomischer Vorteil.

� Das Erdgaspreisniveau wird in Zukunft nur noch einen geringen Ein
u� auf

die Wirtschaftlichkeit von KWK{Anlagen haben, da neben den anlegbaren

W�armepreisen auch die Strompreise st�arker von dem Erdgaspreis abh�angen

werden.

� Hohe Zinss�atze, besonders aber kurze kalkulatorischen Abschreibungszeiten

beeintr�achtigen die Wirtschaftlichkeit von KWK{Anlagen. Bei Abschrei-

bungszeiten von f�unf Jahren, wie sie h�au�g in der Industrie gefordert wer-

den, k�onnen auch bei einem hohen Strom- und W�armebedarf nur gr�o�ere

Anlagen realisiert werden.

Industrieunternehmen

In Industrieunternehmen gibt es zufolge verschiedener Studien ein hohes wirt-

schaftliches Potential f�ur die Kraft-W�arme-Kopplung. Auch in den zwei unter-
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suchten F�allen ist der Einsatz von BHKW bei sinkenden Strompreisen noch wirt-

schaftlich. Dies liegt vor allem an einem ganzj�ahrig ausreichend hohen Strom-

und W�armebedarf.

Zur Zeit gibt es in der Industrie eine starke Zur�uckhaltung, was Investitionen

in neue KWK{Anlagen betri�t. Diese Zur�uckhaltung r�uhrt vor allem aus der Un-

sicherheit �uber die Entwicklung zuk�unftiger Strompreise. Kurzfristig kann daher

unter den gegebenen Rahmenbedingungen kaum mit einem Ausbau der KWK

gerechnet werden. Mittelfristig stellt sich die Situation bereits anders dar:

� Gegen Mitte des n�achsten Jahrzehnts m�ussen eine Reihe von alten Kraft-

werken in Deutschland ersetzt werden. Dann werden auch die bestehenden
�Uberkapazit�aten abgebaut, soda� sich die Preise eher an den langfristi-

gen als an den kurzfristigen Grenzkosten orientieren werden. Unter einem

besser prognostizierbaren energiewirtschaftlichen Umfeld wird auch die Be-

reitschaft zu Investitionen in die KWK steigen.

� Durch die Liberalisierung der Energiewirtschaft werden einige der bestehen-

den Hemmnisse f�ur die Nutzung der KWK abgebaut. Hierzu z�ahlen zum

Beispiel �uberh�ohte Preise f�ur die Vorhaltung von Reserveleistung oder der

Zwang zu w�armegef�uhrtem Betrieb.

� Das hohe unerschlossene Potential in der Industrie beruht unter anderem

darauf, da� viele alte W�armeerzeugungsanlagen bisher nicht ersetzt wurden.

Die �okologische Steuerreform setzt einen Anreiz, die alten Anlagen nicht

nur durch Heizkessel, sondern auch durch KWK-Anlagen zu ersetzen. Mit

der Verabschiedeung der folgenden Stufen der �okologischen Steuerreform

wird eine h�ohere Sicherheit f�ur Investitionsentscheidungen gescha�en. Dabei

wird sich auch herauskristallisieren, wie gro� der steuerliche Vorteil f�ur die

Eigenerzeugung in KWK{Anlagen ist.

F�ur die Industriebetriebe kann daher festgehalten werden: Das wirtschaftliche

Potential der KWK wird durch die Liberalisierung zwar erheblich verringert, aber

es kann erwartet werden, da� die Potentiale, die bestehen bleiben, eher genutzt

werden. Hieraus ist zu erkl�aren, da� Herr Dr. Budde, Gesch�aftsf�uhrer des VIK, f�ur

"
die technisch-wirtschaftlich sinnvolle\ KWK zu der Einsch�atzung kommt, da�

"
man in Deutschland ohne �Ubertreibung mit einem deutlichen KWK{Wachstum

rechnen kann\ (Budde 1999).

Kleine BHKW

Die KWK mit kleinen Anlagen ist mit einem relativ hohen investiven Aufwand

und hohen Instandhaltungs{ und Wartungskosten verbunden. Der Einsatz solcher

Anlagen rechnet sich unter den ver�anderten Rahmenbedingungen nur bei einem

ganzj�ahrig hohen Strom- und W�armebedarf, mit dem eine hohe Auslastung der
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Anlagen erreicht werden kann. Dies kann zum Beispiel durch die Verwendung von

vergleichsweise kleinen Anlagen in Nahw�armenetzen realisiert werden.

Stadtwerke mit Fernw�armenetzen

Viele Stadtwerke betreiben gro�e KWK-Anlagen zur Versorgung von Fernew�arme-

netzen f�ur die Wohnungswirtschaft. Um den W�armebedarf der angeschlossenen

Haushalte zu decken, m�ussen diese Anlagen das ganze Jahr �uber w�armegef�uhrt

betrieben werden. Hierdurch k�onnen Stadtwerke nur begrenzt auf Preissignale

reagieren. Unter Umst�anden m�ussen die KWK-Anlagen zur Deckung des W�arme-

bedarfs auch dann weiter betrieben werden, wenn der Stromeinkauf von au�erhalb

g�unstiger w�are. Hinzu kommt, da� die Anlagen durch den geringen W�armebedarf

im Sommer schlechter ausgelastet sind als industrielle KWK-Anlagen.

Dieser Wettbewerbsnachteil kann durch die Stadtwerke nur ausgeglichen wer-

den, indem ggf. die KWK-Anlagen durch konventionelle Heizkessel ersetzt werden

und der Strom bezogen wird. Im Fall der Fernw�armenetze von Stadtwerken droht

daher ein Abbau des derzeit genutzten Potentials.



Anhang A

Gesetzestexte zum Quotenmodell

A.1 Entwurf Gesetzestext

Elektrizit�atserzeugung in Kraft-W�arme-Kopplung

(1) Die Sicherung und der Ausbau der umwelt- und ressourcenschonenden Strom-

erzeugung in Kraft-W�arme-Kopplung im Geltungsbereich dieses Gesetzes

ist mittels einer Quote zu bewirken. Durch die Quote wird festgelegt, wel-

chen Anteil die in Kraft-W�arme-Kopplung erzeugte Elektrizit�at an der Ge-

samtmenge der erzeugten Elektrizit�at abz�uglich der aus regenerativen Ener-

gien erzeugten Elektrizit�at haben soll. Die Quote ist in zeitlichen Abst�anden

angemessen zu erh�ohen.

(2) Wer Elektrizit�at in Kraft-W�arme-Kopplung erzeugt, erh�alt auf Antrag von

der zust�andigen Beh�orde Zerti�kate �uber die erzeugten Kilowattstunden.

Wer im Geltungsbereich des Gesetzes Elektrizit�at an Letztverbraucher ver-

kauft oder als Letztverbraucher f�ur den eigenen Bedarf erzeugt, hat f�ur jede

verkaufte oder eigenerzeugte Kilowattstunden die Quote durch zerti�zierte

Eigenerzeugung oder den Erwerb von Zerti�katen zu erf�ullen.

(3) Als in Kraft-W�arme-Kopplung erzeugte Elektrizit�at im Sinne dieser Vor-

schrift gilt:

1. die Netto-Elektrizit�atserzeugung der Kraft-W�arme-Kopplungs-Anla-

gen, deren j�ahrliche Netto-Netzeinspeisung von elektrischer Energie

und von zur energetischen Nutzung bestimmten W�armeenergie min-

destens 70 Prozent der j�ahrlich eingesetzten Brennsto�energie (unterer

Heizwert) ist oder

2. bei Kraft-W�arme-Kopplungsanlagen mit einer Brennsto�ausnutzung

unter 70 Prozent das Produkt aus der zur energetischen Nutzung be-

stimmten W�armenetzeinspeisung und der Stromkennzahl; die Strom-
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kennzahl ist das Verh�altnis der Erzeugung von elektrischer Energie zu

W�armeenergie bei Vollast und maximaler W�armeauskopplung.

(4) Zur Erschlie�ung kleiner W�armebedarfspotentiale f�ur die Kraft-W�arme-

Kopplung werden f�ur die Elektrizit�atserzeugung in kleinen Kraft-W�arme-

Kopplungs-Anlagen unterhalb 1.000 kW elektrischer Leistung zus�atzliche

Zerti�kate ausgegeben in H�ohe von

1. 100 Prozent der Elektrizit�atserzeugung in Kraft-W�arme-Kopplung bei

Anlagen unter 50 kWel

2. 60 Prozent der Elektrizit�atserzeugung in Kraft-W�arme-Kopplung bei

Anlagen ab 50 - 199 kWel

3. 40 Prozent der Elektrizit�atserzeugung in Kraft-W�arme-Kopplung bei

Anlagen ab 200 - 499 kWel

4. 20 Prozent der Elektrizit�atserzeugung in Kraft-W�arme-Kopplung bei

Anlagen ab 500 - 999 kWel

(5) Das N�ahere einschlie�lich der Quote und des Verfahrens wird durch Rechts-

verordnung des Bundesministers f�ur Wirtschaft in Einvernehmen mit dem

Bundesministerium f�ur Umwelt und Naturschutz mit Zustimmung des Bun-

desrates festgelegt. In der Rechtsverordnung kann ein Interventionsrecht der

zust�andigen Beh�orde zur Stabilisierung des Kurses der Zerti�kate durch

Verkauf ungedeckter Zerti�kate festgelegt werden; dabei erzielte Einnah-

me�ubersch�usse sind zweckgebunden zur F�orderung der Kraft-W�arme-Kopp-

lung zu verwenden.

A.2 Entwurf Rechtsverordnung

Verordnung �uber die Elektrizit�atserzeugung in Kraft-W�arme-

Kopplung

Aufgrund des x... des Gesetzes ... verordnet das Bundesministerium f�ur Wirtschaft

im Einvernehmen mit dem Ministerium f�ur Umwelt und Naturschutz:

x 1 Anwendungsbereich

Den Vorschriften dieser Verordnung unterliegt, wer im Geltungsbereich des Ge-

setzes �uber die Elektrizit�atswirtschaft Elektrizit�at an Letztverbraucher verkauft

oder als Letztverbraucher f�ur den eigenen Bedarf erzeugt.
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x 2 Zerti�zierung der Elektrizit�atserzeugung in Kraft-W�arme-Kopp-

lung (KWK)

(1) Das Bundesamt f�ur Wirtschaft erteilt auf Antrag Zerti�kate f�ur die im Gel-

tungsbereich des Gesetzes �uber die Elektrizit�atswirtschaft in KWK erzeug-

te, der De�nition in x... Abs. 3 des Gesetzes ... entsprechende elektrische

Arbeit.

(2) Voraussetzung f�ur die Zerti�katsausgabe ist, da� die betre�ende KWK-

Anlage zuvor unter Angabe der im beigef�ugten Formblatt 1 bzw. la unter

Zi�. 1 genannten Daten beim Bundesamt angemeldet und registriert wird.

Als Beleg f�ur die Angaben gelten bei Anlagen bis 10 MW elektrischer Lei-

stung die Herstellerangaben, bei h�oherer Leistung das Testat der mit der

technischen Abnahme betrauten Organisation. Technische Modi�kationen

die nach der ersten Inbetriebnahme erfolgen und die angegebenen Daten

nicht nur unwesentlich ver�andern, sind dem Bundesamt zu melden.

(3) F�ur die Zerti�katsausstellung sind dem Bundesamt f�ur jede KWK-Erzeu-

gungseinheit die im Formblatt 1 bzw. la unter Zi�. 2 benannten Daten (Zeit-

raum, Stromerzeugung, W�armenetzeinspeisung, Brennsto�einsatz) mitzu-

teilen.

Die Zerti�kate werden vom Bundesamt unter Ber�ucksichtigung der Rege-

lungen des x... Abs. 3 und 4 des Gesetzes ... entsprechend der mitgeteilten

Daten und der in Zi�. 3 des Formblattes 1 bzw. la aufgef�uhrten Berech-

nungsweise f�ur den beantragten Zeitraum, der in der Regel ein oder mehrere

Kalendervierteljahre betragen soll, ausgestellt.

(4) Das Bundesamt kann Verwaltungshelfern die Pr�ufung der Antr�age und Aus-

stellung der Zerti�kate �ubertragen.

(5) Die Zerti�katsantragsteller sowie die nach x 3 Absatz (1) dieser Verordnung

Verp
ichteten haben den Mitarbeitern oder Beauftragten des Bundesam-

tes jederzeit Zutritt zu ihren R�aumen zu gew�ahren und auf Verlangen alle

Unterlagen vorzulegen, die zur Kontrolle erforderlich sind.

(6) Die Zerti�kate sind verk�au
ich und in beliebiger St�uckelung frei handelbar.

x 3 Verp
ichtung zum Erwerb von KWK-Zerti�katen

(1) Jeder, der Elektrizit�at an Letztverbraucher verkauft oder als Letztverbrau-

cher f�ur den eigenen Bedarf erzeugt, hat KWK-Zerti�kate im Sinne dieser

Verordnung zu erwerben, deren Menge - bezogen auf die von ihm in einem

Kalenderjahr insgesamt verkauft und/oder f�ur den Eigenbedarf erzeugte

Elektrizit�at abz�uglich der Elektrizit�at aus regenerativen Energien - der gem.
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x ... Absatz (1) des Gesetzes... vorgeschriebene P
ichtquote entspricht. Der

Erwerb kann durch eigene KWK-Erzeugung und/oder Kauf erfolgen.

(2) Die nach (1) Verp
ichteten haben dem Bundesamt f�ur Wirtschaft mit-

tels des beigef�ugten Formblattes 2 (Nachweiserkl�arung) die Erf�ullung der

P
ichtquote jeweils bis zum 31.03. f�ur das vorangegangene Kalenderjahr

nachzuweisen.

(3) Von der Nachweisp
icht ausgenommen sind diejenige, die ausschlie�lich re-

generativ erzeugte Elektrizit�at an Letztverbraucher verkaufen oder f�ur den

eigenen Bedarf erzeugen.

(4) Verf�ugt ein Verp
ichteter �uber mehr als die zur Erf�ullung der P
ichtquote

erforderlichen Zerti�kate, so kann er dies gem�a� Formblatt 2, Zi�. 4, als

Guthaben in das folgende Jahr �ubertragen.

(5) Gelingt es einem Verp
ichteten nicht, in einem Kalenderjahr die P
icht-

quote zu erf�ullen, kann er dies ausgleichen, indem er gem�a� Formblatt 2 im

folgenden Jahr die fehlende Menge zuz�uglich 10% nachweist. Kann ein Ver-

p
ichteter in jedem von drei aufeinander folgenden Jahren die Erf�ullung

der Quote nicht nachweisen, so kann das Bundesamt f�ur Wirtschaft eine

angemessene Geldbu�e verh�angen.

x4 Festsetzung der KWK-P
ichtquote

(1) Die gem�a� x3 durch Erwerb von Zerti�katen zu erf�ullende P
ichtquote wird

f�ur die auf das Inkrafttreten des x ... des Gesetzes ... folgenden zwei Kalen-

derjahre auf 12 % festgesetzt.

(2) Das Bundesamt �uberpr�uft nach Ablauf des ersten dieser zwei Kalenderjah-

re die Angemessenheit der Quote. Auf der Basis dieser �Uberpr�ufung wird

f�ur das dritte Kalenderjahr durch Rechtsverordnung gem�a� x ... Abs.5 des

Gesetzes ... unter Beachtung der in x ... Abs. 1 des Gesetzes ausgesproche-

nen Zielsetzung einer angemessenen Erh�ohung die P
ichtquote modi�ziert

festgesetzt. Weitere Erh�ohungen werden im Sinne der Zielsetzung, Anreize

zum Zubau von KWK-Anlagen zu scha�en, in angemessenen Zeitabst�anden

erfolgen.

x 5 Zerti�katshandel

(1) Erg�anzend zum direkten Zerti�katshandel zwischen den Marktpartnern kann

das Bundesamt zur Vermarktung der Zerti�kate, insbesondere von Kleiner-

zeugern eine Zerti�katsb�orse installieren, sofern sich der Bedarf daf�ur her-

ausstellt.
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(2) Sofern die KWK-Erzeugung zur Deckung der Quote nicht ausreicht und der

Zerti�katspreis infolge einhergehender Verknappung der Zerti�kate einen

oberen Grenzpreis �uberschreitet, kann das Bundesamt f�ur Wirtschaft unge-

deckte Zerti�kate zu diesem Grenzpreis verkaufen.

(3) Sofern der Zerti�katspreis einen unteren Grenzpreis unterschreitet, kann

das Bundesamt zur Stabilisierung des Kurses Zerti�kate aufkaufen.

(4) Die Grenzpreise werden zun�achst zu 2 bzw. 5 Pf/kWh festgesetzt. Sie wer-

den st�andig auf ihre Angemessenheit gepr�uft und bei Bedarf neu festgesetzt.

x 6 Geb�uhren

(1) F�ur die Zerti�katsausstellung wird eine Geb�uhr in H�ohe von .......... erhoben.

(2) Die Geb�uhrenschuld entsteht mit dem Eingang des Antrags beim Bundes-

amt f�ur Wirtschaft.

x 7 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des x 22 Abs. 1 des Gesetzes �uber die Elektri-

zit�atswirtschaft handelt, wer vors�atzlich oder fahrl�assig

1. entgegen x 2 Abs. 1 und x 2 Abs. 2 eine Angabe unrichtig mitteilt,

2. entgegen x 3 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 5 die vorgeschriebene P
ichtquote

nicht erf�ullt oder nicht rechtzeitig nachweist.

x 8 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verk�undung in Kraft.
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Anhang B

Mathematische Formeln

B.1 Gleichungen f�ur die Optimierung der Anla-

gengr�o�e der Niedrigenergiesiedlung

Zielfunktion

min
~Pel

"
a�
�
nM � f(nM) � 8724 � ~P

0;676
el| {z }

Investitionskosten BHKW

�

Vermiedene Investitonskosten ZKz }| {
1300�

�
P

0;774
W;max � (PW;max � (nM � 1) � ~PW )

0;774
� �

+
QBHKW +WBHKW

�N
� �pBr| {z }

Brennsto�kosten

+

Wartungskostenz }| {
WBHKW � �cWart� QBHKW �

�pBr + �tErdgas;ZK

�ZK| {z }
Verm. W�armeerzeugungskosten

#

wobei

a =
i � (1 + i)nA

(1 + i)nA � 1

QBHKW = ~PW � TV ollast +

TGesZ
TV ollast

P (t)dt

WBHKW = 1; 05 � ~Pel � TV ollast + s �

TGesZ
TV ollast

PW (t)dt

163



164 ANHANG B. MATHEMATISCHE FORMELN

TV ollast = T

�
~PW � nM

�

TGes = T

� ~PW

2

�

�cWart = a �
nAX
n=1

cWart;n

(1 + i)n

�pBr = a �
nAX
n=1

pBr;n

(1 + i)n

und

~PW =
~Pel

0; 0673564 � ln ~Pel + 0; 2886

PW (T ) = 1; 01702 � 10�20
� T 6

� 2; 59114 � 10�16
� T 5

+2; 42298 � 10�12
� T 4

� 1; 02106 � 10�8
� T 3

+2; 26189 � 10�5
� T 2

� 0; 0615106 � T + 182; 177

T (PW ) = �1; 30329 � 10�8
� P 6

W + 5; 45750 � 10�6
� P 5

W

�7; 51133 � 10�4
� P 4

W + 0; 0227678 � P 3
W

+3; 22074 � P 2
W � 303; 610 � PW + 10953; 9
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